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#ST# Elfte Sitzung - Onzième séance

Montag, 21. Juni 1976, Nachmittag
Lundi 21 Juin 1976, après-midi

16.00 h

Vorsitz - Présidence: Herr Etter

Nachruf - Eloge funèbre

Präsident: Leider muss ich Ihnen zu Beginn der heutigen
Nachmittagssitzung einen Nachruf vortragen.

Sie haben bereits aus der Zeitung erfahren, dass in der
Nacht vom Samstag auf den Sonntag Herr alt Bundeskanz-
ler Oskar Leimgruber im hohen Alter von 90 Jahren in
Bern verstorben ist. Oskar Leimgruber, Bürger von Frei-
burg und Herznach AG, war nach Abschluss seiner juristi-
schen Studien zuerst als Redaktor und Gewerbesekretär
tätig. Mit 26 Jahren trat er in den Bundesdienst über, wur-
de sieben Jahre später Generalsekretär des Post- und
Eisenbahndepartements und mit 39 Jahren Vizekanzler.
Am 15. Dezember 1943 wählte ihn die Bundesversammlung
zum Bundeskanzler. Er übte dieses Amt acht Jahre lang
aus. Als er 1951 mit 65 Jahren zurücktrat, war er noch
einige Zeit für die türkische Regierung als Experte für
die Reform der Staatsverwaltung tätig. Oskar Leimgruber
hat zahlreiche juristische und verwaltungswissenschaftli-
che Arbeiten veröffentlicht und war initiativ tätig in
schweizerischen und internationalen Vereinigungen. Dem
Nationalrat hat Bundeskanzler Leimgruber als Ratssekre-
tär und Protokollführer gedient und den Präsidenten als
sehr sachkundiger und formsicherer Berater und Adjutant.
Seine würdevolle Erscheinung verband sich mit einem
leutseligen Wesen. Er war bei den Ratsmitgliedern sehr
geschätzt.
Im Namen des Rates entbiete ich der Gemahlin des ver-
storbenen Bundeskanzlers, seinen zwei Söhnen, seiner
Tochter und seinen persönlichen und politischen Freun-
den unsere Anteilnahme. Ich bitte die Ratsmitglieder und
die Besucher auf der Tribüne, sich zu Ehren des Verstor-
benen von den Sitzen zu erheben. - Ich danke Ihnen.

Der Rat erhebt sich zu Ehren des Verstorbenen von den
Sitzen

L'assistance se lève pour honorer le mémoire du défunt
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Wortlaut der Initiative vom 14. Dezember 1973 (BBI 1975 II, 1752)
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Bericht der Vorberatenden Kommission an den Nationalrat
und an den Bundesrat vom 17. März 1975 (BBI 1975 II, 1748)
Rapport de la commission au Conseil national
et au Conseil fédéral du 17 mars 1975 (FF 1975 II, 1764)

Stellungnahme des Bundesrates vom 24. März 1976
zum Bericht der Kommission (BBI 1976 l, 1478)
Avis du Conseil fédéral du 24 mars 1976
sur le rapport de la commission (FF 1976 I, 1492)

Antrag der Kommission
Eintreten

Antrag Muret
Nichteintreten

Eventualantrag Carobbio
(im Falle der Ablehnung des Antrages Muret auf Nichtein-
treten)
Rückweisung an den Bundesrat, mit dem Auftrag, das Ver-
hältnis zwischen direkten und indirekten Steuern noch-
mals zu prüfen.

Proposition de la commission
Passer à la discussion des articles

Proposition Muret
Ne pas entrer en matière

Proposition éventuelle Carobbio
(en cas de rejet de la proposition Muret de ne pas entrer
en matière)
Renvoi du projet au Conseil fédéral avec mandat de ré-
examiner la relation entre impôts directs et indirects.

Weber Leo, Berichterstatter: Reformen haben es in der
Schweiz immer schwer. Das gilt im besonderen für Finanz-
und Steuerreformen. Was zurzeit auf diesem Sektor gilt, ist
denn auch meistens nicht auf dem ordentlichen Rechtset-
zungsweg in die Bundesverfassung hineingekommen, son-
dern über das Dringlichkeitsrecht der Zwischenkriegszeif
und des Vollmachtenregimes während des Zweiten Welt-
krieges. 1958 hat als sozusagen einziger Lichtblick im Ge-
wirr von sich ablösenden Uebergangsordnungen wenig-
stens eine systematische Aufzählung der Einnahmenquel-
len des Bundes die Verankerung der Verrechnungssteuer
und des Finanzausgleichs sowie die Pflicht zur Abtragung
der Schulden gebracht. Das und die definitive Veranke-



Constitution fédérale 652 21 juin 1976

rung von Sonderverbrauchssteuern sind die einzigen Re-
formen, wenn man sie so nennen will, die bisher vor dem
Volk Gnade gefunden haben.

Die beiden Haupteinnahmequellen, die direkte Bundes-
steuer und die Warenumsatzsteuer, sind bisher nie als
Dauereinrichtungen akzeptiert worden. So half sich denn der
Bund mit Uebergangslösungen auf Zeit, die den Stempel
der kurzfristigen Sicht trugen. Das einzige, was man er-
reichte, war die stete Verlängerung der Uebergangsfristen
von zuerst vier bis auf heute zwölf Jahre. Dazu benötigte
die Schweiz 14 Urnengänge, sechs mit positivem und acht
mit negativem Resultat. Dieser Pragmatismus der kleinen
Schritte hätte dem Bund unter dem heutigen zwölfjährigen
Regime die Müsse beschert, die neue Steuerordnung recht
langfristig anzugehen. Zwei Umstände machen ihm nun
einen Strich durch die Rechnung: die integrationsbeding-
ten Zollausfälle einerseits und das grosse Ausgaben-
wachstum anderseits. Die ersteren werden für das Jahr
1976 auf etwa 1,1 Milliarden geschätzt. Für die Jahre 1960
bis 1975 sollen nach Schätzungen, unter Aufaddierung des
Ausfalls, den die Schweiz wegen Anwendung des Ge-
wichts - statt des Wertzolls - erlitten hat, die Minderein-
nahmen aus den Zöllen wesentlich grösser sein als die
Ausgabenüberschüsse im Ausmasse von 3,7 Milliarden.
Die grosse Ausdehnung der Tätigkeit des Bundes in den
letzten Jahren zeigt sich in der enormen Steigerung der
Ausgaben, die von 7,8 Milliarden im Jahre 1970 auf 13,5
Milliarden im Jahre 1975 stiegen. Ebenso klar kommt die
Steigerung im Anteil der Bundesausgaben am Bruttosozial-
produkt zum Ausdruck. Nahmen die beiden Grossen in
den Jahren 1960 bis 1972 noch ungefähr im Gleichschritt
zu, so entwickelten sich von 1972 bis 1975 das Bruttoso-
zialprodukt jährlich um 8,8 Prozent, die Bundesausgaben
jedoch um 10,6 Prozent. Ein immer grösserer Anteil des
Sozialproduktes wurde daher vom Bund in Anspruch ge-
nommen. Die gleiche Entwicklung gilt für die öffentliche
Hand im allgemeinen. Der Scherenbewegung, die sich aus
den aufgezeigten Tendenzen ergibt, muss entgegengetre-
ten werden. Liesse man den Dingen den Lauf, so hätte das
steigende jährliche Defizite von mehreren Milliarden zur
Folge, die längerfristig über eine wachsende Zinsenlast
die heute schon knappe Flexibilität des Bundeshaushaltes
bis zum Immobilismus steigern und anderseits den Kapi-
talmarkt eindeutig überfordern und damit - mit oder ohne
Notenpresse - die Inflation anheizen würden. Mit dem
Bundesrat ist Ihre Kommission daher der Meinung, dass
nicht gewartet werden kann, sondern dass jetzt gehandelt
werden muss. Das Gewitter ist nicht bloss im Anzug, es
entlädt sich bereits über uns. Offen ist nur die Frage nach
seiner Dauer und nach dem angerichteten Schaden. Damit
unterscheidet sich die heutige Lage ganz eindeutig von
der Situation bei den Reformversuchen der fünfziger und
sechziger Jahre. Damals glichen Reformen frommen Wün-
schen. Heute ist die Neuordnung des Finanzhaushaltes
eine harte Forderung der Staatsräson. Eintreten auf die
Vorlage war bei diesem Sachzwang daher in der Kommis-
sion nicht bestritten.

Die Kommission hat das Paket der Massnahmen unter drei
Gesichtspunkten geprüft und gewogen: einmal im Hinblick
auf die Ausgewogenheit der Massnahmen des Bundesra-
tes auf dem Einnahmen- und dem Ausgabensektor, sodann
im Hinblick auf die Notwendigkeit der Mehrwertsteuer
oder auf vorhandene Alternativen, und schliesslich im Hin-
blick auf die zu treffenden flankierenden Massnahmen bei
einer allfälligen Einführung der Mehrwertsteuer.

1. Genügen die Massnahmen des Bundesrates auf der
Ausgabenseite? Der Bundesrat betrachtet es in seiner
Botschaft als Selbstverständlichkeit, dass zunächst alles
daran gesetzt werden müsse, um das wachsende Un-
gleichgewicht durch ein Abbremsen der Ausgabenentwick-
lung auf ein tragbares Mass zu vermindern. Er ist aber
offenbar der Meinung, dass er mit den bisherigen Spar-
massnahmen der Jahre 1974 und 1975, die zum grösseren
Teil bis heute weitergeführt werden, die entsprechenden

Möglichkeiten ausgeschöpft habe. Jedenfalls fehlen ein-
deutige gegenteilige Absichtserklärungen sowohl in der
Botschaft wie auch in der Stellungnahme des Bundesrates
zur Kritik an den Finanzplänen. Von zwei Seiten sind des-
halb in der Kommission Anträge auf Rückweisung der Vor-
lage gestellt worden mit dem Ziel, vom Bundesrat als Vor-
leistung für die Behandlung des Paketes eine neue Spar-
anstrengung zu erreichen. Diese Anträge mündeten
schliesslich, um nicht ein zeitliches Hinausschieben der
Behandlung des Paketes in Kauf nehmen zu müssen, in
die mildere Form einer Motion aus. Die Motion konkreti-
siert im Grunde genommen die von den meisten Fraktions-
sprechern anlässlich der Debatte über die Regierungs-
richtlinien geübte Kritik an den Finanzplänen. Sie verlangt
die Vorlage eines neuen Finanzplanes mit dem Budget
1977, mit dem Hauptziel eines ausgeglichenen Budgets im
Jahre 1979. Dabei sollen allfällige Arbeitsbeschaffungspro-
gramme ausgeklammert werden, weil sie besondere politi-
schen Gesetzen unterliegen. Den Weg zum Ziel erblickt
die Motion in einer Annäherung der Zuwachsraten der
gesamten Ausgaben an die Steigerung des Bruttosozial-
produkts, wobei ein Höchstsatz von 6 Prozent festgelegt
wird. Wiederum bleiben allfällige extreme Entwicklungen
vorbehalten.

Nachdem der derzeitige Finanzplan Zuwachsraten von 7
bis 8 Prozent für die Jahre 1977 bis 1979 vorsieht, stellt die
Forderung der Motion auf jeden Fall eine Verflachung dar;
sie bedeutet - in Zahlen umgesetzt - eine Kürzung des
gesamten Dreijahres-Ausgabenplafonds um 3,4 Prozent
oder eine Kürzung des Zuwachses in diesen drei Jahren
von 3,9 Milliarden um 1,8 auf 2,1 Milliarden, also fast um
die Hälfte. Damit kann das Planziel eines ausgeglichenen
Budgets im Jahre 1979 erreicht werden, sofern die Mehr-
wertsteuer im beantragten Rahmen angenommen wird. Die
Forderung nach Verlangsamung des Ausgabenwachstums
ist in die Form der Motion gekleidet, um dem Bundesrat
einen unmissverständlichen Auftrag zu geben. Das scheint
nötig zu sein, wenn man die ersten Reaktionen auf die
Motion richtig wertet. Dieser klare Auftrag soll hier wieder-
holt und bestätigt werden. Unsere Stellungnahme zum Ge-
samtpaket wird schlussendlich von seiner Erfüllung oder
Nichterfüllung abhängig sein. Die Kraftanstrengung lohnt
sich nur, wenn am Schluss sanierte Bundesfinanzen ste-
hen. Wir verlangen damit vom Bundesrat nichts Unmögli-
ches, sondern lediglich das, was er jeweils in den Budget-
vereinbarungen mit den Kantonen diesen auferlegt, letzt-
mals geschehen vor wenigen Wochen mit einer Zuwachs-
rate von 5 Prozent für das Jahr 1977. Wir glauben, mit
dieser Motion den Befürchtungen gegenüber einer Finanz-
und Steuerreform auf einem Bein gebührend Rechnung zu
tragen und dabei die zeitliche Dringlichkeit und die Hand-
lungsfreiheit des Parlaments 'nicht zu tangieren. Die Kom-
mission ersucht Sie deshalb dringend, diese Ansicht zu
teilen und die Motion zu überweisen.

2. Stellt die Mehrwertsteuer eine1 Notwendigkeit dar, oder
gibt es Alternativen? Die Mehrwertsteuer ist die zentrale
Massnahme im Paket. Auch wenn alle uns umgebenden
Staaten sie kennen und wenn sie ohne Zweifel viele Vor-
teile gegenüber der Warenumsatzsteuer aufweist, wird die
Neuerung nur geschluckt werden, wenn wir aufzeigen kön-
nen, dass es ohne sie nicht mehr geht. Die Kommission ist
daher dieser Frage gründlich nachgegangen.

Die Herabsetzung der Ausgaben auf das Wachstum des
Bruttosozialproduktes - wie die Kommission es verlangt -
führt zu einer Reduktion des Dreijahres-Plafonds um 1,8
Milliarden. Diese Summe übersteigt die Zahl von 853 Mil-
lionen wesentlich, die der Bundesrat für vordringliche
neue Aufgaben eingesetzt hatte. Sie verlangt eine zusätzli-
che Reduktion von knapp einer Milliarde an schon Beste-
hendem. Diese Uebung liegt im Bereich des politisch Mög-
lichen, sofern eine klare Prioritätsordnung durchgesetzt
wird. Das ergibt in den Jahren 1978 und 1979 leichte
Ueberschüsse, die gesamthaft zirka die Hälfte des Defizi-
tes von 1977 decken; zu mehr reicht es nicht. So zeichnet
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sich die Lage ab, wenn die zehnprozentige Mehrwert-
steuer akzeptiert wird und zum Fliessen kommt.
In der Kommission sind zwei Alternativanträge gestellt
worden. Der eine verlangt eine Aufstockung der Warenum-
satzsteuer auf einen Detailsatz von 7,5 und einen Engros-
satz von 10 Prozent. Diese Massnahme würde eine gute
Milliarde Franken mehr einbringen als die heutige Waren-
umsatzsteuer, aber 2 Milliarden weniger als die Mehrwert-
steuer nach dem Antrag des Bundesrates.
Der andere Antrag zielt auf eine Ermässigung des Ansat-
zes der Mehrwertsteuer um 10 auf 8 oder auf 9 Prozent.
Das führt zu Ausfällen von 800 Millionen bzw. von 1,6 Mil-
liarden. Um diese Beträge müsste man nach der Meinung
der Antragsteller die Ausgaben senken. Diese Reduktion
liesse nicht nur kein reales Wachstum der Ausgaben mehr
zu, selbst der Ausgleich der Teuerung müsste bei den
schärferen Varianten grösstenteils auf Kosten bisheriger
Werke geschehen.
Auf dem Papier sind solche Reduktionen möglich, aller-
dings nur bei Einhaltung einer äusserst straffen Prioritäts-
ordnung oder bei Abwälzung auf die Kantone oder andere
Leistungsempfänger. Ob das politisch durchgesetzt wer-
den kann, ist schon fragwürdiger. So oder so muss man
sich im klaren sein, dass Abstriche, die wesentlich über
die Anträge der Kommission hinausgehen, am Bestand
zehren; eine Demontage unseres Sozialstaates brächten
sie zwar nicht, wohl aber eine Décollage, d. h. einen Ab-
flug ins Ungewisse, in eine Richtung, bei der wir nicht
wissen, welche Positionen wir preiszugeben haben. Damit
dürfte klar sein, dass, genau besehen und in die Tief© ge-
lotet, die Tendenz dahingeht, dass die Alternative nur
lauten kann: Temporeduktion oder Richtungswechsel, oder
anders ausgedrückt: gleichviel Staat mit verzögertem Aus-
bau oder weniger Staat als heute. Das ist die Frage, die es
hier ganz klar herauszustellen gilt. Man kann das eine
oder das andere wollen; aber man kann nicht den Fünfer
und das Weggli haben, d. h. den verzögerten Ausbau und
weniger Geld.
Die Kommission hat sich mit grosser Mehrheit für die
Temporeduktion und gegen den Richtungswechsel ausge-
sprochen und damit auch für eine zehnprozentige Mehr-
wertsteuer votiert; denn mit weniger Mitteln ist angesichts
der angemeldeten Vorhaben, die kaum umgangen werden
können, nicht auszukommen. Für die Ablehnung der auf-
gestockten Warenumsatzsteuer sind auch ihre technischen
Mängel von entscheidender Bedeutung. Die Kommission
folgt in diesem Punkt mit dem Bundesrat den frü-
heren Expertenkommissionen und der Fachkommission.
Das derzeitige System bringt Schwierigkeiten mit der Steuer-
satzstaffelung und bei bestimmten Gütern mit einer indi-
rekten Belastung, «taxe occulte», die besonders den Ex-
port belastet. Es führt so zu Unebenheiten und Wettbe-
werbsverzerrungen, die durch bestimmte Massnahmen nur
gemildert, aber nicht behoben werden können. Auch ihre
Ergiebigkeit lässt sich nicht beliebig steigern. Beträge, wie
sie heute benötigt werden, sind mit ihr nicht aufzubringen.
Dazu brauchte es eine Ausdehnung des Steuerobjektes,
entweder durch den Einbezug der Dienstleistungen in die
Grossistensteuer oder durch die Weiterentwicklung der
Warenumsatzsteuer zu einer Detaillistensteuer. Aus techni-
schen Gründen raten die Fachexperten von diesen Schrit-
ten ab. Die Kommission hat keinen Grund, die Lage an-
ders zu beurteilen. Dazu sieht sie sich um so weniger ge-
nötigt, als die vorgeschlagene Mehrwertsteuer unbestreit-
bar grosse Vorteile gegenüber einer ausgeweiteten Waren-
umsatzsteuer aufweist. Sie entspricht nicht nur dem
Grundsatz der Wettbewerbsneutralität sowie dem interna-
tional verlangten Bestimmungslandprinzip. Die Experten
haben auch eine Lösung gefunden, die sich relativ einfach
handhaben lässt, zu wenig Abgrenzungsproblemen führt
und die Zahl der Pflichtigen auf weniger als die Hälfte der
Betriebe reduziert, statt 360000 werden es bloss 150000
sein. Die Mehrwertsteuer ist deshalb auch unter techni-
schen Gesichtspunkten der Warenumsatzsteuer eindeutig
vorzuziehen. Die Kommission hat sie denn auch in der

vorgeschlagenen Ausgestaltung gutgeheissen. Wenige Dis-
kussionspunkte werden in der Detailberatung aufgegriffen
werden.

3. Welche flankierenden Massnahmen sind bei der Einfüh-
rung der Mehrwertsteuer vorgesehen? Unter diesem Ab-
schnitt werden die Auswirkungen der Mehrwertsteuer auf
die direkte Bundessteuer und auf unsere Volkswirtschaft
sowie der Finanzausgleich und die Steuerharmonisierung
behandelt. Die Mehrwertsteuer ist eine Konsumsteuer. Sie
erfasst daher weitere Kreise als die bisherige Warenum-
satzsteuer. Betrug bisher die Belastung einer Normalfami-
lie rund 2,7 Prozent, so werden es in Zukunft gegen 5 Pro-
zent sein. Diese Mehrbelastung ist zwar, weil für die le-
bensnotwendigen Güter ein reduzierter Satz gelten soll,
sozial gerecht ausgestaltet. Trotzdem bringt sie eine we-
sentliche Erhöhung der Belastung. Es rechtfertigt sich
deshalb, die unteren und mittleren Kategorien von Steuer-
zahlern bei der direkten Bundessteuer zu entlasten. Die
Kommission folgt in diesem Punkte im wesentlichen den
Anträgen des Bundesrates. Sie setzt lediglich die Frei-
grenze um einiges tiefer fest. Das hat nicht nur einen ge-
wissen Minderausfall zur Folge, sondern auch die ge-
wünschte Wirkung, dass nicht zwei Drittel, sondern «nur»
etwa die Hälfte der Steuerpflichtigen befreit werden. Wäh-
rend die Mehrwertsteuer eine proportionale Grundbela-
stung aller Konsumenten darstellt, erhält die direkte Bun-
dessteuer immer mehr den Charakter einer Umverteilungs-
abgabe. Diese Funktionsteilung zwischen den beiden
Hauptsteuern entspricht durchaus den Forderungen nach
einem modernen Steuersystem.

In der Kommission ist die Aenderung der direkten Bun-
dessteuer allerdings der Höhe wie dem Grundsatz nach
bestritten worden. Ueber den Maximalsatz lässt sich in
guten Treuen streiten. Es ist immerhin festzuhalten, dass
er erst im Unendlichen erreicht wird. An der Tatsache,
dass wir uns in der Schweiz bei der Steuerbelastung der
50-Prozent-Marke nähern, ändert sich so oder so nichts.
Es bleibt die Optik, welcher bei Volksvorlagen unbestritten
eine Bedeutung zukommt. Der Antrag, den Tarif nicht zu
ändern, sondern lediglich die kalte Progression auszumer-
zen, widerspricht nicht nur der jahrzehntealten Praxis, bei-
de Hauptsteuern als Zwillinge zu behandeln, und dem da-
mit verbundenen Kostenausgleich, sondern er brächte
dem Bund auch einen Ausfall, der die 400 Millionen der
bundesrätlichen Vorlage wesentlich überstiege. Die Kom-
mission hat ihn deshalb eindeutig verworfen.

Die neuen Steuern werden sich auf unsere Volkswirtschaft
auswirken. Die Mehrwertsteuer bringt gegenüber der heu-
tigen Warenumsatzsteuer eine Mehrbelastung von unge-
fähr 3,5 Milliarden, wobei sie zum Teil die bisherigen und
die weiteren Zollsenkungen kompensiert. Sie wird zu
Preiserhöhungen führen, soweit die Steuer überwälzt wer-
den kann. Die letzten Erhöhungen der Warenumsatzsteuer
konnten nur teilweise überwälzt werden. Möglicherweise
wird der Konsum etwas abgeschwächt. Sofern die indirek-
ten Steuern im Lebenskostenindex berücksichtigt bleiben,
wird dieser ansteigen. Das Ausmass hängt wiederum von
der Ueberwälzungsmöglichkeit ab. Auf die private Sparka-
pitalbildung sind von der Mehrwertsteuer her keine Aus-
wirkungen zu erwarten. Die stark progressive Einkom-
menssteuer besitzt eine klare negative Wirkung auf die
Sparneigung und die Sparfähigkeit. Die direkten Steuern
der juristischen Personen sind durch die Annäherung an
eine proportionale Belastung investitionsfreundlich ausge-
staltet. Der Exportwirtschaft bringt das neue System durch
den Wegfall der Vorbelastung Vorteile und die Gleichstel-
lung mit der ausländischen Konkurrenz. Kleinbetriebe und
die Landwirtschaft sind von der Steuer ausgenommen.
Mittlere Gewerbebetriebe, die meistens nach den Grund-
sätzen für die natürlichen Personen besteuert werden,
profitieren von der erheblichen Entlastung bei den direk-
ten Steuern, die bis zu einem steuerbaren Einkommen von
150000 Franken und, je nach den Familienlasten, noch we-
sentlich weiter gehen.
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Art und Ausmass der Auswirkungen auf die Volkswirt-
schaft sind nicht genau auszumachen. Sicher ist nur, dass
die Einführung der Steuer zu einer gewissen Bewegung
führen wird. Entscheidend wird sein, dass für die Einfüh-
rung ein optimaler Zeitpunkt gewählt wird und dass die
Behörden mit flankierenden Massnahmen die Sache im
Griff behalten. Der optimale Zeitpunkt wäre eine Periode
des Aufschwungs mit stabilen Preisen. Der Bundesrat si-
gnalisiert eine solche Periode für die nächsten Jahre. Es
ist zu hoffen, dass sie eintritt. Je nach der Sachlage wird
sich die oberste Landesbehörde über die Geldmengenpoli-
tik der Nationalbank und über eine befristete Preisüberwa-
chung zusätzlich einschalten müssen. Parlament und Volk
erwarten eine subtile Beurteilung der Lage und die Ergrei-
fung der entsprechenden Massnahmen. Entscheidender
als all das wird aber sein, wie sich unsere Wirtschaft ent-
wickelt und wie sie die Mehrbelastung aufbringt. Neue
Steuergesetze nützen nicht viel, wenn das Rad der Wirt-
schaft stillsteht. Daran hängt mehr als an differenzierten
Ueberlegungen über Einzelwirkungen. Vom Gang der Wirt-
schaft hängen schliesslich Erfolg oder Misserfolg ab. Zum
Trost aller Zweifler sei darauf hingewiesen, dass auch
Ersatzmassnahmen wie die Erhöhung und Erweiterung der
Warenumsatzsteuer oder eine inflatorische Schuldenpolitik
zu Problemen führen würden. Deren Folgen wären ebenso
schwierig zu prognostizieren und möglicherweise noch
schwerer zu meistern.
Der Bundesrat ist der Ansicht, ein Ausbau des Finanzaus-
gleichs dränge sich auf. Er schlägt vor, für einmal die ver-
fassungsmässige Grundlage dafür zu schaffen. Die Ausfüh-
rung möchte er auf einen späteren Zeitpunkt verschieben,
bessere Zeiten für den Bund und die Neuverteilung der
Aufgaben zwischen Bund und Kantonen abwarten.
Die Kommission beantragt, schon jetzt ein Zeichen zu set-
zen und den Finanzausgleich durch Erhöhung der Kantons-
anteile an der direkten Bundessteuer von 30 auf 40 Pro-
zent sowie der Finanzausgleichsquote von 5 auf 16 Pro-
zent zu verstärken. Den Bund kostet das gute 300 Millio-
nen. Angesichts der Milliarden Mehreinnahmen, die dem
Bund mit diesem Paket zugestanden werden und ange-
sichts der Tatsache, dass die direkte Bundessteuer nun in
der Bundesverfassung dauernd verankert werden soll,
scheint diese Transaktion politisch und finanziell vertret-
bar zu sein. Sie verschafft zudem die Gelegenheit, das
vielfach vorgebrachte Postulat einer materiellen Steuer-
harmonisierung in bescheidenem Rahmen und auf indirek-
tem Wege zu verwirklichen. Unter Ablehnung von Anträgen
auf eine umfassende Bundeskompetenz betrachtet es die
Kommission als gerechtfertigt, wenigstens den Fi-
nanzausgleichsbezügern eine minimale Harmonisierung
der Steuerbelastung vorzuschreiben. Die Ausführung des
Grundsatzes hat durch Bundesgesetz zu erfolgen. Damit
wird im Grunde genommen nicht neues Recht geschaffen,
sondern lediglich die bestehende Vorschrift, wonach bei
der Berechnung des Finanzausgleichs für die Kantone die
Ausschöpfung der eigenen Steuerquellen zu berücksichti-
gen ist, auf die Verfassungsebene gehoben, präzisiert und
wirksamer gestaltet. Die sogenannte formeJIe Harmonisie-
rung wurde im Sinne des bundesrätlichen Antrages über-
nommen und alles in einem einzigen Paket vereinigt. Die
Umgestaltung der direkten Bundessteuer und die Harmoni-
sierungsbeschlüsse stellen die Alternative der Kommission
dar zur Reichtumssteuerinitiative der SPS und zu den Ein-
zelinitiativen Butty und Stich. Die Kommission empfiehlt
Ihnen deshalb Ablehnung, soweit sie nicht zurückgezogen
werden.
Gegen Mitte der dreissiger Jahre dieses Jahrhunderts
steckte die Wirtschaft der Schweiz nach relativ langen
guten Jahren in einer ähnlichen, eher noch stärkeren Kri-
se als heute. Auch die öffentliche Hand hatte Geldsorgen,
besonders der Bund, der in der allgemeinen Kasse und
bei den Bundesbahnen grosse Löcher aufwies. Der Bun-
desrat wies in seiner Botschaft an die eidgenössischen
Räte vom 2. September 1933 über die Wiederherstellung
des Budgetgleichgewichtes darauf hin, wieviel Mühe es

den Menschen koste, zuzugeben, auf einen erfreulichen
Aufstieg könnte plötzlich ein längerer Stillstand oder sogar
ein Abstieg folgen. Er löste damals seine Aufgaben mit
Dringlichen Bundesbeschlüssen. Wir legen unser Paket
dem Volk vor. Ich brauche Ihnen nicht zu sagen, dass es
auf wackeligen Füssen steht. Es wird nur unter vier Vor-
aussetzungen einige Aussicht auf Erfolg haben: Wenn ein
Kompromiss gefunden wird, hinter den sich möglichst wei-
te Kreise stellen; wenn der Bundesrat und das Parlament
eine geschlossene Haltung zeigen und diese im Abstim-
mungskampf auch vertreten; wenn der Sparauftrag einen
sichtbaren Erfolg einbringt, und schliesslich, wenn in der
nächsten Zeit alles unterlassen wird, was die Stimmung im
Volke zuungunsten der vorgeschlagenen Massnahmen
verschlechtern könnte. Wenn wir das nicht schaffen, ist es
um das Paket geschehen. Das gebe ich Ihnen zu beden-
ken und ersuche Sie, auf die Vorlagen einzutreten.

M. Gautier, rapporteur: La commission chargée d'étudier
les projets 76.024 et 76.025 s'est réunie à deux reprises, au
total pendant quatre jours, sous la présidence extrême-
ment souriante et dynamique de notre collègue Léo We-
ber, en présence de M. le conseiller fédéral Chevallaz,
entouré de ses principaux collaborateurs, en particulier de
M. Locher, directeur de l'Administration fédérale des con-
tributions.
Elle a commencé ses travaux par un large débat d'entrée
en matière qui s'est terminé par l'acceptation de celle-ci,
à l'unanimité, moins deux abstentions. Deux propositions
de renvoi au Conseil fédéral avaient été présentées à la
commission. L'une a été retirée par son auteur en faveur
de la motion sur laquelle nous reviendrons plus tard; l'au-
tre a été rejetée par 12 voix contre 4.
Le premier problème qui s'est posé à la commission est
celui de la nécessité des mesures proposées. Il n'est pas
nécessaire de revenir en détail sur la situation des fi-
nances fédérales. Notre Conseil la connaît depuis plu-
sieurs années et le plan financier dont il a pris connais-
sance, en mars dernier, lui a montré dans quelle impasse
budgétaire allait se trouver la Confédération. Rappelons
cependant quelques chiffres.
Le premier déficit est apparu en 1971 et s'élevait à près
de 300 millions. Il a progressivement augmenté pour at-
teindre 1,3 milliard au compte d'Etat de 1975. Le budget
1976 prévoit un déficit de près de 1,5 milliard et le plan
financier de 1977 à 1979 prévoit des déficits de 2 à 3 mil-
liards par an si la Confédération n'accepte aucune nou-
velle tâche, de près de 4 milliards si on y ajoute les nou-
velles tâches indispensables. Il faut ajouter à cela les ca-
pitaux nécessaires pour couvrir les déficits des CFF; c'est
dire que le découvert de la caisse fédérale pour les trois
années à venir serait en moyenne d'au moins 4 milliards
par an.
Les causes de cette pénible situation sont multiples et
bien connues. D'un côté, les recettes ont diminué, ou plus
exactement ont moins augmenté que prévu,. Il y a, à cela,
des causes conjoncturelles. La récession, en freinant la
consommation, a fait diminuer le rendement de l'impôt sur
le chiffre d'affaires. Il y a surtout des causes structurelles,
en particulier le manque à gagner sur les taxes doua-
nières dû, d'une part, à l'abaissement de ces taxes, consé-
cutif aux arrangements internationaux (GATT, AELE, CEE)
et, d'autre part, à notre système archaïque de taxation
douanière au poids et non ad valorem. Selon le Conseil
fédéral, le manque à gagner sur les droits de douane est
de ce fait de l'ordre de 2 milliards par an.
De l'autre côté, les dépenses augmentent à cause de l'in-
flation, bien sûr, mais surtout du fait des nouvelles tâches
confiées à la Confédération.
Or nous ne pouvons accepter un déficit annuel de 4
milliards à la fin de la législature, qui risque de continuer
à augmenter dans les années 80 et d'atteindre puis de
dépasser les 5 milliards. Il est donc indispensable de ré-
équilibrer le budget de la Confédération en tenant compte
des causes de son déséquilibre. Pour cela, il existe diver-
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ses possibilités dont plusieurs, nous allons le voir, doivent
être utilisées conjointement.
Deux grandes catégories de mesures peuvent être envisa-
gées: les réductions de dépenses et les augmentations de
recettes. Voyons tout d'abord la première possibilité, soit
les dépenses.
Le premier point est de savoir s'il existe des raisons de
tenter d'influencer la courbe ascendante des dépenses. Je
voudrais, ici, d'abord bien me faire comprendre. Personne
ne songe à diminuer les dépenses de la Confédération, ni
même à les stabiliser à leur niveau actuel; on veut seule-
ment freiner leur augmentation. Il nous semble que ce
freinage est non seulement justifié mais indispensable
pour plusieurs raisons. Tout d'abord, c'est l'augmentation
presque logarithmique des dépenses qui est l'une des
causes importantes du déséquilibre actuel. Ensuite, la
courbe des dépenses publiques augmente beaucoup plus
vite que celle du produit national brut; autrement dit, les
pouvoirs publics dépensent une part toujours plus impor-
tante du PNB. Pour la seule Confédération, cette part était
de 7 pour cent en 1960. Elle a oscillé entre 8 et 8,5 pour
cent jusqu'en 1970 puis la courbe a pris une accélération
inquiétante, atteignant 9 pour cent en 1974, 9,5 pour cent
en 1975. Si l'on considère l'ensemble des collectivités pu-
bliques (Confédération, cantons et communes), la part du
PNB qui leur est consacrée a passé de 15,4 pour cent en
1960 à 20 pour cent en 1975.
Selon certaines statistiques, en ajoutant encore la part
utilisée par les assurances sociales et les grandes régies,
c'est actuellement 44,7 pour cent du PNB qui passent par
les caisses officielles. Le plan financier montre que la
Confédération va augmenter sa part du PNB de près de 2
pour cent d'ici 1979. Comme il est probable que les autres
collectivités publiques, les assurances sociales et les
grandes régies vont faire de même, nous allons gaiement
dépasser les 50 pour cent du PNB passant par les mains
des pouvoirs publics.
Cela n'a évidemment théoriquement rien d'impossible,
mais il faut se rendre compte qu'une économie où plus de
la moitié du PNB est entre les mains de l'Etat n'est plus
guère une économie libérale. Il y a là un choix, une déci-
sion politique.
La commission a estimé, tout au moins dans sa majorité,
qu'un frein devait être mis à cette évolution, ce qu'elle a
exprimé dans la motion sur laquelle je reviendrai en temps
voulu, mais dont le but principal est que les dépenses
fédérales ne continuent pas, à court ou à moyen terme, à
absorber une part toujours croissante du PNB.
Une troisième raison de limiter l'augmentation des dépen-
ses est que, même avec l'introduction de la réforme que
nous discutons, le budget de la Confédération verrait ré-
apparaître des déficits importants dès 1979. On peut se
demander s'il serait raisonnable de voter une réforme aus-
si importante pour équilibrer le budget à un seul exercice!
La quatrième raison est qu'il est peu vraisemblable que
l'opinion publique accepte une nouvelle charge fiscale de
plus de 3 milliards sans que des mesures soient prises
pour freiner tant soit peu l'augmentation des dépenses et
soulager ainsi le contribuable. Rappelons qu'en décembre
1974 le peuple a rejeté toute augmentation d'impôts et ne
l'a acceptée en juin 1975 que parce que, entre-temps, des
économies substantielles avaient été réalisées.
Une cinquième et dernière raison est que le Conseil fédé-
ral lui-même est conscient de cette nécessité. Les direc-
tives qu'il a émises pour la préparation du budget 1977 et
du plan 1978/1979 tentent d'obtenir une nouvelle réduction
des dépenses par rapport au plan présenté en mars 1976.
Le Département des finances a, dans ce but, désigné une
commission de cinq experts, chargés d'étudier comment
et dans quel domaine cette réduction pourrait s'opérer.
Cela dit, est-il possible de freiner l'augmentation des dé-
penses? Je le répète, il ne s'agit ni de les diminuer, ni
même de les stabiliser, mais simplement de garder leur
augmentation dans le cadre de l'augmentation prévue du

PNB. Cela n'est probablement pas facile car les appétits
sont nombreux et parfois justifiés. Mais il paraît indispen-
sable de marquer une pause dans l'augmentation extrême-
ment rapide que les dépenses-fédérales ont connue ces
vingt-cinq dernières années. Il faut se résoudre à ne plus
vouloir «tout et tout de suite», comme on disait en mai
1968: il faut, si vous me permettez cette comparaison mé-
dicale, laisser la Confédération digérer les tâches nou-
velles qu'on lui a fait avaler, avant de lui en ingurgiter de
nouvelles. Il y va du maintien d'une économie libérale et
probablement d'une économie tout court. Il y va aussi,
pour finir, de la répartition des tâches non seulement en-
tre les cantons et la Confédération mais aussi entre l'Etat
et l'individu.
Un très gros effort a été fait depuis la dernière guerre
pour améliorer, par exemple, nos assurances sociales. Il
reste, certes, encore à faire dans ce domaine mais il est
impossible de le faire entièrement et maintenant. En vou-
lant aller trop vite, on risque de mettre en danger ce qui
est déjà acquis. Il nous paraît plus sage de consolider cet
acquis que de vouloir, a tout prix, aller plus vite et plus
loin en prenant le risque d'une catastrophe financière.
C'est en voulant améliorer trop vite, sans tenir compte des
réalités financières et économiques, que l'on risque le
démontage de la sécurité sociale. C'est une responsabilité
que nous nous refusons à prendre. Nous, préférons conso-
lider l'acquis.
Comment et où peut-on freiner? Je partage le point de
vue exprimé devant la commission par M. le conseiller
fédéral Chevallaz que ce n'est pas par des déclarations
fracassantes, des coupes sombres et brutales dans cer-
tains secteurs qu'on y arrivera, mais bien plus par un tra-
vail constant d'économie et de refus de charges nouvelles
dans divers domaines. C'est moins spectaculaire, certes,
mais probablement plus efficace. Quant aux domaines où
le coup de frein peut être donné, la commission, ou tout
au moins sa majorité, estime que c'est le gouvernement et
non le parlement qui est à même de proposer le lieu de
ces modifications, car lui seul, grâce à l'administration
dont il dispose, possède les données nécessaires.
A titre personnel, je dirai qu'à première vue, les sec-
teurs dont les dépenses ont crû plus fortement ces der-
nières années sont ceux où avant tout on peut probable-
ment marquer le plus facilement un temps d'arrêt dans la
progression. Rappelons que, de 1960 à 1976, alors que le
PNB quadruplait, les dépenses pour les transports et les
routes, ainsi que celles pour l'enseignement et la recher-
che, ont été multipliées par-12, que le multiplicateur a été
de 8 pour les prestations sociales et seulement de 2,3
pour la défense.
Au total, et je crois être ici l'interprète de la commission,
ou tout au moins de sa majorité, l'augmentation des dé-
penses peut être limitée et doit être limitée.
Cela n'empêche, bien entendu, pas que d'autre part il
faille augmenter les recettes de manière substantielle pour
permettre de rééquilibrer le budget, d'une part, et, d'autre
part, de faire face à une augmentation, même limitée, des
dépenses. Et là, il faut aussi choisir entre diverses possibi-
lités.
Le Conseil fédéral a renoncé, avec sagesse, à la solution
facile de l'emprunt systématique. Même si l'endettement
actuel de la Confédération est relativement faible et sup-
portable, son augmentation de plusieurs milliards par an
aurait une série d'inconvénients: augmentation du service
de la dette, difficulté éventuelle de trouver des capitaux
sur le marché, risque d'augmenter le taux d'intérêts, etc...
L'emprunt systématique est une méthode acceptable en
temps de guerre ou de crise grave, nous n'en sommes
heureusement pas là. De même, l'augmentation de la
masse monétaire, le recours à la planche à billets n'est
qu'un palliatif inacceptable. Depuis Philippe Le Bel, ro-
gnant ses écus, jusqu'à la République de Weimar en 1920,
en passant par les assignats de la Révolution française,
on connaît les résultats de ce procédé.
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II n'y a donc de possible que le recours à l'impôt.' Depuis
longtemps, toute nouvelle charge fiscale fédérale a tou-
jours été répartie sur les deux impôts de la Confédération,
l'impôt de défense nationale et l'impôt sur le chiffre d'af-
faires. Mais, aujourd'hui, le Conseil fédéral propose une
réforme grevant uniquement l'impôt de consommation qui
doit permettre d'amener, chaque année, quelque 3 mil-
liards de plus dans les caisses de la Confédération. Pour-
quoi ce choix? Parce qu'au cours de ces dernières an-
nées, le rendement des impôts de consommation a dimi-
nué du fait de la diminution des droits de douane, alors
que le rendement des impôts directs n'a cessé d'augmenter.
Ainsi, la part des impôts sur le revenu et la fortune, dans
les recettes fiscales de la Confédération, a passé de 27,7
pour cent en 1960 à 41,3 pour cent en 1975. Pendant la
même période, la part des impôts directs dans les re-
cettes fiscales de la Confédération, des cantons et des
communes a passé de 61,4 à 72 pour cent, tandis que la
part des impôts indirects diminuait de 38,6 à 28 pour cent.
Nous sommes, avec ces chiffres, le pays d'Europe occi-
dentale qui de loin connaît la plus forte proportion
d'impôts directs. Dans la plupart des pays, la proportion
est même, l'inverse de la nôtre. Pour toutes ces raisons, il
est indispensable de faire porter le nouvel effort fiscal sur
les impôts de consommation.
Notre actuel impôt de consommation, l'impôt sur le chiffre
d'affaires, a rendu d'éminents services depuis trente-cinq
ans. Il comporte, cependant, divers inconvénients, d'autant
plus marqués que son taux est plus élevé. Il est basé sur
le principe de l'imposition à un seul niveau de la consom-
mation, celui des grossistes. Comme les grossistes doivent
répercuter cet impôt sur le détaillant et sur le consomma-
teur, il a été nécessaire de fixer arbitrairement la marge
de bénéfice du détaillant à 50 pour cent des prix de gros.
Or cette marge arbitraire, si elle correspond en moyenne
à la réalité, s'en écarte dans certains cas, d'où une distor-
sion des prix de détail selon le chemin parcouru du gros-
siste au consommateur, qui avantage certains détaillants
et en défavorise d'autres, faussant ainsi le jeu de la con-
currence et créant une injustice fiscale.
D'autre part, l'impôt sur le chiffre d'affaires frappe égale-
ment les investissements, sur lesquels il ne peut être récu-
péré par les exportateurs. C'est ce qu'on a appelé la taxe
occulte qui grève nos exportations et les rend moins com-
pétitives vis-à-vis des produits étrangers taxés selon le
principe de la TVA qui, elle, peut être entièrement déduite
pour l'exportation. Pour ces deux raisons, on ne peut,
sans inconvénient majeur, augmenter le taux et donc le
rendement de l'actuel impôt sur le chiffre d'affaires. Il est
nécessaire de passer à l'imposition de la consommation à
toutes les phases avec déduction de la taxe antérieure,
autrement dit, au système TVA. Il serait trop long d'entrer
ici dans le détail technique de ce système, qui est fort
bien décrit aux pages 21 à 30 du message 76.024. Disons
simplement qu'avec la TVA, les distorsions de concurrence
disparaissent et que cet impôt peut être intégralement
déduit avant l'exportation, ce qui est particulièrement im-
portant au moment où notre industrie d'exportation con-
naît tant de difficultés par suite de l'appréciation cons-
tante du franc suisse.
D'autre part, la TVA a l'avantage sur l'impôt sur le chiffre
d'affaires de pouvoir s'appliquer à une gamme plus large
de prestations et notamment à divers services. Par contre,
la TVA touchant tous les stades de l'élaboration d'un ob-
jet, il est évident qu'elle va frapper un plus grand nombre
de contribuables que l'ICHA; celui-ci frappe actuellement
88 000 grossistes. La TVA, si elle était introduite sans
nuances, frapperait environ 360000 personnes, soit quatre
fois plus. La commission d'experts qui a mis au point le
projet de TVA qui nous est soumis a établi diverses me-
sures pour pallier cet accroissement. Elle y est parvenue
en exonérant:
- les entreprises dont le chiffre d'affaires est faible et où
l'avantage fiscal serait minime car, dans ces cas, les frais

de prélèvement de l'impôt seraient disproportionnés par
rapport à la recette fiscale,
- les produits de l'agriculture,
- divers services.
On arrive ainsi à ramener le nombre des contribuables à
environ 150000, soit une augmentation par rapport à
l'ICHA de 70 pour cent. Disons tout de suite que cette
exemption n'est qu'une pseudo-exemption.
En effet, les petites entreprises et l'agriculture, même si
elles sont exemptées de remplir les déclarations pour la
TVA, l'auront payée sur les produits et sur les investisse-
ments qui leur sont nécessaires et elles ne pourront la
déduire puisqu'elles ne seront pas contribuables de la
TVA. Les statistiques présentées dans le message mon-
trent que, dans la majorité des cas, cette pseudo-exemp-
tion ne coûtera, ni ne rapportera rien aux entreprises con-
cernées. Le projet prévoit cependant que ces entreprises,
si elles le désirent, pourront demander à être astreintes
volontairement à la TVA, cela pour éviter des distorsions,
des injustices.
Il me paraît difficile d'aller plus loin dans le détail au
cours de ce rapport d'entrée en matière. Je dirai encore
simplement que le taux normal prévu pour la TVA est de
10 pour cent, qu'un taux réduit de 3 pour cent est prévu
pour les produits de première nécessité dont la liste cor-
respond approximativement à la liste franche actuellement
en vigueur pour l'ICHA.
La discussion de détail me permettra de revenir sur deux
problèmes: la limitation dans le temps et la marge de flexi-
bilité.
Enfin, disons que l'avantage fiscal pour la Confédération,
par rapport à l'ICHA au taux actuel, serait de 3,4 milliards
en 1978 et de 3,5 en 1979.
Une question se pose, celle de la répercussion de la TVA
sur l'économie, en particulier de son effet sur le coût de
la vie. Selon les experts, il est très difficile de prévoir
quel sera cet effet, car il dépend en grande partie de la
situation économique au moment de l'introduction de la
TVA. En période de calme, sans trop d'inflation, l'introduc-
tion de la TVA ne sera vraisemblablement que partielle-
ment reportée sur le consommateur et son effet sur le
coût de la vie restera modeste. Si par contre elle survient
lors d'une forte reprise avec un haut taux d'inflation, il est
évident qu'elle sera pleinement répercutée sur le consom-
mateur et contribuera à faire monter l'indice des prix de
détail. Toujours selon les experts, cette hausse due à la
TVA serait de l'ordre de 2 à 3 pour cent de l'indice.
La question se pose de savoir si la TVA doit être incluse
dans le calcul de l'indice ou si elle ne devrait pas en être
extraite. Si on l'inclut, la hausse de l'indice déclenche le
processus de relèvement des salaires indexés, avec toutes
les conséquences que l'on sait, et - en définitive - ce
n'est plus le consommateur qui paie la TVA, mais les en-
treprises. Si on l'exclut, c'est bien le consommateur qui
est chargé et on évite d'entrer dans la spirale ascendante
des prix et des salaires. La commission d'experts signale
ce problème, sans vouloir prendre position. Je tenais à la
signaler aussi; il s'agit là d'un choix politique qui devra
être fait.
Pour ce qui est de l'impôt fédéral direct, le projet du Con-
seil fédéral n'en attend aucune recette nouvelle; au con-
traire, il laisse prévoir une diminution de rendement d'en-
viron 400 millions sur les personnes physiques. Cela est
dû au fait qu'en application de l'article 41 fer, 5e alinéa,
de la constitution, le Conseil fédéral a décidé de corriger
les effets de la progression à froid. Pour ce, faire, un nou-
veau barème a été mis sur pied, dont les deux mesures
principales sont, d'une part, l'augmentation de la part de
revenus exonérée qui passerait, selon le projet, de 9700 à
25000 francs, chiffre que la majorité de la commission
vous propose de ramener à 18000, et, d'autre part, la pro-
longation de la courbe de progressivité jusqu'à un taux de
14 pour cent au lieu de 11,5 actuellement. A cela s'ajoute
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une augmentation des déductions sociales. En chiffres,
cette opération coûtera 450 millions en allégements qu'il
faut diminuer des 50 millions de recettes supplémentaires
dues à l'augmentation du taux maximum, soit au total un
manque à gagner de 400 millions.
En chiffres toujours, le nombre de contribuables astreints
diminuera des deux tiers selon la proposition du Conseil
fédéral. Actuellement, deux millions de contribuables
paient l'impôt fédéral direct; selon le projet du Conseil
fédéral, ce nombre s'abaisserait à 650 000, selon celui de la
commission à un million.
Je trouverai, certainement, l'occasion de revenir sur ce
problème lors de la discussion de détail.
Pour les personnes morales, le projet prévoit une opéra-
tion blanche. Il augmente légèrement le taux de l'impôt
sur le bénéfice, ce qui rapporte 15 millions et diminue
celui sur le capital et les réserves, ce qui coûte 15 mil-
lions. Là aussi, la discussion de détail permettra de reve-
nir sur ce sujet, sur la proposition de la commission de
modifier le système d'imposition du bénéfice, et sur les
problèmes de la limitation dans le temps et de la flexibilité.
La commission, contrairement au Conseil fédéral, propose
une forte augmentation de la part cantonale à l'impôt fé-
déral direct, proposition dont le but principal est de pro-
mouvoir, par un renforcement de la péréquation intercan-
tonale, une harmonisation fiscale matérielle entre la Con-
fédération et les cantons.
Le moment est venu de parler du projet d'harmonisation
fiscale. Ce Conseil se rappelle que divers projets concer-
nant ce domaine lui ont été soumis, notamment lès initiatives
Stich et Butty dont nous devons nous occuper sous peu.
Sans entrer dans le détail, je rappellerai que la commis-
sion chargée d'étudier ces deux initiatives parlementaires
conclut à la nécessité de promouvoir une harmonisation
formelle, c'est-à-dire de donner à la Confédération la com-
pétence de fixer aux cantons certains principes de base
de leurs systèmes fiscaux. Par contre, cette commission
estimait qu'il était prématuré d'aller jusqu'à l'harmonisa-
tion matérielle, c'est-à-dire d'intervenir dans le taux des
impôts cantonaux et communaux. Ce point de vue de la
commission, approuvé par la Conférence des directeurs
cantonaux des finances, a été repris par le Conseil fédéral
dans son projet d'introduire dans la constitution un article
42quinquies, disant - entre autres - à son alinéa 2: «La
Confédération établit par la voie législative, pour la légis-
lation des cantons et des communes, les principes régis-
sant l'assujettissement à l'impôt, l'objet et le calcul des
impôts dans le temps, la procédure et le droit pénal en
matière fiscale; elle en contrôle l'observation. La fixation
des barèmes, des taux et des montants exonérés d'impôt
est du ressort des cantons.» Le Conseil fédéral s'en tient
donc à l'harmonisation formelle.
Notre commission, tout en soutenant et adoptant cet arti-
cle 42quinquies, a estimé, dans sa majorité, devoir aller
plus loin et introduire un début d'harmonisation matérielle.
Elle a admis qu'au moment où la Confédération demandait
un effort supplémentaire important aux contribuables, il
fallait en même temps exiger des cantons une certaine
harmonisation matérielle qui mette fin à des situations de
concurrence fiscale et à la tendance de certains cantons
à sous-imposer leurs contribuables, quitte à réclamer en-
suite des soutiens financiers fédéraux.
La commission a ainsi également tenu compte de la forte
minorité qui a récemment soutenu l'initiative fiscale de
l'Alliance des indépendants.
Pour parvenir à ce but, la commission vous propose:
1. De porter de 30 à 40 pour cent la part des cantons à
l'impôt fédéral direct;
2. Sur cette part, de porter la fraction réservée à la pé-
réquation d'un sixième à 40 pour cent; c'est dire que la
part de l'IDN réservée à la péréquation passera de 5 à 16
pour cent, tandis que la part cantonale hors péréquation
diminuera légèrement et s'abaissera de 25 à 24 pour cent;

3. De faire dépendre le paiement aux cantons de la part
de péréquation de l'adoption par ceux-ci de lois fiscales
imposant de manière suffisante les hauts revenus et les
fortunes importantes des personnes physiques, ainsi que
le bénéfice et le capital des personnes morales.
De cette manière, par une loi qui devrait entrer en vigueur
le 1er janvier 1979, la Confédération fixerait aux cantons
des taux d'imposition minimum, au-dessous desquels
ceux-ci perdraient leur part de péréquation.
Telle est la proposition de la commission, à laquelle le
Conseil fédéral s'oppose principalement en raison de la
perte de 320 millions par an qu'elle représenterait pour la
caisse fédérale. Nous reviendrons aussi sur ce sujet lors
de la discussion de détail.
Il me reste à vous rappeler la procédure législative pro-
posée. Selon un système qui devient traditionnel, le Con-
seil fédéral nous propose d'inscrire simultanément dans la
constitution des dispositions définitives de compétence et
des dispositions transitoires d'application. Pour les dispo-
sitions définitives, le Conseil fédéral propose de remplacer
l'actuel article 41 fer, qui règle la compétence de la Confé-
dération en matière d'impôts de consommation et d'impôt
direct, par deux articles: le 41ter, réglant les compétences
en matière d'impôts de consommation et le 41c/uafer ré-
glant l'impôt direct. En outre, le projet propose un article
42quinquies nouveau, réglant l'harmonisation formelle. Si-
gnalons à ce propos que la commission a estimé que ces
trois articles formaient un tout et qu'il était logique de
présenter ces modifications en un seul arrêté fédéral,
alors que le Conseil fédéral prévoyait un arrêté pour les
impôts et un autre pour l'harmonisation fiscale; finalement,
le Conseil fédéral s'est, devant la commission, rangé au
choix de l'arrêté fédéral unique. Nous aurons l'occasion de
revenir sur ce sujet lors de la discussion de détail.
Pour les dispositions transitoires, le Conseil fédéral et la
commission vous proposent de scinder l'article 8 actuel
qui traite des deux impôts en un article 8 traitant de
l'impôt direct et un article 9 nouveau traitant des impôts
de consommation. Ces deux articles fixent les limites dans
lesquelles le Conseil fédéral réglera l'application des dis-
positions constitutionnelles sur les deux impôts, en atten-
dant que la législation soit modifiée.
En ce qui concerne l'initiative du Parti socialiste sur l'im
position de la richesse, objet du message 76.024, j'en re-
parlerai lorsque nous viendrons à sa discussion. Pour le
moment, je dirai seulement que la commission propose
par 12 voix contre 8 de suivre le Conseil fédéral en
recommandant au peuple et aux cantons le rejet de cette
initiative.
En conclusion de ce long rapport, je vous demande donc,
au nom de la commission d'entrer en matière sur la pro-
position 76.024 (l'entrée en matière étant implicite sur l'ini-
tiative populaire) et de voter les deux arrêtés tels qu'ils
vous sont proposés par la majorité de la commission, en-
fin d'adresser au Conseil fédéral la motion de la commis-
sion.

M. Muret: II y a un certain paradoxe à ce que la seule
proposition de non-entrée en matière soit présentée non
seulement par un groupe de minorité, bien sûr, mais moti-
vée par des raisons qui sont sans doute assez différentes
de celles qui animent d'autres adversaires de la TVA. Je
m'empresse de dire que ce n'est pas de notre faute et que
cela n'empêchera pas lesdits adversaires qui existent -
tout le monde le sait - de se rallier à notre proposition de
non-entrée en matière.
Celle-ci est la suite logique du refus que le Parti du travail
a déjà opposé soit au projet de mesures fiscales de dé-
cembre 1974, soit à celui de juin 1975. Dans ces deux cas,
nous avons dénoncé et combattu une politique financière
qui faisait payer le peuple pour épargner la richesse et le
capital. Or, aujourd'hui, le nouveau régime des finances et
des impôts qui nous est proposé marque clairement que
cette politique non seulement n'a pas changé mais qu'elle
s'aggrave lourdement avec l'introduction de la TVA.
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En effet, l'énorme charge supplémentaire de 3,5 milliards
qu'entraîné ce nouveau système sera supportée finale-
ment et au bout de la chaîne des déductions par le seul
consommateur, c'est-à-dire en premier lieu par le monde
du travail. Nous ne pouvons donc que repousser le projet
fédéral et nous opposer avec d'autant plus d'énergie à
l'extension massive d'une imposition indirecte qui est par
définition foncièrement inéquitable et antisociale. Pour-
quoi? Parce que non progressive; parce que frappant au
même taux le pauvre et le riche, le petit et le gros, parce
que pesant ainsi fatalement pour l'essentiel sur l'immense
majorité de la population - et cela afin de mieux sauve-
garder les privilèges d'une petite minorité toute-puissante,
celle des trusts, des monopoles et des grandes concentra-
tions capitalistes.
Soit dit en passant, la réponse favorite apportée jusqu'ici
par le Conseil fédéral à cette critique de principe de
l'impôt indirect consistait à invoquer le caractère éminem-
ment social qui était prétendument conféré à l'impôt sur le
chiffre d'affaires actuel par l'existence de la fameuse liste
franche qui exonère les produits de première nécessité.
Or cette liste franche est purement et simplement suppri-
mée dans le cadre de la TVA! Et alors qu'à l'heure ac-
tuelle, elle comprend en tête le gaz, l'eau, l'électricité, les
combustibles, les savons et lessives, ces marchandises
seront imposées à l'avenir au taux maximum et ne bénéfi-
cieront même pas du taux réduit de 3 pour cent. Bien sûr,
on fournit à ce propos d'irréfutables explications techni-
ques. Le seul ennui, c'est qu'elles n'empêchent en rien le
consommateur d'être ainsi frappé d'une coquette augmen-
tation de ses charges et c'est pourquoi nous avons dépo-
sé une proposition de maintien intégral de la liste franche
actuelle.
Certes, il faut rendre cet hommage au Conseil fédéral qu'il
n'a rien négligé pour soigner la présentation, comme on
dit en langage commercial, de son dernier paquet - puis-
que c'est le terme aujourd'hui consacré - de mesures fis-
cales. C'est un paquet de fête avec emballage de luxe,
c'est-à-dire qu'on ne devine pas tout de suite ce qu'il en-
veloppe au juste, et peut-être pas non plus par la suite, du
reste... Et puis l'acheteur a droit à une prime spéciale en
supplément gratuit et à titre exceptionnel, comme de
juste, sous la forme d'un allégement de 400 millions de
son impôt fédéral direct. Il est vrai que cette réduction est
déjà réduite de 50 millions par la commission mais elle
n'en conserve pas moins un indiscutable attrait publici-
taire.
Hélas! la prime fédérale ressemble comme une sœur à
toutes les primes de toutes les «actions» de tous les
grands magasins, ce qui veut dire qu'avant de se laisser
séduire il vaut mieux y regarder de près. Or que constate-
t-on? Le contribuable marié avec deux enfants et dont le
revenu se monte à 26 500 francs aura l'inexprimable satis-
faction de voir son impôt direct allégé de 74 francs et 70
centimes si son épouse ne travaille pas. Par contre, à
l'usage, il s'apercevra que l'introduction de la TVA aura
alourdi les dépenses de son budget familial de quelque
1800 francs au moins; ce qui signifie qu'il aura payé au
titre de la TVA 24 fois plus que ce qu'il aura économisé
sur son impôt direct!
Il y a là une démonstration simple, précise, fondée au sur-
plus sur des statistiques et des chiffres officiels, de la bril-
lante opération .que représente le nouveau régime finan-
cier pour les petits et moyens contribuables et pour la
grande masse des salariés.
Et à cela s'ajoute une autre constatation particulièrement
significative à nos yeux. En effet, ce nouveau régime fi-
nancier ne se borne pas à faire retomber l'essentiel des
charges nouvelles sur le peuple mais au surplus il favorise
délibérément le capital.
Il est vrai qu'on peut prendre acte des maigres augmenta-
tions qui pèsent (d'un poids léger) sur les gros revenus
des personnes physiques - et qui du reste paraissent sur-
tout destinées à ganter de velours la main tendue aux
socialistes... Mais les personnes dites morales, c'est-à-dire

dans leur grande majorité les sociétés anonymes et leurs
énormes ressources, c'est-à-dire encore les grands em-
pires capitalistes du pays, ne se voient pas seulement
épargnées, elles bénéficient même parfois d'un traitement
amélioré et privilégié.
C'est ainsi que le message du Conseil fédéral tient à sou-
ligner que l'acquisition de tous les biens et services desti-
nés à l'activité de l'entreprise, donc les biens d'investisse-
ment et les moyens d'exploitation, seront désormais dé-
grevés par le jeu de la déduction de l'impôt préalable. Ce
qui signifie qu'ici comme ailleurs, c'est le consommateur
qui, au bout de la chaîne, paiera le cadeau octroyé à plus
riche que lui.
C'est ainsi que le taux d'imposition du capital et des ré-
serves des sociétés anonymes et des coopératives est non
pas même maintenu, mais allégé de 10 pour cent, alors
qu'il est déjà si dérisoire que le produit de cet impôt se
monte en tout et pour tout à 64 millions pour une masse
de capitaux de plus de 100 milliards.
C'est ainsi que les décisions de la commission ont, entre
autres, des effets magiques pour une certaine catégorie
de sociétés qui bénéficieront d'allégements allant selon
les cas jusqu'à plus de 50 pour cent!
Et, pendant ce temps, il faut le répéter sans se lasser,
l'essentiel des 3,5 milliards de charges fiscales supplé-
mentaires retombent sur la grande masse de la popula-
tion. C'est la confirmation éloquente du contenu typique-
ment antisocial d'une politique financière de classe.
«C'est bien (ou ce n'est pas bien, selon le point de vue
auquel on se place), va-t-on sans doute nous objecter,
mais la Confédération a besoin d'argent; il faut qu'elle
paie notamment ses dépenses sociales; si vous ne voulez
pas de la TVA, que proposez-vous?» Permettez-moi - je
me suis fait l'interprète de MM. les rapporteurs et j'en suis
très heureux - de leur rappeler donc en réponse à cette
question que si toutes les propositions concrètes de res-
sources nouvelles que nous avons déposées au cours de
ces dernières années, en 1972, en 1974, en 1975, avaient
été acceptées, elles auraient déjà comblé une bonne par-
tie du déficit des finances fédérales. Seulement voilà, aux
yeux de cette assemblée ou de sa majorité en tout cas,
elles avaient le tort de mettre enfin à contribution le capi-
tal et les principaux bénéficiaires de vingt-cinq ans de
haute conjoncture. Les dernières d'entre elles, qui visaient
à doubler l'impôt sur les sociétés (rendement, capital et
réserves) ont recueilli quatre voix et j'ai été soupçonné à
cette tribune de schizophrénie! (Notez bien: autant ça que
la gale!) Il nous a donc paru inutile de renouveler cette
fois-ci cet exercice de style.
Mais qu'on ne vienne pas prétendre qu'il n'y a pas de so-
lutions de remplacement à la TVA. La majorité a beau ne
pas vouloir de celles que nous préconisons. Elles n'en
existent pas moins et elles ne manquent pas. La proposi-
tion que je viens de mentionner eût procuré 1,5 milliard de
recettes nouvelles. Le passage de 0,75 pour mille à 1 pour
cent seulement du taux sur le capital et les réserves pro-
curerait 1 milliard. Une lutte véritable contre la fraude
fiscale en rapporterait 2. On pourrait et on devrait suppri-
mer les arrêts de la progression, on pourrait imposer les
plus grosses fortunes (nous disons bien les plus grosses
seulement); on pourrait et on devrait réduire les dépenses
d'armement, et ainsi de suite.
Ce que nous voulons ainsi, nous n'avons pas à le cacher,
c'est une transformation profonde de la politique finan-
cière antisociale et antipopulaire qui est celle de la classe
dirigeante et qu'incarné impudemment aujourd'hui le nou-
veau régime qui nous est soumis.
Il va de soi que nos solutions supposent et exigent de
vastes réformes, d'amples changements d'ensemble, mais
c'est bien là le but même qui est le nôtre et nous n'enten-
dons pas nous en écarter, entre autres en tombant dans le
piège d'une technicité qui ne sert aujourd'hui en fait que
les puissances d'argent.
Tels sont les principaux motifs de notre proposition de
non-entrée en matière pure et simple. Nous ne nous dissi-



21. Juni 1976 659 Bundesverfassung

muions en rien ce qu'elle peut avoir de symbolique dans
cette assemblée. Il n'est pas certain en revanche qu'il en
soit de même devant le peuple.

M. Carobbio: La situation précaire des finances de la Con-
fédération préoccupe en premier lieu les travailleurs. Ce
sont eux qui en supportent toujours les conséquences.
Le Conseil fédéral prétend que les déficits toujours plus
lourds sont la conséquence d'une croissance trop rapide
des dépenses due à l'extension constante des tâches des
pouvoirs publics et à la récession. Ce sont des justifica-
tions pour le moins incomplètes. Les déficits sont aussi la
conséquence de la politique pratiquée ces dernières an-
nées et caractérisée par une imposition insuffisante des
hauts revenus et des fortunes, par le refus, et cette atti-
tude a été encore confirmée ce matin, de limiter le secret
bancaire, par l'absence de volonté de modifier la distribu-
tion des charges publiques dans le sens d'une réduction
des dépenses peu utiles à la collectivité, telles les dépen-
ses militaires, l'aide massive aux entreprises de transport
privées, aux transports publics, etc.; ils résultent aussi de
la politique douanière, qui s'est traduite par une forte dimi-
nution des recettes sans que le consommateur ait bénéficié
en quoi que soit du démantèlement des droits de douane.
On parle d'une perte de 2 milliards, y compris celle qui
découle du système des taxes douanières calculées selon
le poids au lieu du système ad valorem, perte qui repré-
sente plus de la moitié du déficit prévu et dont ont bénéfi-
cié les grosses sociétés d'importation et les grandes in-
dustries. On ne peut, lorsqu'on examine la situation des
finances de la Confédération et les solutions à adopter,
oublier ces aspects du problème ni surtout les responsa-
bilités qui en découlent.
Cependant, on ne petit pas nier la réalité: le déficit de 3,8
milliards prévu est lourd. Sa couverture, et sur ce point je
suis d'accord avec le Conseil fédéral, passe par une aug-
mentation des recettes, augmentation d'autant plus impor-
tante quand on veut, et nous croyons que les travailleurs
ont tout intérêt à la réclamer, revendiquer une politique
d'intervention plus active de l'Etat dans l'économie pour
assurer une expansion de l'offre des biens collectifs et
une meilleure justice sociale; une politique de refus de
toute proposition qui vise à réduire les prestations so-
ciales de la Confédération; une politique fiscale des pou-
voirs publics visant à la redistribution réelle de la richesse
entre classes sociales et entre régions riches et moins
riches. Dans cette optique, le problème que nous devons
examiner aujourd'hui consiste à trouver les moyens par
lesquels on peut et on doit augmenter les recettes de la
Confédération.
Vous connaissez la solution choisie par le Conseil fédéral:
c'est le prélèvement de 3,5 milliards par le canal d'un
impôt indirect dénommé «Taxe à la valeur ajoutée». D'un
autre côté, pour mieux faire avaler l'opération, on propose
des corrections mineures à l'impôt direct. La solution pro-
posée pèsera surtout sur les revenus faibles et modestes.
Elle signifiera une diminution du salaire réel de l'ordre de
6 pour cent pour les travailleurs.
Le Conseil fédéral dit que les revenus modestes bénéficie-
ront d'une compensation sous la forme d'une réduction de
l'IDN mais, à part le fait qu'on est en train de ramener cette
compensation à presque rien, les moins1 favorisés, c'est-
à-dire ceux qui ne sont pas soumis à l'IDN, ne bénéficie-
ront d'aucune compensation.
Tout en reconnaissant la nécessité d'accroître les recettes
de la Confédération, je ne puis pas accepter la solution
proposée comme étant la seule possible. Je crois qu'il
existe d'autres solutions. C'est pour ces raisons que je
demande, si la proposition de non-entrée en matière de M.
Muret est refusée, le renvoi du message au Conseil fédé-
ral en vue de l'examen d'une autre solution.
Tout en refusant d'opposer dogmatiquement les impôts di-
rects, toujours plus justes, aux impôts indirects, toujours
injustes, je crois que prétendre prélever 3,5 milliards par
ces derniers est de toute façon inacceptable.

Dans ces conditions, le choix entre l'ICHA et la TVA qui
nous est proposé, est finalement un faux problème. Il est
fort probable que, sur le plan technique tout au moins, la
TVA soit meilleure que l'ICHA, mais pour moi, le problème
ne réside pas là. Le vrai problème consiste à apprécier la
justesse de la thèse du Conseil fédéral selon laquelle il
n'y a plus de marge possible pour augmenter les impôts
directs de la Confédération et qu'en conséquence, la
seule solution praticable consiste à augmenter massive-
ment les impôts sur la consommation, de toute façon
moins justes du point de vue social dans la mesure où on
ne cherche pas à corriger leur caractère dégressif.
Le Conseil fédéral justifie sa proposition en affirmant
qu'en Suisse le rapport entre impôts directs et impôts in-
directes est favorable aux seconds. Il nous dit aussi que la
part des premiers dans le produit fiscal total a crû et qu'il'
faut mettre un frein à cette tendance.
Il est vrai qu'en Suisse, la part de l'impôt direct dans le
produit fiscal total est un peu plus élevée qu'en Suède, par
exemple, mais à mon avis, l'argument qui consiste à dire
qu'on ne peut plus élever davantage les impôts directs ne
tient pas.
Enfin, la fiscalité suisse est en moyenne relativement
basse: 19,2 pour cent du PNB, sans compter la contribu-
tion aux assurances sociales, contre 34,8 pour cent en
Suède et 27,8 pour cent en Hollande. D'un autre côté, les
impôts directs représentent en Suisse 10,9 pour cent du
PNB contre 19,4 pour cent en Suède et 15,1 pour cent en
Hollande. Il s'agit de données tirées de la publication de
l'OCDE, Statistiques sur les recettes publiques. De même
source, on apprend que l'impôt sur le revenu des per-
sonnes physiques et des personnes morales rapporté au
produit national brut est en Suisse de 8,9 pour cent, et
de 2 pour cent dans le second cas, en Suède de 17,6
pour cent et de 1,9 pour cent, en Hollande de 12,1 pour
cent et de 3 pour cent. Il s'agit là de moyennes. On ne
peut pas passer sous silence que la Suisse demeure tou-
jours, surtout pour les gros revenus et les grosses for-
tunes, un paradis fiscal. Pour donner un exemple, en
Suisse, une personne seule avec un revenu de 200 000
francs est imposée en moyenne à raison de 32 pour cent,
en Suède de 67 pour cent et en Autriche de 62 pour cent.
Il ressort .de ces données qu'il existe certainement encore
des possibilités d'augmenter les recettes de la Confédéra-
tion par le biais des impôts directs, tant pour les per-
sonnes physiques que pour les personnes morales, encore
que l'on doive reconnaître que les impôts de ces der-
nières ont les mêmes effets que les impôts indirects, vu
qu'ils sont immédiatement reportés sur les prix.
A cette argumentation, on oppose, au nom du fédéralisme,
que si l'on augmente sensiblement les taux de l'impôt fé-
déral direct, on limite la liberté de manœuvre des cantons
et des communes. Ces propos-là ne peuvent être admis
que partiellement. Ils découlent d'une conception discuta-
ble du fédéralisme qui refuse d'accroître les pouvoirs de
la Confédération. Je crois, par contre, qu'une défense
réelle du fédéralisme exige de lutter pour la survie
économique des régions les moins favorisées et des popu-
lations qui y vivent, ce qui signifie: distribution de la ri-
chesse en la transférant des régions plus riches aux ré-
gions moins favorisées. On peut atteindre ce but précisé-
ment par l'augmentation de l'impôt fédéral direct, pour
permettre de plus larges possibilités d'intervention de la
Confédération. Un tel choix permettrait aussi de réaliser
une harmonisation fiscale matérielle. Ceux qui rejettent
cette solution au nom du fédéralisme s'opposent en réalité
à l'utilisation de la fiscalité comme moyen de redistribu-
tion de la richesse.
Il découle de ce que je viens de dire qu'une solution de re-
change à celle du Conseil fédéral existe: accroître les
recettes par le biais de l'impôt direct en introduisant,
comme le propose par exemple l'initiative du Parti socia-
liste, un véritable impôt fédéral sur la richesse. Cela étant
dit, je reconnais sans autre que l'augmentation de la char-
ge fiscale directe de 3,5 milliards constituerait un ac-
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croissement de l'ordre de 50 pour cent. Compte tenu des
marges réduites d'augmentation qu'offrent d'autres impôts,
comme l'impôt anticipé, l'augmentation devrait être réali-
sée en grande partie par ce biais de l'impôt de défense
nationale; ce qui signifie que, malgré des taux tels que
ceux que propose l'initiative socialiste, et même vraisem-
blablement avec des taux plus élevés encore, il faudrait
envisager en outre une augmentation des impôts frappant
les revenus moyens. Dans ces conditions, la solution con-
sistant à trouver les 3,8 milliards uniquement par la voie
de l'augmentation de l'impôt direct, quoique le plus juste,
est difficilement praticable, surtout si l'on considère le
rapport des forces politiques qui dominent en Suisse1. On
peut alors admettre que la solution de rechange praticable,
qui n'est pas celle que l'on souhaiterait, se trouve dans la
combinaison de deux solutions: augmentation en priorité
des impôts directs, augmentation beaucoup plus faible et sur-
tout beaucoup plus différenciée de l'impôt indirect. Dans
ce cadre, le problème de savoir s'il faut choisir entre
l'ICHA et la TVA n'est, à mon avis, pas le problème prin-
cipal. Une solution qui tendrait à recourir à l'impôt indirect
dans une mesure plus faible et surtout plus différenciée
pourrait être admise; on pourrait de même s'accommoder
de la TVA si elle s'inspirait de ce principe. Or l'examen de
cette solution de rechange exige des études, en particulier
sous l'angle de l'impôt indirect, de ses caractéristiques, de
ses divers taux: taux différencié, taux zéro, taux réduit,
taux normal, taux majoré. Je propose donc de renvoyer le
message au Conseil fédéral en le priant d'examiner des
solutions allant dans le sens de ce que j'ai exposé.

Weber-Altdorf: Die freisinnige Fraktion wird für Eintreten
auf den Bundesbeschluss über die Neuordnung der Um-
satzsteuer und der direkten Bundessteuer und auf den
Bundesbeschluss über die Steuerharmonisierung stimmen.
Sie wird jedoch bei der direkten Bundessteuer und der
Mehrwertsteuer einer weniger weitgehenden steuerlichen
Belastung zustimmen, lehnt den vorgezogenen Finanzaus-
gleich nach Vorschlag der Kommission ab, stimmt der
formellen Steuerharmonisierung nach Vorschlag der Kom-
mission zu, lehnt die Reichtumssteuerinitiative der Sozial-
demokratischen Partei ab und vertritt die Meinung, dass
die beiden Bundesbeschlüsse einzeln dem Volk zu unter-
breiten seien.
Die Ueberlegungen unserer Fraktion können wie folgt zu-
sammengefasst werden:
Die Finanzvorlage ist in den Gesamtzusammenhang der
Bundesfinanzpolitik und der Wirtschaftspolitik unseres
Landes zu stellen.
Die Vorlage des Bundesrates bezweckt zur Hauptsache,
die im Finanzplan für die Jahre 1977 bis 1979 ausgewiese-
nen Defizite zu decken.
Der Finanzplan aber macht sichtbar, dass die Ausgaben in
den nächsten Jahren übermässig, d. h. stärker als das
Bruttosozialprodukt anwachsen, wobei selbst unter Ver-
zicht auf neue Aufgaben der Ertrag der Mehrwertsteuer
nicht ausreichen würde, den Finanzhaushalt wieder ins
Gleichgewicht zu bringen. Zudem muss festgehalten wer-
den, dass die im Finanzplan aufgeführten Zahlen auf opti-
mistischen Schätzungen basieren. Das wurde in der De-
batte um den Finanzplan von allen Fraktionssprechern
auch hervorgehoben.
Im übrigen gilt es zu bedenken, was der Bundesrat in sei-
nem Bericht zur Regierungspolitik ausführt: dass die Ursa-
che der Schwierigkeiten im Bundesfinanzhaushalt nicht
etwa auf eine rezessionsbedingte, vorübergehende Stö-
rung des Haushaltgleichgewichtes, sondern auf ein struk-
turelles Ungleichgewicht zwischen der Einnahmen- und
Ausgabenentwicklung zurückzuführen ist.
Die primäre Frage im politischen Verantwortungsbereich
ist deshalb nicht die: Wie können wir die Defizite, die
durch den Finanzplan ausgewiesen sind, decken? Son-
dern: Wie ist der Bundeshaushalt ins Gleichgewicht zu
bringen? Und: Sind die vorgeschlagenen massiven steuer-

lichen Belastungen gesamtwirtschaftlich verantwortbar
und zumutbar? Hier scheiden sich die Geister.
Die Diskussion zur Regierungspolitik zeigte deutlich, dass
die politische Verantwortung an der Frage gemessen wird:
Soll sich die Verwirklichung der politischen Absichten
nach den Möglichkeiten der finanziellen Situation ausrich-
ten, oder haben die politischen Absichten den Vorrang und
wären auch zu realisieren, wenn es die finanzielle Situa-
tion verbieten würde?
Wir im Parlament haben deshalb dem Volke gegenüber die
Pflicht und Verantwortung, diese Frage zu beantworten,
und wir haben deshalb auch zu überlegen, ob das Volk
gewillt ist, die von uns ausgehandelte Vorlage zu aktzep-
tieren.
Das Volk hat die Bundesfinanzvorlage im Dezember 1974
im ersten Lauf abgelehnt, jedoch die Ausgabenbremse, die
mit dieser Vorlage gekoppelt war, deutlich angenommen.
Es hat damit einer Politik die Zustimmung zugesagt, die
der Parlamentspolitik nicht in allen Teilen entspricht. Die-
ses Misstrauen des Volkes gegenüber Steuererhöhungen
resultiert daher, dass die Parlamente die Ausgaben be-
schliessen, das Volk dagegen nur zur Einnahmenbeschaf-
fung aufgerufen ist. In dieser Richtung wiesen auch die
negativen Reaktionen zu Steuererhöhungen in Kantonen
und Gemeinden und zu Budgetrückweisungen in Städten
und Gemeinden.
Es wirkt auch wenig glaubwürdig, wenn der Bundesrat in
seinem Regierungsprogramm mit Bestimmtheit erklärt,
dass eine wesentliche Beschränkung der Wachstumsraten
bei den Ausgaben unerlässlich sei, dass neue Vorhaben
nur verwirklicht werden könnten, wenn die vorgeschlagene
Finanzvorlage durch das Volk angenommen werde, jedoch
unbekümmert diese Vorlagen bereits heute schon dem
Parlament unterbreitet.
Das Volk wird einer Vorlage nur zustimmen, wenn nicht
nur der erklärte Wille zum Sparen zum Ausdruck gebracht
wird, sondern auch die konsequente Entscheidung damit
verbunden wird.
Mit dem Nichtzustandekommen einer Einigung über die
Legislaturziele der Regierungsparteien, den Erklärungen
der Fraktionen in diesem Rat zur Regierungspolitik, im
Hin- und Herschieben der Verantwortung zum Führungs-
auftrag in der finanzpolitischen Frage von Bundesrat zu
Parlament und umgekehrt, lösen wir die Probleme nicht.
Wir stehen vor der unausweichlichen Frage, ob wir - das
Parlament - für eine ausgeglichene Haushaltpolitik, die
sich den Gegebenheiten unserer Wirtschaft und unserer
Wirtschaftssituation anpasst, verantwortlich zeichen wollen
oder nicht.
Unsere Fraktion hat sich bei der Beratung der Regierungs-
politik eindeutig zu dieser Verantwortung bekannt. Wir ha-
ben erklärt, dass wir überzeugt sind, dass eine einseitige
Politik der unbegrenzten Forderungen angesichts der Wirt-
schafts- und Finanzlage des Staates in eine Sackgasse
führt, dass wir deshalb eine rein quantitative Politik, die
vom Staat immer mehr fordert, mit Entschiedenheit ableh-
nen, weil wir überzeugt sind, dass eine solche Politik
eines Tages das bisher Erreichte gefährden könnte.
Dabei geht es nicht, wie von verschiedenen Kreisen immer
wieder vorgeworfen wird, um eine Demontage sozialer Er-
rungenschaften in diesem Staat, sondern um die Konsoli-
dierung als Chance und Voraussetzung für die Entwicklung
in einer nächsten Phase.
Aus diesem Grund stellt sich unsere Fraktion geschlossen
hinter die Motion der Kommission, die den Bundesrat be-
auftragt, den Bundesfinanzhaushalt 1979 ins Gleichgewicht
zu bringen. Dieses Ziel soll durch zwei Massnahmen er-
reicht werden: Erstens durch die Verflachung des Ausga-
benwachstums, d. h. eine Verwesentlichung der Ausgaben-
politik und Aufgabenerfüllung, und zweitens durch eine
wirtschaftsbezogene Haushaltpolitik, d. h. die Zunahme der
Ausgaben hat sich nach der Zunahme des Bruttosozialpro-
duktes auszurichten. Es ist wohl eine Binsenwahrheit, dass
man nicht mehr verteilen kann, als erwirtschaftet wird.
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Mit der Motion wird deutlich gemacht, dass das Parlament
gewillt ist, die Führung wohl zu übernehmen, dass wir
aber auch das Haushaltgesetz einhalten, das uns die aus-
geglichene Haushaltführung zur Pflicht macht.
Die Diskussion um diese Motion hat deutlich gezeigt, dass
der Ernst der Situation nicht überall erkannt wird oder
erkannt werden will, weder beim Bundesrat noch beim
Parlament.
Wie soll nun aber das Volk entscheiden, wenn wir ihm
glaubhaft machen, was nicht stimmt und nicht sein darf,
dass immer noch alles realisierbar und finanzierbar sej?
Damit komme ich zur Frage: Welches ist dann die Alterna-
tive im Fall eines negativen Volksentscheides?
Wir wissen, dass wir vom Volk höhere Steuern fordern
müssen; wir müssen dem Volk zur gleichen Zeit erklären,
dass damit die Defizite noch nicht behoben seien. Damit
wird doch zu gleicher Zeit angekündigt, dass in kurzer
Frist neue Steuervorlagen unterbreitet werden müssen. Die
Reaktion ist deshalb leicht auszudenken. Es braucht des-
halb eine gesonderte Anstrengung seitens des Bundesra-
tes und des Parlamentes, die durch die Motion verlangte
und angestrebte Glaubwürdigkeit unter Beweis zu stellen.
Nun wissen wir aber, dass es nicht möglich ist, den Haus-
halt in einem Jahr auszugleichen. Die Motion will dieses
Ziel bis zum Jahr 1979 erreichen. Der Ausgleich wird ne-
ben den vorgeschlagenen neuen Steuern auf dem Wege
der Einsparungen, Neufinanzierungen, Aufgabenverteilung
usw. erfolgen müssen.
Damit komme ich zur Alternative dieser Vorlage. Ein nega-
tiver Entscheid des Volkes könnte nur so interpretiert wer-
den, dass das Hauptgewicht zur Erzielung des Gleichge-
wichtes im Bundeshaushalt auf der Ausgabenbremsung
liegen müsse. Es scheint uns deshalb politisch richtig und
klug zu sein, die Vorlage nicht zu überladen.
Zu diesem Schluss führen auch wirtschaftspolitische
Gründe. Wenn der Fraktionssprecher der Sozialdemokra-
ten, Herr Stich, bei der Debatte zur Regierungspolitik aus-
führte: «Nicht nur sind sowohl die Einnahmen als auch die
Ausgaben sehr stark von der wirtschaftlichen Entwicklung
abhängig, sondern die Finanzpolitik wird und muss sich
durch die Wirtschaftspolitik prägen lassen», und wenn der
Bundesrat die Wirtschaftssituation umschreibt: «Die
schweizerische Wirtschaft wird in den nächsten Jahren
auch bei einem Konjunkturaufschwung einem verstärkten
Konkurrenzdruck auf den in- und ausländischen Märkten
gegenüberstehen», dann sind die entsprechenden Schlüs-
se daraus zu ziehen.
Damit komme ich zur Frage der Belastbarkeit dieser Vorla-
ge. Die Vorlage des Bundesrates bindet die verschiedenen
politischen und wirtschaftlichen Interessen in einem Ge-
samtpaket zusammen, gewissermassen nach dem Motto:
Die Unzufriedenheit gleichmässig über das Land verteilen.
Dabei haben die Motivierungen im Einzelvernehmlassungs-
verfahren der Vorlagen eine Aenderung erfahren, indem
heute die Einnahmenbeschaffung, d. h. die Steuerbeschaf-
fung, das Hauptziel bildet. Die Mehrwertsteuer wurde frü-
her als Deckung der Zollausfälle deklariert, wobei der
Strukturumbau von der Warenumsatzsteuer zur Mehrwert-
steuer als Hauptziel einer wirtschaftsgerechteren indirek-
ten Besteuerung im Vordergrund stand.
Die Wirtschaftslage und der vermehrte Konkurrenzdruck -
wie der Bundesrat sich ausdrückt - legen uns aber auch
eine wirtschaftsgerechtere Betrachtung nahe. Einmal wird
unter diesen Voraussetzungen die Mehrbelastung nicht
oder nicht in allen Fällen auf die Preise überwälzt werden
können; sofern überwälzt werden könnte, würde dies einer
Teuerung von etwa 2 Prozent entsprechen, was konjunk-
tur- und wirtschaftspolitisch nicht erwünscht ist. Ferner
ist die Vorlage wegen des Strukturumbaues der Steuer
und der damit verbundenen Folgen einer starken Opposi-
tion ausgesetzt, so dass man den Schluss ziehen kann,
dass politische, volkswirtschaftliche und marktwirtschaftli-
che Gründe es als richtig erscheinen lassen, nicht eine
derart hohe, massive Erhöhung der Steuer auf 10 Prozent
vorzusehen, sondern dass eine Erhöhung auf 9 Prozent im

heutigen Zeitpunkt als das äusserste Maximum angesehen
werden muss.
Der Vergleich mit dem Ausland ist nicht stichhaltig (Kolle-
ge Carobbio hat Ihnen Vergleiche demonstriert), gilt es
doch, alle vergleichbaren Faktoren auf allen Ebenen der
öffentlichen Haushalte, der Wirtschaft, der Leistungsange-
bote und ihrer Finanzierung zu berücksichtigen. Diese Be-
trachtung drängt sich um so mehr auf, als es nicht mög-
lich ist, die Mehrwertsteuer aus dem Kostenindex heraus-
zunehmen. Die Leistungsfähigkeit unserer Wirtschaft steht
auf dem Spiel, damit aber auch die Beschäftigungspolitik.
Was die direkte Bundessteuer betrifft, wäre zu sagen, dass
die vom Bundesrat anvisierte Maximalbelastung von 14
Prozent und 10prozentige Flexibilitätsklausel über das Ziel
der SP-Reichtumssteuerinitiative hinausschiesst. Als Ziel
dieser Initiative wird umschrieben, dass die Gesamtbela-
stung der Einkommen in Bund, Kantonen und Gemeinden
bei 50 Prozent erreicht wird. Der Bundesrat stellt sich mit
seinen 14 Prozent in Widerspruch zur eigenen Begründung
für die Ablehnung der Reichtumssteuerinitiative, wenn er
dort sagte, das äusserste Maximum werde mit seinem Vor-
schlag erreicht. Hält es denn der Bundesrat für politisch
klug und auch beim Volke für durchsetzbar, bereits heute
schon die äusserste Tragbarkeit anzuvisieren? Es gilt zu
bedenken, dass seit 1971 bis heute eine SOprozentige Er-
höhung bei der direkten Bundessteuer eingeführt worden
ist, dass die Belastungsgrenze, am Vergleich des Kantons
Zürich dargestellt, bereits überschritten ist und nach den
Vorschlägen des Bundesrates und der Kommission (wenn
man von der marginalen Belastung ausgeht) gegen 60 Pro-
zent erreicht und sogar höher geht. Dabei wird die steuer-
liche Höchstbelastung in Zürich bei einem Einkommen von
125 000 Franken erreicht.
Es gilt auch zu berücksichtigen, dass bei dieser hohen
Ausschöpfung der direkten Bundessteuer das Substrat der
Kantone und Gemeinden geschmälert wird. Schliesslich
sei auch auf die starke Verlagerung von der direkten zu-
gunsten der indirekten Steuer verwiesen. Unsere Fraktion
lehnt deshalb eine derart hohe Belastung durch die Ein-
kommenssteuer ab, die als eigentliche Klassensteuer be-
urteilt werden müsste.
Schliesslich vertreten wir die Auffassung, dass über die
Freigrenze nicht immer mehr Steuerpflichtige aus der
Steuerpflicht entlassen werden dürfen, denn es gehört zur
staatsbürgerlichen Pflicht und Verantwortung, für die Lei-
stungen auch einen angemessenen Tribut zu zollen. Die
Steuerpflicht ist die beste Voraussetzung, um sich Re-
chenschaft darüber zu geben, dass die Forderungen an
den Staat auch bezahlt werden müssen. Je mehr wir aus
dieser Verpflichtung entlassen, desto mehr entlassen wir
den Bürger aus Einsicht und Mitverantwortung.
Wir lehnen auch einen verstärkten Finanzausgleich im Zu-
sammenhang mit dieser Vorlage ab. Wir wissen uns mit
den Absichten des Bundesrates einig, der in seinem Re-
gierungsprogramm und in der Botschaft zu dieser Vorlage
die Absicht bekundete, im Verlaufe dieser Legislaturperiode
konkrete Vorschläge zur Aufgabenteilung und zur damit
verbundenen Verbesserung des Finanzausgleiches zu un-
terbreiten. Der Finanzausgleich wird zudem mit präjudi-
ziellen und vorgezogenen Steuerharmonisierungsbestim-
mungen erkauft, die im Widerspruch zum Bundesbe-
schluss über die formelle Harmonisierung stehen und in
der Folge Ungleichheiten zeitigen.
Was in der Gesamtbetrachtung der Vorlage aber haupt-
sächlich ins Gewicht fällt, ist der damit verbundene Ein-
nahmenausfall von 330 Millionen Franken, der allenfalls
über Kürzungen der Kantonsanteile wieder hereingebracht
werden müsste. Abgesehen davon verbaut diese Vorweg-
nahme die angekündigte Aufgabenteilung und Verstärkung
des Finanzausgleiches. Mein Fraktionskollege Letsch wird
den Minderheitsantrag begründen und die Stellungnahme
der Fraktion im Detail erläutern.
Der formellen Steuerharmonisierung nach Vorschlag der
Kommission stimmen wir zu, lehnen jedoch im heutigen
Zeitpunkt eine materielle Harmonisierung ab und demzu-
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folge auch die Initiativen Stich und Butty. Die formelle
Harmonisierung ist eine wesentliche Voraussetzung für die
allfällige Einführung einer materiellen Harmonisierung.
Diese wiederum ist in den Zusammenhang der Aufgaben-
teilung und des Finanzausgleichs zu stellen. Die Steuer-
belastung ist nur ein Teilaspekt des Finanzausgleichs-
systems. .
Es wäre politisch unklug und würde die Vorlage gefähr-
den, wollte man das mit den Kantonen ausgehandelte Pa-
ket mit dirigistischen Massnahmen durchsetzen. Das ist
mit ein Grund, dass wir den Antrag unterstützen, dass dem
Volk diese Vorlage separat zur Abstimmung unterbreitet
wird. In der Hauptsache jedoch erachten wir es im Sinne
der Einhaltung des Grundsatzes der Einheit der Materie
als richtig, wenn der Volksentscheid nicht durch gekoppel-
te Vorlagen erschwert und verfälscht wird. In diesem Sin-
ne beantrage ich Ihnen namens unserer Fraktion Eintreten
auf beide Vorlagen.

M. Butty: Au nom du groupe démocrate-chrétien du Con-
seil national, je puis déclarer que nous acceptons en prin-
cipe les propositions qui nous sont faites concernant la
réforme du droit financier et fiscal de la Confédération.
Nous avons pris acte du fait que le Conseil fédéral pense
fixer la votation populaire au mois de mars 1977. Nous
sommes conscients que cette date importante est une
échéance fixée et qu'elle astreindra tous les responsables
politiques de ce pays à une réflexion, à un travail supplé-
mentaire et concerté pour assurer le succès de cette ré-
forme et l'assainissement des finances fédérales que nous
attendons depuis longtemps. Le Parti démocrate-chrétien
a déjà d'ailleurs depuis de nombreuses années fait allu-
sion aux démarches nécessaires qu'il fallait entreprendre
dans ce sens. Nous rappellerons simplement l'intervention
de M. Eisenring qui, dans cette salle même, proposait, en
1960 déjà, l'introduction de la TVA.
Le Parti démocrate-chrétien considère l'ensemble du pro-
jet comme un tout qui ne saurait être ni réduit, ni divisé.
Notre groupe attache une très grande importance à la
couverture du déficit des comptes de la Confédération -
dont on vient de rappeler à plusieurs reprises tout à
l'heure qu'il se chiffre par milliards -; il n'y a aucune autre
possibilité. Par contre, nous voulons une solution globale.
Dans ce sens, nous regrettons qu'il n'ait pas encore été
possible jusqu'à aujourd'hui de prendre les premières dé-
cisions qui devraient aboutir à une nouvelle répartition
des tâches entre la Confédération et les cantons. Ce n'est
que par l'élaboration de ces nouveaux principes fonda-
mentaux de redistribution de tâches au niveau fédéral et
cantonal que nous pourrons aussi avoir définitivement une
solution pour la répartition des charges financières. Nous
devons donc à nouveau, ici même, rappeler l'acceptation
de la motion de M. Binder qui a déjà fait une intervention
fondamentale dans ce sens.
Sur les projets eux-mêmes, nous apportons, au nom du
groupe démocrate-chrétien, les considérations suivantes:
tout d'abord, nous sommes persuadés que, malgré tous les
efforts d'économie, le ménage de la Confédération ne
pourra être équilibré que par des recettes supplémen-
taires. Nous avons toujours défendu ce point de vue. Nous
sommes cependant conscients qu'il faudra encore des
économies et qu'elles devront être effectuées dans la
perspective de la réalisation de ce projet et pour aussi
faciliter son acceptation par le peuple.
C'est pourquoi notre groupe, dans sa majorité, accepte le
principe de la motion de la majorité de la commission qui
demande au Conseil fédéral la présentation d'un plan fi-
nancier pour les années 1977-1979 qui marque une volon-
té de consolidation de l'équilibre financier. La croissance
des dépenses de la Confédération fut considérable ces
dernières années - on l'a rappelé; elle fut en particulier
supérieure à la croissance du produit national brut qui
était de 8,8 pour cent de 1972 à 1975, alors que les dépen-
ses ont augmenté de plus de 10 pour cent - 10,6 pour
cent.

Nous demandons que le budget 1979 soit équlibré, hormis
les mesures exceptionnelles qui pourraient être prises
pour le maintien du plein emploi.
L'introduction de la TVA est, pour nous, une condition
essentielle de l'assainissement des finances fédérales. Il
s'agit d'un impôt relativement simple. Contrairement à
l'impôt actuel sur le chiffre d'affaires, la TVA n'influe que
peu sur les conditions de concurrence. Aucun autre impôt
indirect ne s'adapte mieux aux données compliquées du
droit international qui a de plus en plus d'importance au-
jourd'hui avec les accords que nous devons passer, en
particulier avec nos voisins européens. Il assure non
seulement une compensation efficace aux diminutions
croissantes des recettes douanières, mais il est encore
nettement plus productif que l'impôt sur le chiffre d'af-
faires qui agit en déformant, en restreignant, en faussant
même parfois les conditions de concurrence. De plus, il
est démontré qu'une augmentation de l'impôt sur le chiffre
d'affaires n'apporterait pas les ressources souhaitées. A
notre avis, il est donc souhaitable d'adopter le principe du
système de la taxe à la valeur ajoutée et cela d'autant
plus qu'en Suisse, malgré les démonstrations que nous
avons entendues tout à l'heure, l'imposition indirecte est
relativement plus faible, proportionnellement, que dans
d'autres pays européens, nos voisins.
Nous sommes d'accord avec le tarif à deux degrés, soit 3
pour cent, respectivement 10 pour cent. Il nous paraît
d'ailleurs juste également d'exempter l'agriculture ainsi
que les autres prestations dont l'exemptio'n est également
proposée par le projet du Conseil fédéral. Nous nous
demandons cependant s'il ne serait pas indiqué de prévoir
un statut spécial libérant de ces taxes les services hôte-
liers et de restaurant par exemple pour les régions de
montagne, et cela pour tenir compte des conditions éco-
nomiques régionales.
En ce qui concerne le montant maximum du pourcentage
d'imposition, nous rappelons que le Conseil fédéral avait
estimé, dans son plan financier pour 1977-1979, qu'une im-
position de 12 à 13 pour cent était nécessaire pour couvrir
la déficit de la Confédération. C'est pourquoi notre groupe
est en majorité de l'avis qu'on ne saurait descendre en
dessous d'une imposition de 10 pour cent. Par contre,
nous approuvons qu'on veuille supprimer la flexibilité. Il
faut aller, à notre avis, devant le peuple avec une situation
claire, et des propositions sans arrière-pensée.
Enfin, nous sommes d'accord également qu'on supprime
l'actuel impôt sur la bière, laquelle sera de toute façon
imposée par la TVA, et, à notre sens, il faut éviter une dou-
ble imposition.
J'en arrive à l'impôt fédéral direct. Il est évident que cette
nouvelle réglementation des impôts indirects doit entraî-
ner une correction sur ce plan-là aussi. Déjà dans le pas-
sé, nous estimions que seules une appréciation et une
conception politiques globales - nous insistons sur ce fait
- peuvent permettre une coordination juste et équilibrée
entre les impôts directs et indirects. Ces principes fonda-
mentaux doivent inspirer une conception qui soit claire,
équitable au point de vue social et soit rationnelle au
point de vue économique. Nous considérons les proposi-
tions de la commission sur l'impôt fédéral direct comme
sages; si cet impôt restait inchangé à la suite de l'intro-
duction de la TVA, il y aurait des conséquences regretta-
bles au point de vue social pour les classes de revenus les
plus modestes. Ses effets seraient également 'néfastes
pour la substance fiscale qui est celle des cantons. Dans
ce sens, la proposition du Conseil fédéral de libérer de
l'assujettissement à l'impôt les revenus qui sont en des-
sous de 25 000 francs, a paru à la majorité de notre
groupe - je dis bien la majorité - comme d'ailleurs à la
majorité de la commission, aller trop loin. L'expérience a
montré - c'est une réflexion qui a été faite dans notre
groupe - que les cantons ont tendance à suivre cette même
voie et ainsi on retoucherait à la substance fiscale canto-
nale. Les classes de revenus les plus modestes seront
certes plus touchées par la TVA qu'actuellement, mais
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une limite d'exonération de l'impôt fédéral direct trop éle-
vée aurait aussi des conséquences néfastes sur le plan
politique général; la plus grande majorité des citoyens -
les deux tiers - ne verserait plus une contribution directe
à l'Etat. Sur le plan de notre droit public fédéral, la propo-
sition de supprimer la limitation dans le temps de la com-
pétence pour la Confédération de percevoir un impôt direct
revêt, à notre avis, une importance politique considérable.
Ainsi cet impôt se verrait «perpétué» dorénavant, et le prin-
cipe selon lequel les impôts directs vont aux cantons et les
impôts indirects à la Confédération serait évidemment rom-
pu. C'est un geste important que font les cantons. Nous
sommes cependant d'accord avec une pareille proposition.
Les besoins financiers de la Confédération sont tels au-
jourd'hui que l'on ne peut plus renoncer à l'imposition di-
recte.
Par contre, nous avons toujours été et nous sommes en-
core de cet avis que l'impôt fédéral direct devait, en par-
tie, servir d'impôt d'égalisation, de redistribution, c'est-à-
dire de péréquation. Nous soutenons donc la proposition
de la majorité de la commission de porter la part des can-
tons de 30 à 40 pour cent et, sur cette part de 40 pour
cent, d'affecter également 40 pour cent à la péréquation
financière intercantonale. Elle s'insère fort bien dans le
projet de réforme qui nous est présenté et doit être ap-
puyée d'un point de vue fédéraliste parce que cela assure
aux cantons des ressources financières plus importantes
par un apport direct, ce qui n'est pas toujours le cas des
subventions fédérales qui sont souvent liées à des condi-
tions parfois difficiles à réaliser pour certains cantons. De
plus, on le sait bien, de nombreuses décisions de la Con-
fédération entraînent souvent au 'niveau cantonal des in-
vestissements et des dépenses dont les cantons ne sont
plus maîtres. Certains auront été étonnés de voir que no-
tre groupe, essentiellement attaché au fédéralisme, ait ad-
mis que cette péréquation financière renforcé© soit condi-
tionnée au fait que les cantons exploitent dans une me-
sure raisonnable leur masse fiscale. Jusqu'à ce jour,
toutes les tentatives d'augmenter et de rendre plus effi-
cace la péréquation ont échoué parce qu'une semblable
coordination manquait. Nous appuyons donc la proposition
de la majorité de la commission. Cela signifie que le
groupe démocrate-chrétien est d'accord avec ce modeste
début d'harmonisation fiscale matérielle, ce qui corres-
pond aux vœux d'une part importante de notre peuple,
comme l'a démontré le résultat de la votation du 21 mars
1976 sur l'initiative fiscale du Landesring.
Nous appuyons enfin l'arrêté fédéral concernant l'harmoni-
sation fiscale qui insère un nouvel article dans l'a constitu-
tion. Notre parti a toujours approuvé, et il l'a redit dans la
procédure de consultation, une harmonisation fiscal© for-
melle. Nous avions donné nos avis sur les précédents pro-
jets en tenant compte de différentes données: le fédéra-
lisme, la nécessité d'apprécier les besoins et les éléments
structurels des différentes régions, les aménagements pré-
sents et futurs nécessaires et, enfin, le souci d'aboutir à
une simplification du système fiscal. Sur ces bases, il nous
est apparu qu'il serait faux de fonder, de motiver ou de
refuser une politique fiscale ou d'harmonisation en n'obéis-
sant qu'à des considérations de rationalisation ou qu'à des
réflexes fédéralistes. Il faut arriver à une vue d'ensemble
des différents aspects de cette question pour trouver une
solution à la fois supportable et équilibrée.
Nous sommes d'avis qu'une telle solution est amorcée dans
l'arrêté fédéral qui nous est proposé. Il tend à une harmo-
nisation fiscale matérielle, comme je l'ai rappelé tout à
l'heure, en liaison avec la péréquation financière intercan-
tonale. Pour nous, ces deux notions sont absolument co-
rollaires. L'arrêté présente ainsi une solution équilibrée et
politiquement acceptable. Le programme d'action du Parti
démocrate-chrétien suisse proposait d'ailleurs que la Con-
fédération puisse élaborer des prescriptions sur l'imposi-
tion et la charge fiscale minimale et maximale des can-
tons, de même d'ailleurs, vous le savez, que l'initiative
personnelle que j'ai déposée. En soi, nous allions plus loin
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que ce qui est proposé aujourd'hui. Cependant il faut re-
connaître que les propositions qui nous sont faites énon-
cent des principes dont la réalisation est amorcée par les
propositions qui émanent du Conseil fédéral et surtout de
la commission.
Enfin, c'est à juste titre que l'arrêté fédéral sur l'harmoni-
sation fiscale est intégré dans le projet d'ensemble. Le
peuple et les cantons pourront et devront ainsi apprécier
et juger globalement le projet. L'unité de la matière nous
paraît réalisée dans le cas particulier, car les différentes
propositions sont étroitement liées entre elles. Nous nous
félicitons spécialement du fait que l'impôt fédéral direct
est incorporé dans le système d'harmonisation. On peut
donc parler d'un respect de l'unité de la matière, le légis-
lateur fédéral sera ainsi amené à une harmonisation de sa
propre législation.
Nous appuyons donc l'introduction du principe prévu à
l'article 42quinquies de la constitution. Nous relèverons
qu'en particulier l'initiative de M. Stich, pour laquelle nous
aurions pu avoir certaine sympathie, a pour nous l'incon-
vénient de ne pas lier à une redistribution cette harmonisa-
tion matérielle qu'il propose directement. Encore une fois,
ces deux points sont pour nous essentiels et étroitement
liés.
J'en arrive à la conclusion. Le Parti démocrate-chrétien
soutient la conception élaborée par le Conseil fédéral et la
commission en vue d'assainir et de réformer les finances
fédérales. Les propositions qui nous sont présentées for-
ment pour nous un tout qui doit être soumis au peuple
et aux cantons dans son ensemble. Le projet correspond
globalement au principe d'un système financier et fiscal
moderne et s'insère presque sans heurt dans notre sys-
tème étatique fédéraliste. Nous espérons qu'ainsi un pas
décisif est fait en vue de régler durablement le régime des
finances fédérales. Il est urgent que nous puissions enfin
abandonner le provisoire en cette matière.
Oui, chers collègues, ce projet est certainement le plus
important de cette législature. Il est fondamental. Il ap-
pelle la collaboration de tous les milieux politiques, éco-
nomiques et sociaux de notre pays qui sont soucieux de
l'avenir de notre Etat. Chacun se doit de faire quelque
consession afin d'aboutir à un régime durable et accepta-
ble par la majorité de notre peuple et de nos Etats. N'ou-
blions pas que des projets et des réalisations prévues
dans le programme de législature 1975-1979 sont condi-
tionnés par la réalisation de ce nouveau régime des fi-
nances fédérales. Pour cette réalisation, Monsieur le con-
seiller fédéral, vous pourrez compter sur l'appui du groupe
démocrate-chrétien.

Hubacher: Bevor wir über finanztechnische Details dieser
Steuervorlage diskutieren, möchte ich im Namen und Auf-
trag der sozialdemokratischen Fraktion zur politisch-takti-
schen Problematik reden.
Als vor Jahren der verstorbene -Professor Max Imboden
die provokative Anklage unter dem Titel «Helvetisches Ma-
laise» publizierte, löste er damit ein ungewöhnliches Echo
aus. Imbodens politische Diagnose ist heute wiederum
höchst aktuell. Unser Staatswesen befindet sich - ich erin-
nere Sie nur an das letzte Abstimmungswochenende - in
einem gefährlichen, vielleicht bereits in einem desolaten
Zustand. Bildungs- und Konjunkturartikel, KUVG-Revision,
Raumplanungsgesetz und andere Reformvorlagen wurden
vom Souverän verworfen. Es ist kaum mehr möglich, bei
wichtigen Abstimmungen tragfähige Mehrheiten zu .finden.
Der gemeinsame Nenner ergibt sich im Negativen, im Ab-
lehnen. Die einigende Basis ist das Nein. In gewissen
Rechtskreisen, die von der extremen Rechten und Linken
jeweils unterstützt werden, ist das Nein zum politischen
Schlager avanciert. Wir beklagen uns nicht über unser
Volk und kritisieren keineswegs demokratische Mehrheits-
entscheide. Aber unser Parlament läuft Gefahr, unglaub-
würdig zu werden. Die Parteien sind daran, abzudanken.
Darüber haben wir uns in der sozialdemokratischen Frak-
tion Gedanken gemacht. Wir beraten jetzt das neue Fi-
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nanzpaket. Im März 1977 wird darüber abgestimmt. Mit an
Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit wird die Vorlage
verworfen. Was sollen und was können wir da noch Ver-
nünftiges tun? Nach Meinung der sozialdemokratischen
Fraktion wäre es sinnlos, einmal mehr einen parlamentari-
schen «Trockenskikurs» zu absolvieren. Wir erlebten es in
letzter Zeit zu oft, dass an und für sich kleine parlamenta-
rische Minderheiten beim Abstimmungskampf mächtigen
parteipolitischen Beistand erhielten. Mit anderen Worten:
Die schweigende Ratsmehrheit verwandelt sich an der Ab-
stimmungsfront immer öfter zur kampfstarken Gegner-
schaft unserer Mehrheitsbeschlüsse. Es ist nicht jedem
gegeben, den unbekümmerten Negativismus unseres Rats-
kollegen Otto Fischer zu praktizieren. Er schwingt mit be-
sonderer Lust den eidgenössischen Abbruchhammer. Aber
er sagt zumindest, was er denkt. Er scheut sich nicht da-
vor, im Rat Konflikte auszutragen. Zu viele denken wie
Otto Fischer, schweigen aber. Es hat keinen Sinn mehr,
gute Miene zum bösen Spiel zu machen. Unsere Debatten
müssen Gegensätze und Uebereinstimmung schärfer her-
ausarbeiten. Unser Parlament kann nicht mehr im luftlee-
ren Raum operieren. Es ist unverantwortlich, im Rat Mehr-
heiten ohne parteipolitische Absicherung zu konstruieren.
Wenn Bundesratsparteien wie die FdP oder SVP an der
Abstimmungsfront dauernd auseinanderfallen, stimmt doch
etwas nicht mehr. Es tönt einfach nicht harmonisch, wenn
die freisinnige Musik den Bundesrat-Brugger-Marsch
gleichzeitig mit dem Otto-Fischer-Säbelgerassel spielt.
{Schaller: Danke!) Hier sollte der Dirigent abklären, wer
eigentlich den Ton abgibt. Das sage ich zur Sache, Herr
Kollege Schaller, weil es um politische Vorlagen geht.
Natürlich gibt es für die Bundesratsparteien keine risikolo-
sen Garantieerklärungen. Umgekehrt aber wird es kritisch,
wenn parlamentarische Minderheiten laufend Bundesrats-
parteien überspielen können. Das parlamentarische Ja
sollte vom Parteivolk getragen werden können. Die Bun-
desratsparteien sollten fähig sein, dieses Ja weiterzuge-
ben. Mit dem «Wort zum Sonntag» wird unser Werktags-
staat nicht regiert, und Sie können es doch der Sozialde-
mokratischen Partei nicht überlassen, diesen bürgerlichen
Staat immer mehr und mehr allein retten oder sanieren zu
sollen. (Protestrufe)
Die Sozialdemokratische Partei entwickelt keinerlei Ehr-
geiz, vor dem Volk als Steuerhochhaltungspartei abge-
stempelt zu werden, während die prominenten Tenore aus
dem bürgerlichen Lager das Hohelied vom Sparen auf den
politischen Schlagermarkt werfen. Das Phantastische und
Fatale zugleich dabei ist, dass beim Sparen wirklich jeder
nur an den anderen denkt. Keiner fühlt sich angespro-
chen, keiner fühlt sich verantwortlich. Viele aber werden
ermuntert, dem Spargesang folgend eine Finanzvorlage
vorerst einmal abzulehnen mit der Begründung: «Die sollen
sparen l» Zweimal ist dem Stimmvolk die Ausgabenbremse
offeriert worden; liebend gerne und überwältigend hat es
sie angenommen. Effektiv aber ist dieser Wortradikalismus
pure Augenwischerei. Der Bürger wird betrogen. Er muss
glauben, das Ja zur Ausgabenbremse sei ein Ja zum Spa-
ren. Als Enttäuschter rächt er sich später, z. B. an der Fi-
nanzvorlage vom März 1977. Deshalb können wir uns mit
verbalen Sparappellen, wenn sie lediglich parteipolitisches
Kampfgeschrei markieren, nicht mehr abfinden. In der
Kommission haben wortstarke Vertreter des Freisinns vor
allem vom Bundesrat den Wechsel zum Spargang gefor-
dert. Mehreinnahmen sollen nur bewilligt werden, wenn
einige hundert Millionen oder wenn gar Milliarden einge-
spart werden. Wir lehnen - ich möchte das hier erklären -
die Motion der Kommissionsmehrheit, die diesen Kurs ein-
schlagen will, ab. Aber noch kein einziger dieser Sparpoli-
tiker hat auch nur den geringsten Wank in Richtung einer
präzisen Angabe getan, wo, bei wem und wieviel einge-
spart werden soll. Der Schwarze Peter wird dem Bundes-
rat zugeschoben. Nach den schlechten Erfahrungen, die
ein ehemaliger Zuger Nationalrat mit sozialpolitischen Ab-
bauvorschlägen gemacht hat, will sich niemand beim Spa-
ren die Finger1 verbrennen. Dafür haben wir ja schliesslich

Bundesräte. Leider hat sich nach unserem Empfinden Bun-
desrat Chevallaz in der Kommission dieses üble Spiel
zum Teil gefallen lassen.
Als eine der vier Bundesratsparteien, die am Schluss nicht
wiederum mit der CVP allein und verlassen an der Volks-
front stehen möchte, muss die SP verlangen können: Wo
sollen die Millionen oder Milliarden eingespart werden?
Bei der AHV, bei der Krankenversicherung, bei der Land-
wirtschaft, beim Militär, bei der Bildung, bei den öffentli-
chen Dienstleistungsbetrieben, beim Bundespersonal oder
wo? Bevor wir uns für dieses Finanzpaket vor dem Stimm-
volk schlagen sollen, wollen wir auf diese Fragen eine
klare Antwort. Die Sozialdemokratische Partei lässt sich
nicht verheizen. Wir haben es satt, für unpopuläre Vorla-
gen geradestehen zu sollen, während andere Bundesrats-
parteien frisch-fröhlich das Sparen predigen, Punkte ein-
sammeln und Lobgesänge einkassieren dürfen. Wir müs-
sen wissen, wer zu diesem Staate steht und wer nicht. Wir
müssen wissen, wer dem Volk die ganze Wahrheit sagen
will und wer nicht; wer die ganze Wahrheit zu sagen ge-
willt ist, weiss es längst: Mit Sparen allein können unsere
Bundesfinanzen nicht mehr saniert werden. Wir Sozialde-
mokraten gehen davon aus, dass die Steuergelder spar-
sam und verantwortungsbewusst eingesetzt werden, Spar-
möglichkeiten im üblichen Rahmen gibt es immer; aber
der Bundesfinanzhaushalt kann wesentlich nicht mit Spa-
ren saniert werden, es sei eben - und das muss dann ge-
sagt werden -, dass die staatliche Leistungsfähigkeit mas-
siv reduziert werden soll.
In den Richtlinien des Bundesrates für die Jahre 1976 bis
1979 wird die Fortschreibung des modernen Sozialstaates
mit all seinen vielfältigen Aufgaben befürwortet. Wenn die-
se Zielsetzung nicht mehr akzeptiert wird, nur noch konso-
lidiert, abgebaut, reduziert und gestrichen werden soll,
dann muss man das hier deutsch und deutlich sagen;
dann können wir nämlich im März 1977 dem Volk eine kla-
re Alternative präsentieren: Mehr Steuern oder weniger
AHV-Renten, mehr Steuern oder weniger Krankenversiche-
rungsschutz, mehr Steuern oder weniger öffentliche
Dienstleistungen. Wir müssen versuchen, klare Verhältnis-
se zu schaffen. Wir verurteilen es gar nicht, dass bürgerli-
che Politiker stärker zum Sparen, zum Konsolidieren und
weniger zum Ausbau des modernen Dienstleistungsstaates
neigen. Aber wir verurteilen es, wenn Sparen als Köder
ausgelegt wird, ohne zu wissen und ohne angeben zu wol-
len, wer anbeissen soll. Man kann nicht bei den Ausgaben
sparen, ohne wehzutun; man kann nicht sparen, ohne ab-
zubauen. Also muss ehrlicherweise gesagt werden, wem
das Sparopfer zugemutet wird. Es ist für die Abstimmung
vom März 1977 wichtig zu wissen, ob die Bauern, die Kan-
tone, die AHV-Rentner, die Eisenbahn- und Postbenützer,
die Schulkinder, die Bediensteten oder wer sonst immer
die Einsparungen schlussendlich zu bezahlen haben wird,
denn die Einsparungen müssen bezahlt werden. Wir möch-
ten endlich von den Sparpolitikern wissen, wem sie die
Rechnung präsentieren wollen.
Die Sozialdemokratische Partei könnte der bundesrätli-
chen Vorlage, wenn sie nicht noch substantiell verschlech-
tert wird, zustimmen. Unsere Kröte, die wir schlucken
müssten, wäre die Mehrwertsteuer. Es wäre nicht einfach,
diese Konsumsteuer unseren Wählern zu verkaufen, aber
es müsste sein. Auf bürgerlicher Seite ist die stärkere Be-
lastung bei der direkten Bundessteuer der schwere Brok-
ken, den es zu verdauen gilt. Eine eidgenössische Finanz-
vorlage muss eben allen Kreisen Opfer zumuten können.
Die Vorlage benötigt ein ausgewogenes Gleichgewicht, mit
dem Beginn einer materiellen Harmonisierung würde die-
ses nach unserem Dafürhalten in einem vertretbaren Aus-
mass hergestellt. Die sozialdemokratische Fraktion erklärt
sich grundsätzlich bereit, auf die Vorlage einzutreten. Der
Zollabbau und das System des Gewichtszolls haben zu
Mindereinnahmen im Bereich der indirekten Steuern ge-
führt, die Korrekturen auch in diesem Bereich notwen-
dig machen. Obwohl es unserem Wählern gegenüber sehr
schwer sein wird, die Einführung der Mehrwertsteuer zu
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vertreten, erklären wir uns bereit, dieser zuzustimmen,
wenn auch im Bereich der direkten Steuern entsprechen-
de Korrekturen erfolgen. Bei den natürlichen Personen
muss diese Korrektur darin bestehen, dass die kleinen und
mittleren Einkommen wesentlich entlastet, die sehr gros-
sen Einkommen stärker zur Kasse gebeten werden, und
dass eine materielle Harmonisierung zumindest eingeleitet
wird, die diesen Namen verdient.
Nun haben wir gehört, dass die Fraktion der Freisinnigen
erhebliche Abstriche verlangt, von materieller Harmonisie-
rung nichts wissen will und offensichtlich auch sonst Mü-
he hat, diese Vorlage zu verdauen. Als verantwortungsbe-
wusste Bundesratspartei erwarten wir - ich wiederhole
das - präzise Sparvorschläge. Der Bundesrat muss wissen,
wo er allenfalls im Budget 1977 abstreichen soll. Wir So-
zialdemokraten sind überzeugt, dass der Bund die vom
Bundesrat geforderten Mehreinnahmen braucht, und zwar
dringend. Zusammen mit der CVF vor allem haben wir in
der Kommission eine durchaus tragfähige Verständigungs-
basis gesucht und gefunden. Wer nicht zu dieser Vorlage
des Bundesrates stehen kann, muss es sagen. Dann kön-
nen die Stimmbürger im März 1977 wirklich zwischen zwei
Alternativen entscheiden: Ausbau oder Abbau des Sozial-
staates.

Hofmann: Die Fraktion der Schweizerischen Volkspartei ist
für Eintreten auf die verfassungsmässige Neuordnung des
Finanz- und Steuerrechts des Bundes, also für Eintreten
auf die Neuordnung der Umsatzsteuer durch Einführung
einer Mehrwertsteuer, für Eintreten auf die Neuordnung
der direkten Bundessteuer und für Eintreten auf die Steuer-
harmonisierung. Die Reichtumssteuerinitiative der SP
lehnt dagegen die Fraktion der SVP ab.
Bevor ich auf die Stellungnahme zu den einzelnen Vorla-
gen näher eintrete, möchte ich der Besorgnis der Fraktion
hinsichtlich des Bundesfinanzhaushaltes Ausdruck geben.
Wenn wir die Einnahmenseite betrachten, geben die gros-
sen Einnahmenausfälle zu Besorgnis Anlass. Die rezes-
sionsbedingten Einnahmenausfälle werden nach Auffas-
sung unserer Fraktion voraussichtlich grösser sein, als sie
in der Vorlage des Bundesrates angenommen wurden. Zu
Besorgnis Anlass geben auch die Einnahmenausfälle we-
gen dem stufenweisen Abbau der Einfuhrzölle und den
zunehmenden nachteiligen Auswirkungen des Gewichtzoll-
systems.
Die SVP-Fraktion ist der Auffassung, dass die Finanzpolitik
dafür zu sorgen hat, dass der Staat die für eine vernünfti-
ge - ich unterstreiche vernünftige -, harmonische und kon-
tinuierliche Entwicklung erforderlichen Mittel erhält. Mass-
nahmen für einen Ersatz der entgangenen Zolleinnahmen
und Massnahmen, die dem Staat zusätzliche Mehreinnah-
men verschaffen, sind daher unumgänglich. Die besorgnis-
erregende Entwicklung des Bundesfinanzhaushaltes ver-
bietet ein neues Verschieben einer Aenderung des Fiskal-
rechtes auf spätere Jahre. Nur ein leistungsfähiger Finanz-
haushalt ermöglicht es dem Bund, die ihm übertragenen
Aufgaben auf die Dauer zu erfüllen.
Anderseits muss aber eine dauerhafte Sanierung des
Staatshaushaltes nicht nur die Einnahmen sondern auch
die Ausgabenseite umfassen. Eine Finanz- und Steuerre-
form, die zu einer beachtenswerten stärkeren Belastung
der Steuersubjekte führen wird, wird beim Souverän nur
ein© Annahme finden, wenn dadurch der defizitär© Bun-
deshaushalt ins Gleichgewicht gebracht wird, wenn sie zu
einer länger dauernden Sanierung des Staatshaushaltes
führt. Es würde unseres Erachtens vom Souverän nicht
verstanden, wenn - trotz Finanz- und Steuerreform - im
Jahre 1979 bereits wiederum mit einem Bundesdefizit von
rund 700 Millionen Franken oder voraussichtlich mehr zu
rechnen wäre, wie es aus dem Finanzplan des Bundesra-
tes hervorgeht. Eine verfassungsmässige Neuordnung des
Finanz- und Steuerrechtes des Bundes mit einer massiven
Mehrwertsteuerspritze wäre wohl kaum durchzubringen,
wenn darnach die bisherige Scherenbewegung, d. h. das
Auseinanderklaffen von Ausgaben und Einnahmen, unmit-

telbar weiterginge und nicht einmal ein vorübergehendes
Schliessen der Schere erreicht würde. Regierung und Par-
lament müssen daher auch nach Auffassung unserer Frak-
tion ihren Willen bekunden, dass sie mit einer verfas-
sungsmässigen Neuordnung des Finanz- und Steuerrech-
tes des Bundes den Bundeshaushalt längerfristig ausgegli-
chen führen wollen.
Die SVP-Fraktion stellt sich daher einstimmig hinter die
Motion der nationalrätlichen Kommission, die vom Bundes-
rat einen neuen, vom Willen zur Konsolidierung getrage-
nen Finanzplan für die Jahre 1977 bis 1979 verlangt. Dabei
soll der Bundesrat die erforderlichen Einsparungen für die
Behebung der Defizite im Jahre 1979 bekanntgeben. Die
Fraktion hält dafür, dass bei der hierzu erforderlichen Aus-
gabenkürzung nicht linear vorgegangen werden darf, son-
dern die Bundesausgaben sind gemäss ihrer Prioritätsord-
nung zu dotieren.
Wenn man verlangt, dass der Bundesrat diesbezüglich
einen Antrag stellt, so nicht etwa um ihm den Schwarzen
Peter zuzuschieben. Es wird aber für ein Siebner-Kolle-
gium einfacher sein, letztlich zu sagen, wo die Kürzungen
zu erfolgen haben, als das in einem Plenum von rund 200
auszuhandeln wäre.
Wenn man die Mehrheit der Stimmbürgerinnen und Stimm-
bürger für eine Neuordnung des Finanz- und Steuerrech-
tes mit einer beachtlichen Mehrbelastung der Steuersub-
jekte gewinnen will, dann ist es nach Auffassung der Frak-
tion der SVP auch nötig, dass man dem Stimmbürger die
Alternativ© zur Finanz- und Steuerreform zeigt. Der Stimm-
bürger muss mit den Konsequenzen eines allfälligen Nein-
Entscheides zum vornherein konfrontiert werden. Der Oef-
fentlichkeit ist unseres Erachtens auch klar zu unterbrei-
ten, wo und in welchem Ausmass Einsparungen gemacht
werden müssen, falls die Mehrheit der Stimmbürger die
sogenannte Finanz- und Steuerreform verwerfen würde.
Die SVP ersucht den Bundesrat, diese Informationen zu
liefern. Sie gehören unbedingt in die Oeffentlichkeit. Allen
Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern muss bewusst ge-
macht werden, dass der Leistungsstaat letztlich nicht mehr
geben kann, als ihm selbst gegeben wird.'
Wenn die SVP-Fraktion dafür eintritt, dass die Motion an-
genommen wird und anderseits der Oeffentlichkeit die
Konsequenzen eines allfälligen Nein-Entscheides im Jahre
1977 unterbreitet werden, so tut sie es, um eine Demon-
tagepolitik zu verhüten. Sie tut es, um eher zu erreichen,
dass dem Staat die für eine vernünftige, harmonische und
kontinuierliche Entwicklung erforderlichen Finanzen si-
chergestellt werden.
Nun einige Worte zu den einzelnen Vorlagen. Zur Mehrwert-
steuer: Die Mehrheit der Fraktion stimmt der Einführung
der Mehrwertsteuer zu. Eine Minderheit hat sich für eine
Beibehaltung der bisherigen Warenumsatzsteuer, aber mit
einer Erhöhung der Sätze gemäss dem Antrag der Minder-
heit II ausgesprochen.
Was den Maximalsatz der Mehrwertsteuer betrifft, so hat
sich ein Teil der Fraktion für einen Satz von 10 Prozent,
ein anderer für 9 Prozent geäussert. Persönlich befürworte
ich einen Satz von 10 Prozent, weil beim Finanzplan 1976 bis
1979 ohnehin grosse Besorgnis verursachend© Abstriche
gemacht werden müssen. Was die Flexibilitätsmarge an-
belangt, so ist die Fraktion mehrheitlich der Auffassung,
dass auf diese verzichtet werden soll, um die Vorlage
nicht noch mehr zu belasten, um ihr eher zum Durchbruch
zu verhelfen.
Einige Worte zu den Aenderungen der Wehrsteuer: Die
Fraktion hat sich eingehend mit der Frage auseinanderge-
setzt, ob die Einführung einer Mehrwertsteuer auch Aen-
derungen bei der Wehrsteuer erfordert. Die vom Bundesrat
beantragte Aenderung bei der Wehrsteuer entspringt an
und für sich keiner finanzpolitischen Notwendigkeit. Sie
führt, wie schon gesagt wurde, zu beachtenswerten Min-
dereinnahmen für Bund und Kantone, und rund 67 Prozent
der bisherigen Steuerzahler würden aus der Steuerpflicht
entlassen.
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Die SVP-Fraktion ist sich aber bewusst, dass ein verfas-
sungsmässiger Auftrag besteht, die kalte Progression für
die Steuern der natürlichen Personen periodisch auszu-
gleichen. Wenn es die Regierung aus finanziellen und ad-
ministrativen Gründen unterliess, diesen sozial motivierten
und berechtigten Ausgleich in den letzten Jahren vorzu-
nehmen, so soll er nun vorgenommen werden.
Da die Mehrwertsteuer als Konsumsteuer nicht auf das
Leistungsfähigkeitsprinzip Rücksicht nimmt, ist eine gewis-
se zusätzliche Entlastung der unteren Einkommen ange-
zeigt. Der Grundsatz der Bemessung der Steuern nach der
Opferfähigkeit ist als Leistungsfähigkeitsprinzip dort allge-
mein anerkannt.
Bei einer Mehrwertsteuer soll zwar die Endbelastung beim
Konsumenten erfolgen; wie weit sie in einer Phase der
Rezession Überbunden und wie weit sie auch wiederum
durch entsprechende höhere Löhne abgegolten wird, ist
offen.
Die Fraktion ist aber der Auffassung, dass die Freigrenze,
wie sie der Bundesrat beantragt, zu hoch gewählt ist. Die
Entlastung von rund zwei Dritteln aller steuerpflichtigen
natürlichen Personen aus der Wehrsteuerpflicht wäre
staatspolitisch nicht verantwortbar. Wer von einer Steuer-
pflicht entbunden ist, verliert schnell das Interesse an
einem ausgeglichenen Staatsetat.
Die Hinaufsetzung der Freigrenze bei der direkten Bun-
dessteuer hat ihre Auswirkungen auch auf die Freigrenze
in den Steuergesetzen der Kantone und Gemeinden. Auch
aus diesem Grunde halten wir dafür, dass nicht zuweit
gegangen wird. Die Wehrsteuer belastet zudem gleiche
Einkommen in allen Landesgegenden gleich hoch, sie übt
somit eine Art Harmonisierungsfunktion aus, die beibehal-
ten werden sollte. Bei einer Entlassung von rund 1,4 Millio-
nen Steuerzahlern aus der Steuerpflicht bei der direkten
Bundessteuer wird diese Steuerharmonisierung zur Fik-
tion.
Zusammenfassend hat sich eine Minderheit der Fraktion
für die Beibehaltung der bisherigen direkten Bundessteu-
er, jedoch unter angemessenem Ausgleich der kalten Pro-
gression ausgesprochen. Die Mehrheit der Fraktion ist für
eine Neuordnung der Wehrsteuer, sie ist für den Ausgleich
der kalten Progression, hält jedoch dafür, dass die Frei-
grenze höchstens bis auf 18000 Franken hinaufgesetzt wer-
den soll.
Was die Höchstsätze der Besteuerung vom Einkommen,
bzw. vom Reinertrag betrifft, so ist man bei einer Aende-
rung der Wehrsteuer dafür, wenn man die Freigrenze ge-
genüber dem Antrag des Bundesrates hinaufsetzt, ander-
seits die Progression bei den natürlichen Personen weiter-
führt, so wie es auch der Bundesrat prinzipiell beantragt.
Lieber das Ausmass der Weiterführung gehen die Auffas-
sungen etwas auseinander. Bestimmt ist bei den direkten
Steuern jedermann nach Massgabe seiner wirtschaftlichen
Leistungsfähigkeit zu Leistungen an die Gemeinwesen zu
verpflichten, anderseits darf das ökonomische Interesse
an einem stärkeren Leistungseinsatz durch die steuerli-
chen Abgaben nicht immer weitergehender beseitigt wer-
den.
Hinsichtlich der Steuern der juristischen Personen
schliesst sich die Fraktion der Auffassung der Mehrheit
der Kommission an. Was die Einführung einer nach Ersatz-
faktoren bemessenen Minimalsteuer betrifft, so wird sich
dazu Kollege Leutenegger namens der Fraktion äussern.
Noch kurz zum Anteil der Kantone an der direkten Bun-
dessteuer und zum Finanzausgleich.
Bei der direkten Bundessteuer erfassen Gemeinde, Kanton
und Bund das gleiche Steuersubstrat. Die Fraktion ist da-
her mehrheitlich der Auffassung, dass - wenn der Bund
seine Mehreinnahmen durch Erhöhung der indirekten
Steuern wesentlich hinaufsetzen kann - den Kantonen et-
was mehr von den direkten Steuern zukommen soll. Die
Fraktion ist auch dafür, dass der interkantonale Finanz-
ausgleich zugunsten der finanziell schwachen Kantone et-,
was zu stärken ist; das wiederum setzt eine formelle und

mindestens eine teilweise materielle Harmonisierung vor-
aus.
Bei der Erhöhung des Anteils der Kantone an den direkten
Bundessteuern und bei der Verstärkung des Finanzaus-
gleichs geht es um eine Frage des Masses. Während ein
Teil der Fraktion der Mehrheit der nationalrätlichen Kom-
mission zustimmt, hält ein anderer Teil dafür, dass der
Antrag dem Bund zu viele Mittel entzieht. Kollege Leuten-
egger hat daher einen persönlichen Antrag für eine weni-
ger weit gehende Erhöhung der Anteile der Kantone und
des Finanzausgleiches eingereicht. Die Fraktion ist ferner
für die Steuerharmonisierung, sie stimmt dem Antrag auf
die formelle Harmonisierung zu, sie begrüsst auch mehr-
heitlich die vorgeschlagenen Schritte in Richtung einer
materiellen Steuerharmonisierung, um einen Beitrag zur
Verständigung zu leisten.
Obwohl es Juristen gibt, die eine Verquickung der beiden
Verfassungsvorlagen mit der Begründung ablehnen, dass
sie gegen das Gebot der Einheit der Materie verstosse,
hält die Fraktion doch dafür, dass die Vorlagen als Ge-
samtpaket dem Souverän zu unterbreiten sind. Es wäre
fiskal- und staatspolitisch nicht zu verantworten, wenn
z. B. eine Neuordnung der Wehrsteuer massive Steueraus-
fälle brächte, die angenommen würden, während ander-
seits die Mehrwertsteuer kerne Gnade fände.
Die Fraktion der SVP ist sich bewusst, dass die sogenann-
te Finanz- und Steuerreform des Bundes beim Volk nur
Gnade finden kann, wenn sich mindestens die Verantwort-
lichen der Parteien bemühen, eine solidarische Lösung zu
finden. De facto spielt sich zwar das Dasein in einem
Wechsel von Solidarität und Rivalität ab. Wird aber in diesen
finanzpolitischen Fragen nicht eine Solidarität angestrebt
und auch verwirklicht, dann ist keine Rettung aus den fi-
nanziellen Schwierigkeiten zu erhoffen. Mögen sich die
Parteien noch so sehr in prinzipiellen und politischen
Ideen unterscheiden, ohne ein gewisses Mass an Solidari-
tät untereinander wirkt die Betonung der Differenzen na-
mentlich auch in diesem fiskalpolitischen Bereich zerstö-
rend. Die Fraktion der SVP möchte sich daher bemühen,
ihren Beitrag für eine Verständigungslösung im Rahmen
des ihr Möglichen zu leisten.

Biel: Wir müssen hier vor allem eine politische Würdigung
dieser Vorlage vornehmen. Hierin stimme ich Herrn Huba-
cher bei. Er hat recht gehabt, dass er auf diese Hinter-
gründe hingewiesen und sie analysiert hat. Es geht hier
nicht nur um Steuertechnik, sondern es geht um politische
Fragen, um finanzpolitische Fragen in allererster Linie.
Und zwar müssen wir uns darüber unterhalten, ob die Vor-
aussetzungen gegeben sind, um dieser Vorlage zuzustim-
men. Und wir müssen uns auch über die Folgen dieser
Vorlage in positiver und negativer Hinsicht unterhalten. Es
lohnt sich also, dass wir uns eingehend damit auseinan-
dersetzen. Schliesslich geht es darum, dass wir endlich
einmal zu einem Vorschlag Stellung zu nehmen haben, in
dem die zwei wichtigsten Einnahmenquellen des Bundes
unbefristet in die Bundesverfassung aufgenommen werden
sollen. Zudem führen wir eine für unser Land völlig neue
Steuer ein. Und als drittem Punkt haben wir uns mit der
Steuerharmonisierung zu befassen. Das alles sind für uns
Dinge, die einer gründlichen Würdigung unterzogen wer-
den müssen.
Reformen sind unseres Erachtens unumgänglich. Denken
Sie nur an die letzte Volksabstimmung im März über eine
Steuerreform, bei der immerhin 42 Prozent Ja gestimmt
haben, was wesentlich schwieriger ist, als 42 Prozent Nein
herbeizubringen. Wir haben uns nun mit einer SP-Steuer-
initiative zu befassen. Wir haben Vorschläge in Hülle und
Fülle, wir haben Einzelinitiativen; offensichtlich ist ein Be-
dürfnis vorhanden, dass wir in der Besteuerung endlich
etwas ändern. Schliesslich - auch daran müssen wir den-
ken - haben wir trotz laufenden Steuererhöhungen beim
Bund, bei den Kantonen und Gemeinden wachsende struk-
turelle Ausgabenüberschüsse in den öffentlichen Finan-
zen. All das zeigt, dass wir doch offensichtlich an dem
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Punkt angelangt sind, bei dem die Weichen gestellt werden
müssten.
Wenn wir die Vorlage so, wie sie uns der Bundesrat prä-
sentiert hat, grundsätzlich würdigen, können wir nur fest-
halten, dass sie in jeder Beziehung enttäuschend ausge-
fallen ist. Besonders dann, wenn ich an die pathetischen
Versprechungen denke, die die Herren Bundesräte vor der
letzten Märzabstimmung abgegeben haben. Von all diesen
tollen Reformen, die bereit seien, falls man jene Initiative
ablehne, habe ich nichts gefunden; es ist nämlich gar
nichts vorhanden. Im Gebiet der Steuerharmonisierung
usw. haben wir nicht einmal ein Gesetz fertig vorhanden,
zu dem wir uns äussern können. Was unter Steuerharmo-

. nisierung vorgelegt wird - auch hier stimme ich Herrn Hu-
bacher zu -, ist ungenügend. Ich würde sogar sagen, dass
es überhaupt nichts ist. Wir haben eine fromme «Kann»-
Bestimmung hier drin; dazu ist sie erst noch auf den rein
formellen Bereich begrenzt. Wir haben ja gehört, dass
andere politische Gruppen hier nichts wissen wollen Von
Steuerharmonisierung.
Alles was konkret ist, ist der kräftige Griff in die Tasche
der Konsumenten. Das hat es noch nie gegeben in unse-
rem Bundesstaat, dass man eine neue Konsumsteuer ein-
führt, die von einem Jahr zum anderen Mehreinnahmen
von 3,5 Milliarden Franken erbringt. Was die ganze Sache
noch schöner macht - hier bin ich nicht ganz auf der Linie
von Herrn Hubacher -, ist die Tatsache, dass man trotz
diesen Mehreinnahmen schon für das nächste Jahr wieder
Ausgabenüberschüsse von 700 Millionen Franken vorsieht.
Für mich ist das keine finanzpolitische Führung. Ein Fi-
nanzplan ist nicht eine Zusammenstellung von Fakten,
sondern eine Absichtserklärung der Regierung. Was man
uns hier als Absichten der Regierung unterbreitet hat, ist
höchst mager. Ich glaube nicht, dass man im Schweizer-
volk dafür viel Verständnis aufbringt.
Für unsere Fraktion müssen einige Voraussetzungen erfüllt
werden, damit wir dieser Vorlage zustimmen. Einmal ist für
uns eine Reform der direkten Besteuerung durch einen
echten Schritt zur materiellen Steuerharmonisierung unbe-
dingt nötig. Zweitens brauchen wir andere finanzpolitische
Absichten; wir brauchen eine Aenderung der Defizitwirt-
schaft, wie wir sie haben. Die Folgen einer unveränderten
Annahme der bundesrätlichen Vorschläge wären nach un-
serer Meinung negativ. Es würde beim heutigen Steuer-
wirrwarr mit Steuerbelastungsdifferenzen von 100 und mehr
Prozent bleiben; auch im letzten Jahr wieder, wie die
neueste Statistik gezeigt hat.
Die Einführung der Mehrwertsteuer schliesslich hat auch
einige wirtschaftspolitische Folgen. Preissteigerungen sind
unvermeidlich; darüber sind wir uns im klaren. Gut, man
kann sagen, dass sei einmalig, wir brauchten diese Mehr-
wertsteuer. Aber dann müsste seitens der öffentlichen
Haushalte ein Beitrag an die Dämpfung der inflationären
Tendenzen geleistet werden. Von den öffentlichen Haus-
halten aus müsste also gleichzeitig ein dämpfender Ein-
fluss auf die Wirtschaft ausgeübt werden. Leider ist es
genau das Gegenteil: Die öffentlichen Haushalte bleiben
expansiv, und vermutlich in einem Zeitpunkt, in dem unter
anderem auch dank den Ankurbelungsmassnahmen, die
wir getroffen haben, die Wirtschaft sich wieder einem Sta-
dium der Vollbeschäftigung nähert; aber - auch das wollen
wir nicht vergessen - von einer Tilgung der seit 1971 auf-
gelaufenen Schulden, insbesondere jener Schulden, die
wir eingegangen sind, um Arbeitsbeschaffungsmassnah-
men zu finanzieren, ist überhaupt keine Rede.
Dennoch verzichten wir auf einen Rückweisungs- oder
einen Nichteintretensantrag, denn wir wissen ganz genau,
dass wir neue Mittel brauchen. Gerade letzte Woche ha-
ben wir eine sehr grosse Ausgabe beschlossen, und zwar
600 Millionen für die BLS. Es gibt weitere Aufgaben, die
auf uns zukommen. Wir haben Arbeitsbeschaffungsmass-
nahmen betrieben. Wir müssen auch Schulden zurückzah-
len. Das wäre übrigens auch eine Forderung des verworfe-
nen Konjunkturartikels gewesen. - Schliesslich - auch das
wollen wir zugeben - hat die Kommission in verschiedener

Hinsicht die Vorlage verbessert, in einem Teil allerdings
auch verschlechtert. Darüber werden wir noch sprechen.
Voraussetzung unserer Zustimmung sind weitere Verbes-
serungen an der Vorlage, insbesondere ein echter Schritt
zu einer materiellen Steuerharmonisierung. Wir haben von
unserer Seite noch einige Anträge konkret gestellt; wir
werden dann über diese Probleme im Detail noch spre-
chen.
Wie sieht die Vorlage aus, die von der Kommission bear-
beitet worden ist? Persönlich halte ich die Motion über die
Aenderung der Ausgabenpolitik für richtig. Man wird dar-
über sprechen müssen, wo die Einsparungen vorzunehmen
sind. Ich habe hier schon einige konkrete Anträge gestellt.
Vor allem - das habe ich bedauert - hat man 1974 meinen
Antrag abgelehnt, wonach das Parlament den Finanzplan
zu genehmigen hat. Dann nämlich wären wir an der Reihe
gewesen, um einmal die Weichen zu stellen und zu zeigen,
wie wir die Gewichte verteilen wollen. Sie hier im Rat ha-
ben diesen Antrag abgelehnt. Damals haben wir eine gros-
se Chance zu einer grundsätzlichen politischen Auseinan-
dersetzung verpasst, die Sie, Herr Hubacher, auch jetzt
gewünscht haben.
Schliesslich hat es Verbesserungen im Detail gegeben, die
wir jetzt nicht alle aufzählen wollen: die Steuern der juri-
stischen Personen, eine klarere Formulierung der Besteue-
rung der Treibstoffe usw. Hier hat es noch einige Dinge,
die wir weiter verbessern können.
Was hingegen für uns unannehmbar ist im jetzigen Zeit-
punkt, ist der Beutezug auf die Finanzen des Bundes
durch die Kantone. Anders kann ich diese zehnprozentige
Erhöhung der Kantonsanteile nicht bezeichnen. Sie bringt
nämlich einen Einnahmenausfall für den Bund von gut 300
Millionen Franken. Wir haben heute schon Ausgabenüber-
schüsse. Ohne ein konkretes Entgegenkommen auf dem
Gebiete der materiellen Steuerharmonisierung gibt es für
mich keine Erhöhung der Kantonsanteile. An sich ist es
natürlich grundsätzlich richtig, wenn man sagt: Gut, an-
stelle der gebundenen Uebertragungen, die einen Eingriff
in die kantonale Autonomie darstellen, gehen wir Richtung
Verbundsystem und erhöhen den Anteil der Kantone an
den Bundeseinnahmen zur freien Verfügung. Aber eben:
Dann müssten ganz konkrete Voraussetzungen geschaffen
sein. Als Sie hier im Saal konkret zu einer Steuerreform
nach dem Verbundsystem Stellung nehmen konnten, woll-
ten Sie davon nichts wissen. Auf der anderen Seite müss-
ten wir dann ganz konkret die Subventionen abbauen. Ich
habe es hier in diesem Saale noch nie erlebt, dass man
ohne Druck von aussen - beispielsweise nach negativen
Volksentscheiden - die Subventionen abgebaut hätte. .So-
gar Minimalsubventionen, die wirtschaftlich wirklich nicht
mehr gerechtfertigt waren, hat man hier nicht wegbringen
können.
Noch einige Bemerkungen zur Reichtumssteuerinitiative,
die ja im ganzen Paket Inbegriffen ist: Positiv daran ist
zweifellos, dass die Steuerharmonisierung weiter geht al's
in den bundesrätlichen Vorschlägen; positiv ist auch die
einheitliche Besteuerung der juristischen Personen.
Negativ dagegen ist zweifellos einmal der Titel. Ich finde,
das sei eine schlechte Firmenmarke: Reichtumssteuerin-
itiative. Für so etwas kann ich einfach nicht eintreten, das
widerspricht meinem Empfinden. Was ich materiell vor al-
lem beanstande, ist, dass man die Steuerharmonisierung
nur für die hohen Einkommen bringen will; dabei sind ge-
rade auch bei den untersten Einkommen die Steuerbela-
stungsunterschiede enorm.
Negativ ist schliesslich auch die Verschlechterung des Fi-
nanzausgleiches; das ist ganz entscheidend. Im Bundes-
staat gibt es keine Steuerreform ohne gleichzeitigen Aus-
bau des Finanzausgleiches. Nach der SP-lnitiative würde
künftig der Finanzausgleich nur noch durch den Anteil an
der Besteuerung der natürlichen Personen gespiesen, der
laufend zurückgeht, während bei den juristischen Perso-
nen der Anteil der Kantone nach dem Aufkommen verteilt
wird. Richtig ist doch, dass die juristischen Personen in
der Schweiz dort angesiedelt sind, wo es wirtschaftlich
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gerechtfertigt ist. Das bedingt natürlich, dass man ander-
seits den Finanzausgleich ausbaut, und dazu brauchen wir
einen Teil des Ertrages aus der Besteuerung der juristi-
schen Personen.
Die Steuersätze der SP-lnitiative machen mir keine Angst.
Was uns hier an absoluten Steuersätzen vorgeführt wird,
haben wir in Zürich bereits überschritten: 100000 Franken
für einen Verheirateten ohne Kinder: 22,6 Prozent, die SP-
lnitiative will 21 Prozent. Für eine Million haben wir in Zü-
rich 33,4 Prozent, die SP-lnitiative will ebenfalls 33,4 Pro-
zent. Persönlich hätte ich höchstens Freude, wenn man in
Nidwaiden und Zug beispielsweise solche Steuersätze an-
wendete!
Beim Vermögen allerdings geht die SP-lnitiative etwas zu
weit. Ich habe mehr Interesse an den goldenen Eiern als
am Huhn, das ich nur einmal verzehren kann.
Wenn man die Initiative als Ganzes würdigt, überwiegen
nach meiner Meinung die negativen Aspekte. Da sie aber
auch Dinge enthält, für die ich ebenfalls eingetreten bin
und noch eintrete, werde ich sie persönlich nicht bekämp-
fen.
Unsere Fraktion ist also für Eintreten auf die Vorlage. Sie
unterstützt alle Anträge, die zu einer Verbesserung führen.
Wir machen aber unsere definitive Stellungnahme vom
Gang der Verhandlungen in beiden Räten abhängig.
Für die heutige finanzpolitische Lage - da haben Sie
recht, Herr Hubacher - ist die Koalition der Bundesrats-
parteien verantwortlich. Sie muss dafür sorgen, dass sie
jetzt eine Lösung findet. Alle diejenigen, die beispielswei-
se unsere Initiative wild bekämpften, sollen jetzt zeigen,
wie sie es besser machen können. Sofern Sie die Verbes-
serungsanträge, die wir Ihnen unterbreiten, unterstützen,
sehe auch ich eine Möglichkeit, dass wir dann positiv zu
diesem Paket stehen.

M. Bonnard: Le groupe libéral et évangélique votera l'en-
trée en matière et, d'une façon générale, suivra les propo-
sitions de la majorité de la commission.
Nous considérons en effet que la Confédération a réelle-
ment besoin de ressources nouvelles pour faire face1 aux
tâches que le peuple suisse, notre Parlement et le Conseil
fédéral lui ont successivement confiées. Dans le régime
actuel de répartition des tâches entre cantons et Confédé-
ration, il n'y a pas d'autre issue. D'une part, en effet, une
nouvelle répartition des tâches ne peut pas être envisagée
avant plusieurs années; d'autre part, des ressources nou-
velles sont urgentes à cause de la détérioration rapide
des finances fédérales et de l'effet, nécessairement limité,
des économies nécessaires et possibles.
Notre groupe votera également la motion de la commis-
sion. Il est conscient du fait que cette motion mettra le
Conseil fédéral et notre Parlement devant une situation
nouvelle. Depuis longtemps, chacun va disant qu'il faut
fixer dans les dépenses publiques des priorités. Le Con-
seil fédéral s'est livré à cet exercice dans ses messages
successifs relatifs aux Grandes lignes de la politique gou-
vernementale. Tant que la situation de des finances fédé-
rales était favorable, que les recettes croissaient allègre-
ment, l'exercice était plus théorique que pratique. Toutes
les tâches pouvaient être remplies dans l'ensemble sans
difficultés insurmontables. Cette époque est révolue. Nous
serons contraints de faire des choix qui auront des consé-
quence tout à fait concrètes. Bien sûr, la Confédération
ne pourra pas abandonner purement et simplement des
tâches importantes qui lui sont confiées. Elle devra en
revanche ralentir le développement de certains secteurs
au profit d'autres secteurs jugés en définitive plus vitaux.
Les critères de choix sont difficiles à établir. Ils sont d'ail-
leurs multiples. Ils tiennent par exemple à la nature de la
tâche en cause, à la façon dont elle a été remplie jus-
qu'ici, aux ressources financières qu'elle exige. D'une fa-
çon générale, nous mettons au rang des premières priori-
tés les tâches qui concernent l'existence même de l'Etat,
sa sécurité et son indépendance intérieures et extérieures.
Ces tâches-là sont proprement fondamentales, car l'Etat

ne pourra pas atteindre ses buts, qui sont par exemple
d'accroître la prospérité commune, par une politique éco-
nomique et sociale judicieuse s'il n'est pas au préalable
assuré et de son indépendance et de sa sécurité inté-
rieure et extérieure.
D'une façon générale, notre groupe admet les principes
sur lesquels repose la revision proposée. Dans la doctrine
de notre parti, nous avons, il est vrai, constamment défen-
du le principe selon lequel la Confédération devrait se
contenter des impôts indirects et les cantons et les com-
munes se réserver les impôts directs. Or le régime propo-
sé ne respecte pas cette règle puisque, à côté de l'imposi-
tion indirecte, il maintient le régime de l'imposition di-
recte. Nous croyons néanmoins que cette solution est
juste dans les circonstances actuelles. Tout d'abord, si,
dans le régime proposé, la Confédération tire ses ressour-
ces à la fois de l'imposition directe et de l'imposition indi-
recte, la seconde de ces impositions joue un rôle plus
important. La matière fiscale laissée finalement aux can-
tons n'est donc pas atteinte dans une mesure manifeste-
ment excessive.
En second lieu et surtout, il faut bien constater que les
tâches confiées à la Confédération sont aujourd'hui d'une
ampleur telle qu'elles exigent des ressources financières
considérables. Celles-ci sont si élevées qu'une politique
fiscale judicieuse interdit en fait à la Confédération de les
prélever sous la seule forme de l'imposition indirecte.
L'imposition directe, qui frappe le revenu et la fortune,
peut être aménagée directement en fonction de la capaci-
té financière des contribuables. Elle permet d'adapter
l'impôt à cette capacité d'une façon judicieuse, souple et
bien conforme aux circonstances particulières de chaque
classe de contribuables. C'est ce que traduit, vous le sa-
vez bien, dans une certaine mesure le principe de la pro-
gressivité de l'impôt. L'imposition indirecte, qui est liée à
certains faits ou à certains actes juridiques, ne permet
pas dans la même mesure cette adaptation de l'impôt aux
ressources du contribuable. Dans la politique fiscale d'une
corporation publique qui a besoin de ressources très éle-
vées comme1 aujourd'hui la Confédération, il est dès lors
nécessaire de varier les systèmes de perception d'impôts
de manière à pouvoir tenir compte dans la mesure utile de
toutes les circonstances qui entrent en considération.
Toutefois, si nous admettons aujourd'hui l'impôt fédéral
direct, c'est en constatant l'ampleur des tâches fédérales.
Nous maintenons en revanche l'idée, que nous avons tou-
jours défendue, selon laquelle il s'impose de revoir dans
les meilleurs délais la répartition des tâches entre la Con-
fédération et les cantons. Cette nouvelle répartition devrait
tendre à diminuer le nombre des affaires incombant à la
fois à la Confédération, aux cantons et aux communes; à
augmenter celui des domaines confiés à la responsabilité
exclusive de l'une de ces corporations publiques et, par
conséquent, à accroître la liberté d'action et l'autonomie
de nos différentes collectivités. Il devrait alors être possi-
ble de diminuer quelque peu les besoins financiers de la
Confédération, absorbés, je vous le rappelle, dans une
mesure importante par les transferts et de1 renoncer peut-
être alors totalement à l'impôt fédéral direct.

Notre groupe est favorable au maintien du taux dans le
texte constitutionnel soumis au vote populaire. Nous
sommes attachés à ce privilège du peuple suisse que nul
autre au monde ne possède et qui lui permet de se pro-
noncer non seulement sur les principes de l'impôt, mais
aussi sur son taux. Sans doute, ce système contraint-il le
gouvernement et le Parlement à affronter le peuple dans
un combat qui est semé d'embûches et qui a souvent con-
duit à des résultats désagréables. Cependant, en accor-
dant ou en refusant les ressources qui lui sont deman-
dées, le peuple manifeste son accord ou son désaccord
avec la politique générale suivie par le* gouvernement et
par les Chambres. La possibilité qui lui est ainsi donnée
est bénéfique pour l'ensemble de nos institutions; la stabi-
lité politique que nous connaissons depuis tant de décen-
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nies n'est certainement pas étrangère à ce pouvoir popu-
laire.
Notre groupe admet également que la limitation du régime
des finances fédérales dans le temps, telle qu'elle résulte
des textes aujourd'hui en vigueur soit abandonnée. Cette
limitation a aujourd'hui quelque chose d'artificiel. Elle ne
correspond pas à la pérennité de l'Etat fédéral, à la pé-
rennité et à l'ampleur des tâches qui lui sont dévolues et
qui sont fondamentales. Elle est contraire aux nécessités
d'une bonne gestion prévisionnelle. Il est vrai qu'en renon-
çant à la limitation dans le temps, nous renonçons à .une
partie du contrôle populaire. Cependant, s'agissant de la
question de la limitation dans le temps, le contrôle popu-
laire porte sur le principe même des ressources fiscales
de la Confédération. Or ce principe, il faut bien le dire,
n'est aujourd'hui plus mis en doute. Ce qui importe, c'est
que le peuple suisse puisse s'exprimer sur les modalités
de l'impôt. Le système proposé lui assure ce droit. Cela
nous paraît suffisant.
Notre groupe votera la proposition Schiarii qui fixe à
15000 francs le montant à partir duquel commence l'assu-
jettissement à l'impôt fédéral. Il considère comme une
nécessité politique que, sous réserve des cas sociaux dif-
ficiles, chaque citoyen participe dans la mesure de ses
moyens aux dépenses d'un Etat, des institutions et bien-
faits duquel il bénéficie largement. De ce point de vue, la
tendance générale à laquelle on assiste dans toutes les
collectivités publiques et qui consiste à faire supporter
une part croissante des dépenses de l'Etat par un nombre
de contribuables en constante diminution, nous paraît
fausse et à la longue, dangereuse. Certes, on ne manque-
ra pas de faire valoir que l'e plafond .de 25000 francs pro-
posé par le Conseil fédéral et celui de 30000 que pro-
pose M. Schmid sont finalement non seulement dans l'in-
térêt des petits contribuables mais aussi dans celui des
cantons qui auraient alors à leur disposition, pour leurs
impôts directs, une plus grande masse fiscale à exploiter.
Mais cet argument, à mes yeux, tombe à faux. Je l'ai dit,
les cantons et les communes sont comme la Confédéra-
tion, ils ont cette tendance regrettable d'accorder des
exonérations à des contribuables sans cesse plus nom-
breux. Il s'agit d'ailleurs d'une question de principe.
L'obligation de payer des impôts, si modestes soient-ils,
comme l'obligation du service militaire ou l'obligation de
participer aux élections et votations sont des devoirs civi-
ques, même si ceitte dernière obligation n'est assortie
d'aucune sanction. Ces devoirs civiques ne sont que la
juste contrepartie des bienfaits que représente une vie
libre dans un Etat organisé. Il est aussi malsain pour notre
vie politique d'exempter trop de contribuables que d'ac-
corder trop de dispenses de service militaire ou d'enregis-
trer trop d'abstentionnisme lors des votations.
Un dernier mot enfin au sujet de l'harmonisation fiscale.
Notre groupe est favorable à l'harmonisation formelle qui
doit permettre de parler partout en Suisse le même lan-
gage. La question est mûre, elle a été étudiée par la Con-
férence des directeurs cantonaux des finances, dont les
membres ont agi avec l'accord de leur gouvernement res-
pectif. L'harmonisation formelle telle qu'elle est proposée
par la majorité à l'article 42quinquies nouveau facilitera
sans aucun doute dans une mesure appréciable les rap-
ports entre les fiscalités fédérale, cantonale et commu-
nale.
Nous nous opposerons en revanche à l'harmonisation ma-
térielle que la majorité suggère d'introduire à l'article
4Îquater. Certes il ne s'agit que d'une harmonisation très
partielle puisqu'elle ne tend qu'à l'introduction de taux
planchers pour certaines catégories de contribuables.
Mais, même sous cette forme limitée, l'harmonisation ma-
térielle qui nous est proposée constitue à nos yeux une
atteinte inacceptable à l'élément de la souveraineté canto-
nale et communale qui est le plus important, à savoir le
droit des cantons et, dans certaines limites, des com-
munes, d'organiser 'librement leur ménage financier. J'ad-
mets que cette liberté comporte des inconvénients et

qu'elle favorise notamment la sous-enchère fiscale. C'est
par un autre biais cependant que la Confédération doit
combattre le mal que constitue la sous-enchère fiscale.
Elle doit agir par le canal du taux des subventions en ré-
duisant plus sensiblement qu'aujourd'hui le taux des sub-
ventions qu'elle accorde aux cantons, lorsque ceux-ci
n'exploitent pas normalement leur matière fiscale. A nos
yeux, un canton doit avoir le droit de ne pas exploiter sa
matière fiscale, mais s'il agit de la sorte il n'a alors pas à
réclamer le secours fédéral. D'ailleurs le problème de
l'harmonisation fiscale matérielle n'est pas mûr, nous
sommes persuadés que la grande majorité des cantons la
refuserait. La votation du 13 juin sur l'aménagement du
territoire nous rappelle de façon opportune que beaucoup
de cantons tiennent encore à leur liberté d'action.
Enfin, je vous signale un dernier problème relatif à l'har-
monisation formelle que la majorité nous suggère à l'arti-
cle 42quinquies; il s'agit du problème de l'unité de la ma-
tière. Notre collègue Aubert a déposé une proposition ten-
dant à revenir au système du Conseil fédéral. Il vous mon-
trera le moment venu que c'est le seul système juste.

M. Corbat: Ce débat d'entrée en matière démontre qu'il
n'y aura sans doute pas d'impôts nouveaux, autrement dit
il n'y aura pas de TVA en Suisse, si des mesures vigou-
reuses 'ne sont pas prises pour assainir les finances de la
Confédération. Je dis bien assainir les finances de la Con-
fédération et non se ranger, comme on veut nous le faire
dire, au nombre des «Sparpolitiker». Cela ressort claire-
ment des travaux de notre commission. La motion que
nous avons adoptée vise un triple objectif: consolider l'ac-
quis, imposer une relation entre la croissance des dépen-
ses de l'Etat et celle du produit national brut, et rééquili-
brer les finances de l'Etat d'ici 1979. On ne saurait être
plus précis. A deux contre un, c'est-à-dire par 16 voix con-
tre 8, notre commission s'est refusée à reporter purement
et simplement sur l'économie un déficit présumé de 3 ou 4
milliards d'ici quelques années, au risque de porter un
coup irrémédiable à sa force concurrentielle et d'affaiblir
aussi bien l'Etat que le secteur privé. A deux contre un,
notre commission a adopté cette fameuse motion qui est
imperative, fixant que les taux d'accroissement des bud-
gets annuels doivent demeurer dans le cadre de la crois-
sance du produit national brut, au maximum de 6 pour
cent. Parallèlement, l'équilibre budgétaire doit être rétabli
d'ici 1979.
D'autres pays ont compris cette nécessité. La République
fédérale d'Allemagne, par exemple, limite sa croissance
budgétaire à 5 ou 6 pour cent. C'est là me semble-t-il une
politique responsable. Il ne s'agit pas, encore une fois, de
se ranger derrière des «Sparpolitiker», mais d'adapter la
croissance des dépenses à celle du produit national brut.
Il n'est pas besoin d'être grand clerc en économie pour le
comprendre, et le gouvernement de M. Schmidt l'a bien
compris. On ne saurait l'en blâmer. C'est à ce prix seule-
ment que nous conserverons chez nous aussi l'acquis so-
cial, c'est à ce prix seulement que nous serons en mesure
d'assurer de'nouvelles conquêtes sociales comme, je vous
le rappelle, le deuxième pilier qui sera débattu cette an-
née encore dans cette enceinte.
Le compte d'Etat 1975 contient un avertissement. En dépit
d'une réduction des dépenses de l'ordre de 10 pour cent
sur le budget initialement prévu, nous n'avons pas réussi à
combler les recettes qui sont en dépression de 671 mil-
lions sur les prévisions. Au chapitre des dépenses, je rap-
pelle qu'en janvier 1975, nous avions ici même décrété les
mesures suivantes: réduction moyenne des subventions de
10 pour cent, diminution des parts cantonales de 10 pour
cent, blocage des effectifs du personnel, transfert à raison
d'un demi-milliard des charges AVS sur les cotisations.
Ces mesures avaient entraîné une réduction de dépenses
de 1,3 milliard par rapport au budget initial, mais recon-
naissons que nous avions simplement transféré une partie
de ces économies sur le dos des cantons en les privant
abruptement d'un pourcentage appréciable de leurs parts
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aux ressources fédérales. Mais c'est surtout au chapitre
des recettes que la situation s'est aggravée: chute vertigi-
neuse des impôts de consommation, dépression continue
des recettes douanières qui s'inscrit d'ailleurs dans la
démobilisation progressive des tarifs CEE et des libéra-
tions prévues dans le cadre du GATT. A cela s'ajoutent
les déficits des grandes régies, de sorte que la Confédéra-
tion, si elle n'est endettée aujourd'hui que par 12,7 mil-
liards, soit à peu près la valeur d'un budget annuel, voit
son endettement doubler en cinq ans et s'accroître de 20
pour cent en une seule année. Cela prend des propor-
tions, vous en conviendrez, que nous ne pouvons tolérer
au risque de porter un préjudice grave au crédit de l'Etat.
Nous ne pouvons nous payer le luxe de déficits de l'ordre
de 3 ou 4 milliards d'ici quelques années sur un budget de
15 milliards de francs. Il faut donc prendre des mesures
vigoureuses d'assainissement; c'est une condition mise à
la perception de ressources nouvelles. A nos yeux, si la
motion de la commission était rejetée au sein de ce Con-
seil, nous ne pourrions nous rallier au projet de TVA tel
qu'il ressort des travaux de la commission. Au cas con-
traire, nous soutiendrons le projet.
Au cours du débat de détail, nous aurons l'occasion de
revenir sur l'une ou l'autre des propositions faites afin de
préciser notre position. Disons pour l'instant que, dans la
situation économique actuelle, une augmentation d'un
impôt fédéral, quel qu'il soit, ne peut être envisagée sans
fixer, d'une part, un cadre à la croissance des dépenses
et, d'autre part, des taux raisonnables, fixes et non flexi-
bles, sans remettre en cause, en outre, la péréquation
financière intercantonale, au risque de priver la Confédé-
ration d'une part appréciable de ses recettes. Nous com-
battrons à cet égard la proposition adoptée par une faible
majorité en commission, cela d'autant plus qu'elle repose
sur des obligations imprécises faites aux cantons, ce qui
risque au surplus de créer la confusion et d'entraîner le
refus du projet. Il en va de même en matière d'harmonisa-
tion fiscale que le peuple et les cantons veulent pouvoir
régler pour elle-même. Sans être opposé à certaines pro-
positions que nous débattrons aujourd'hui et demain, j'es-
time que nous n'obtiendrons la confiance du peuple, qui
se prononcera en mars prochain, que si nous réalisons
dans les faits notre volonté d'économie et si nous lui pré-
sentons un projet raisonnable et précis dans ses consé-
quences chiffrées. Tout le reste, à mon sens, ne relève
que de bonnes intentions certes, mais chacun sait bien
que l'enfer est pavé de bonnes intentions et le peuple
suisse, pas plus que ses élus, n'ont envie de s'y précipiter.

Leutenegger: Ich darf den Sprecher der SVP-Fraktion
noch in drei Punkten ergänzen. Das wird es mir erlauben,
bei der Detailberatung nur noch einmal hier vorne anzu-
treten.
Die Aktien für die Finanzpaketvorlage stehen - wenn man
im Volk herumhorcht - schlecht. Der Bund begehrt über
3,5 Milliarden Franken Mehreinnahmen. Ganz am Rande
ist in der bundesrätlichen Botschaft vermerkt, dass ein
Gleichgewicht der Bundeseinnahmen und -ausgaben anzu-
streben sei. Die Bundesfinanzen lassen sich aber ohne
nachhaltige Korrekturen bei den Ausgaben gar nicht oder
nie sanieren. Das weiss natürlich unser Kollege Hubacher
auch. Auch wenn die Kommissionsmehrheit eine soge-
nannte Stabilisierungsmotion vorlegt, sind in dieser Rich-
tung ausreichende und konkrete Massnahmen noch nicht
getroffen. Ich erinnere mich allzugut an die Sondersession
im Winter 1975, während welcher zahlreiche und konkret
formulierte Streichungsanträge aus der Mitte des Natio-
nalrates wohl zur Kenntnis genommen wurden, eine prakti-
sche Verwirklichung aber oft ausblieb. Das könnte sich
heute wieder gleich unbefriedigend auswirken. Das wäre
dann der Untergang des gesamten Finanzpaketes. Deshalb
meine Bitte um Härte an den Bundesrat, in die ich auch
die Kolleginnen und Kollegen einschliesse: Die effektiven
Bundesausgaben müssen spürbar unter jenen Zahlen blei-
ben, die im Finanzplan präsentiert worden sind. Wenn uns

das nicht gelingt, werden wir ernsthafte Finanzierungs-
schwierigkeiten erhalten, wie wir sie bereits an ausländi-
schen Beispielen erleben. Als eines dieser verschiedenen
Beispiele sei die Stadt New York und der «dazugehören-
de» Staat erwähnt, wo die Schwierigkeiten sich ganz ein-
deutig daraus ergeben haben, dass die Politiker immer
noch Mühe haben, die veränderten Verhältnisse zu begrei-
fen. Auch dort erfolgte die Finanzierung aller Begehrlich-
keiten über Steuererhöhungen und Anleihen. Jetzt sind
diese Wege verstopft. Man macht nicht mehr mit. Der ein-
zige Ausweg liegt im Abbau der Dienste und in massiven
Entlassungen. All dies wäre nur von lokalem Interesse,
wenn sich die Krankheit der übermässigen Begehrlichkei-
ten und die damit verbundene beharrliche Erhöhung der
Steuern und Gebühren nicht auch in unserem Land aus-
breiten würde.
In diesem Zusammenhang äussern wir unsere grossen Be-
denken darüber, dass die Warenumsatzsteuer durch das
aus dem Ausland bezogene System der Mehrwertsteuer
abgelöst werden soll. Rund 60000 neu unterstellte, vorab
kleinere und mittlere Betriebe werden - das lässt sich
voraussehen - durch die mit einer Mehrwertsteuer verbun-
dene Administration überfordert sein. Dass die Mehrwert-
steuer mit den darin vorgesehenen Höchstsätzen zu Preis-
erhöhungen und damit zu einer weiteren Teuerung Anlass
geben wird, dürfte unbestritten sein. Schon früher haben
wir zum Ausdruck gebracht, dass bei einer uns allenfalls
aufgezwungenen Mehrwertsteuer die von der Experten-
kommission weitgehend abgelehnte Pauschalbesteuerung
ein nützlicher Weg gewesen wäre, um gerade den kleine-
ren Betrieben die Schwierigkeiten der periodischen Steu-
erabrechnungen zu ersparen und sie trotzdem in den Ge-
nuss des Vorsteuerabzuges kommen zu lassen. Eine Steu-
erpflicht sollte auch erst bei einem Umsatz von 50000 bis
60 000 Franken beginnen, und die Steuerbefreiung auf An-
trag sollte bis zu einem Umsatz von 500000 Franken ge-
währt werden. Allein diese beiden Vorschläge würden den
administrativen Aufwand sowohl auf Unternehmer- wie auf
Verwaltungsseite stark verringern helfen.
Zur Neuordnung der direkten Bundessteuer werde ich Ih-
nen in der Detailberatung einen Antrag über die Neurege-
lung der Kantonsanteile und des Finanzausgleichs unter
den Kantonen begründen.
Die SVP-Fraktion stimmt der Einführung einer Minimal-
steuer für juristische Personen zu. Es ist nicht das erste-
mal, dass der Versuch unternommen wird, die Minimal-
steuer auf Verfassungsebene des Bundes einzuführen. Un-
abhängig davon ist es demgegenüber gelungen, die Mini-
malsteuer in zwölf kantonalen Steuergesetzen zu veran-
kern. Die Minimalsteuer ist eine Ersatzsteuer für diejeni-
gen Unternehmungsformen, die wegen ihrer Nichtgewinn-
strebigkeit durch die ordentlichen Gewinn- und Kapital-
steuern nicht ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit ent-
sprechend erfasst werden. Es geht hier um die Frage der
rechtsgleichen Behandlung und keineswegs etwa um eine
bevorzugte Behandlung einzelner Wirtschaftskreise. Heute
wird z. B. die Herrn Hubacher nahestehende Coop steuer-
lich privilegiert behandelt im Vergleich zu vielen soge-
nannten natürlichen Personen, wie es im Steuerrecht so
schön heisst. Es geht darum, gleiche wirtschaftliche Tat-
bestände steuerrechtlich in gleicher Weise zu würdigen.
Dies erklärte vor zwei bis drei Jahren unser Kollege Biel,
obwohl er kein Freund der Minimalsteuer ist. Ich möchte
meinen, dass er das Ziel dieser Steuer richtig sieht.
Der wohl kompetenteste Befürworter der Idee einer Mini-
malsteuer ist Professor Max Imboden. Er ist der Verfasser
des Expertenberichtes für die Motion Piller, in dem die
Ansicht vertreten wurde, es. sei das Wehrsteuersystem
durch ein subsidiäres Minimalsteuersystem auf dem Um-
satz und dem gesamten Betriebskapital zu ergänzen.
Zum Schluss will ich eine Frage von Herrn Hubacher per-
sönlich beantworten: Wir lehnen einen Wohlfahrtsstaat -
Herr Hubacher sagt: Sozialstaat - ab, wenn zur Finanzie-
rung des Wohlfahrtsstaates nicht alle Bürger ihrer Lei-
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stungskraft gemäss beitragen sollen, namentlich wenn, wie
dies aus der Reichtumssteuer hervorgeht, nur ein kleiner
Teil unserer Bürger Leistungen an den Staat erbringen
müsste, während die Mehrheit letztlich über den Ausbau
dieses Wohlfahrtsstaates entscheiden würde. Das wollen
wir nicht.

M. Bussey: En prenant connaissance du message et des
projets d'articles constitutionnels sur la TVA, l'impôt fédé-
ral direct et l'harmonisation fiscale, nous avons eu le sen-
timent que le Conseil fédéral nous proposait enfin la vraie
réforme des finances fédérales que nous attendions de-
puis longtemps, .sous forme d'un compromis acceptable
pour l'ensemble des forces économiques et politiques du
pays.
Avec la publication du plan financier pour la 40e législa-
ture, il 'ne faisait aucun doute que le problème était claire-
ment et bien posé. D'une part, un ensemble de dépenses
destinées à permettre à notre pays de rester dans le pelo-
ton de tête des nations industrialisées dans des domaines
aussi vitaux que l'aide aux universités, les transports, la
protection de l'environnement et à faire preuve de la né-
cessaire solidarité à l'égard des parties défavorisées de
notre population (paiements compensatoires à l'agricul-
ture, réalisation facilitée du deuxième pilier et développe-
ment de l'AVS) et, d'autre part, des recettes nouvelles
destinées à permettre la couverture de ces dépenses.
Or, plutôt que de s'en tenir à ce plan financier, et à jouer
leur rôle de députés des partis gouvernementaux, soutiens
naturels du Conseil fédéral, nos collègues bourgeois de la
commission ont préféré remettre en cause le plan finan-
cier, alors qu'il aurait fallu le défendre, et proposer un
nouvel et funeste exercice d'économies sous prétexte que
le peuple acceptera ainsi plus facilement la TVA. Une telle
attitude ne peut évidemment que fortifier les réticences de
l'opinion à l'égard de cette forme d'imposition. Tant que
l'on laisse entendre que des économies sont encore possi-
bles, l'opinion rejettera tout alourdissement de la fiscalité.
Au contraire, si l'on démontre en quoi le rejet de ressour-
ces nouvelles peut être de nature à entraver la réalisation
des besoins collectifs, on obtiendra l'adhésion de l'électo-
rat.
A cet égard, l'opération «Motion Weber-Altdorf», aussi
édulcorée qu'ait fini par prendre la formulation définitive
de ce texte, est une réédition du frein aux dépenses. Loin
d'assurer l'acceptation du premier projet Chevallaz, vous
vous souvenez qu'il a provoqué son rejet, l'opinion l'ayant
perçu comme une solution de rechange aux hausses d'im-
pôts et non cpmme un complément destiné à garantir une
utilisation judicieuse des derniers publics. Il a fallu des
expériences aussi douloureuses que la hausse des cotisa-
tions AVS et des primes de l'assurance-maladie, accom-
pagnées de l'a réduction d'autres subventions, pour que le
corps électoral finisse par se rendre compte qu'il s'était
fourvoyé et qu'il réponde affirmativement le, 8 juin 1975.
La motion Weber n'atteindra pas son but si celui-ci est de
faire passer la TVA. Mais il apparaît clairement que la
volonté de certains n'est pas de faire triompher ce nou-
veau régime financier, mais plutôt d'en provoquer le rejet
afin que l'Etat ne dispose que d'un minimum d'argent pour
s'acquitter de ses tâches classiques. Certes, tous ne sont
pas de l'avis de notre collègue Otto Fischer qui écrivait,
en mai 1974, «Vive les caisses vides», mais beaucoup sou-
haitent à coup des caisses qui ne soient pas trop pleines.
A titre d'exemple, les adversaires de la future loi sur la
protection de l'environnement n'auront pas besoin de lan-
cer un référendum pour la faire échouer. Il leur suffira que
les cordons de la bourse ne se desserrent pas pour
qu'elle rie puisse être mise en vigueur.
A entendre les propos tenus par certains, il semblerait
que rien n'a été entrepris en matière d'économies. Or,
pour celui qui se penche avec attention sur le budget et
les comptes de 1975, il est évident que cet effort a été fait,
au détriment de l'avenir du pays, bien entendu, mais qu'il
a été fait.

Les requêtes des sept départements fédéraux, présentées
en juin 1974, qui auraient permis d'assurer au mieux le
fonctionnement de l'Etat en 1975, s'élevaient à plus de 15
milliards.
Le Conseil fédéral en a retranché près de 500 millions,
notamment au titre de l'enseignement et de la recherche,
des communications et de l'énergie et de l'agriculture.
Ainsi, le budget de 1975 ne se montait plus qu'à 14 mil-
liards 727 millions. C'est alors que le Parlement, au cours
de sa session de décembre 1974, s'imaginant faciliter l'ac-
ceptation du projet lors de la votation du 8 décembre, ro-
gna encore 294 millions; le second budget 1975 s'est alors
monté à 149 milliards 433 millions. A la suite de l'échec du
8 décembre, le Parlement a, en janvier 1975, retranché
encore 1 milliard et 66 millions, dont la moitié représentait
une diminution de la contribution de la Confédération à
l'AVS. Ainsi, «l'ensemble des économies» s'est élevé à 1
milliard 849 millions, le 3e budget s'élevant à 13 milliards
367 millions. Si les comptes de 1975 accusent un total plus
élevé de 13 milliards 541 millions, c'est qu'il a fallu dépen-
ser 174 millions de plus, particulièrement au titre de la
relance.
Indépendamment de ces mesures, il convient de rappeler
la loi du 4 octobre 1974 instituant des mesures destinées à
améliorer les finances fédérales, loi prévoyant un plafond
pour les dépenses d'équipement, le blocage du personnel,
une simplification des études et des projets de construc-
tion, une réduction de leur ampleur et une exécution diffé-
rée.
Dernier volet de ces mesures d'économies, le frein aux
dépenses dont l'esprit a souvent dominé nos travaux mais
dont nul, à ce jour, n'a osé expérimenter le mécanisme
dans cet hémicycle.
Au moment de conclure, vous me permettrez d'expliquer
mon abstention lors du vote d'ensemble en commission.
Le projet du Conseil fédéral a été dénaturé en ce qui con-
cerne les impôts directs, l'harmonisation fiscale formelle
est compromise étant liée à la TVA alors que l'exécutif
proposait deux scrutins populaires différents. Enfin, si la
TVA a résisté à différentes propositions d'amendements,
elle est accompagnée d'une motion Weber' qui n'est en
définitive que la troisième version d'une proposition
Letsch, reflet des thèses antifiscales que le même collè-
gue a développées au congrès de l'USAM à Interlaken.
Une déclaration aussi franche que celle qu'a faite le prési-
dent du Vorort dans son discours à Vevey, je le cite: «II
faut que la collectivité fasse son deuil de prestations so-
ciales allant au-delà de celles dont elle bénéficie déjà et
d'une politique extensive en matière d'éducation, de trans-
ports et de subventions» ne peut que m'inspirer les plus
vives inquiétudes sur les idées dont s'imprègne actuelle-
ment un certain nombre de nos collègues.
Tant que d'aucuns appuyant la motion Weber-Altdorf ou le
motionnaire lui-même n'auront pas précisé dans quel do-
maine spécifique ils entendent économiser, je persisterai
à penser et à dire que les mêmes partisans d'économie se
rallient au désir exprimé par le grand responsable du Vo-
rort suisse que je viens de citer. Certes, la motion qui
nous intéresse a été, je l'ai dit, édulcorée dans l'énoncé,
c'est exact. Il demeure que l'esprit qui engagea ses au-
teurs à présenter et défendre cette motion subsiste, c'est
ce que nous regrettons. Il suffit d'avoir en mémoire les
regrettables décisions prises par le Conseil des Etats ces
derniers jours, qui s'opposent à la création de l'institut de
droit comparé a Dorigny et au développement des stations
fédérales de recherche agronomique. Un sort aussi fu-
neste sera d'ailleurs sans doute réservé au Technorama
de Winterthour.
De ces économies s'ajoutant à la politique de restriction
apportée aux dépenses sociales, nous ne voulons pas. La
droite combat en son principe même un effort fiscal accru,
elle flatte les sentiments égoïstes de citoyens mal infor-
més. En agissant ainsi, elle sert les intérêts d'une minorité
privilégiée en desservant ceux du pays et de la majorité

85-N



Constitution fédérale 672 22 ju in 1976

des citoyens. Tant que cette assemblée n'aura pas choisi
la voie de l'effort sur laquelle le Conseil fédéral voulait,
par son message, l'engager plutôt que la voie de la facili-
té, elle ne nous verra pas nous battre devant le pays en
faveur des expédients qu'elle aura mis au point.

Hier wird die Beratung abgebrochen

Ici, le débat est interrompu

Schluss der Sitzung um 19.35 Uhr
La séance est levée à 19 h 35
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Eisenring: In der gestrigen Debatte sind eine Reihe be-
merkenswerter Ausführungen gefallen. Besonders merken
wird man sich die Ausführungen unseres Kollegen Huba-
cher müssen; es wird wohl Kreise geben, die seine Aus-
führungen sogar als bemerkenswert bezeichnen. Vor einer
endgültigen Beurteilung möchte ich mir aber eine genaue
Analyse seiner Darlegungen offenhalten. Er hat aber wohl
das Grundproblem, in das wir hineingestellt sind, anvisiert
- namentlich im Zusammenhang mit der Motion der Kom-
mission -, nämlich mit der Frage: Sparen? Er hat im Rufen
nach dem Wo^des Sparens auch noch eine bemerkenswer-
te politische Nuance erteilt, indem er die Freisinnige Par-
tei in einer Art profiliert hat, die ebenfalls noch der Analy-
se bedarf. Die pointierten Ausführungen des Herrn Huba-
cher werfen aber die Frage auf, ob diese Fragestellung
überhaupt richtig ist.

Ich möchte in zwei Richtungen ausholen. Einmal liegt ne-
ben dem Sparproblem in der historischen Betrachtungs-
weise der letzten zwanzig Jahre auch das Problem der
Mittelbeschaffung. Hier haben sich parteipolitisch dann
ganz andere Koalitionen gezeigt als CVP und SP, wie es
offenbar in dieser Kommission der Fall gewesen sein soll
(unter Assistenz des Parteipräsidenten der Schweizeri-
schen CVP).

Zunächst sei darauf hingewiesen, dass wir 1968 die Mehr-
wertsteuer als Alternative und unerlässliche Vorausset-
zung einer langfristigen Finanzierung des Bundeshaushal-
tes proponiert haben. Schon in der Kommission standen
wir, die Vertreter der CVP, damals allein, im Rat war der
Vorschlag völlig aussichtslos. Wir haben diesen Antrag
seither von CVP-Seite ständig neu unterbreitet; er ist im-
mer wieder torpediert worden. Einmal waren es politische
Gründe. Es gehe nicht, die Zeit sei noch nicht reif. Ist sie
heute reif? Dann hiess es - ich erinnere an Ausführungen
von Herrn Bundesrat Celio -, mit der bestehenden Finanz-
ordnung sei der Bundeshaushalt - man höre und staune! -
bis 1982 gesichert. Wo steht heute diese Sicherheit? Mit
diesen Argumenten hat man das Wagnis - das es auch
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des citoyens. Tant que cette assemblée n'aura pas choisi
la voie de l'effort sur laquelle le Conseil fédéral voulait,
par son message, l'engager plutôt que la voie de la facili-
té, elle ne nous verra pas nous battre devant le pays en
faveur des expédients qu'elle aura mis au point.
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Eisenring: In der gestrigen Debatte sind eine Reihe be-
merkenswerter Ausführungen gefallen. Besonders merken
wird man sich die Ausführungen unseres Kollegen Huba-
cher müssen; es wird wohl Kreise geben, die seine Aus-
führungen sogar als bemerkenswert bezeichnen. Vor einer
endgültigen Beurteilung möchte ich mir aber eine genaue
Analyse seiner Darlegungen offenhalten. Er hat aber wohl
das Grundproblem, in das wir hineingestellt sind, anvisiert
- namentlich im Zusammenhang mit der Motion der Kom-
mission -, nämlich mit der Frage: Sparen? Er hat im Rufen
nach dem Wo^des Sparens auch noch eine bemerkenswer-
te politische Nuance erteilt, indem er die Freisinnige Par-
tei in einer Art profiliert hat, die ebenfalls noch der Analy-
se bedarf. Die pointierten Ausführungen des Herrn Huba-
cher werfen aber die Frage auf, ob diese Fragestellung
überhaupt richtig ist.

Ich möchte in zwei Richtungen ausholen. Einmal liegt ne-
ben dem Sparproblem in der historischen Betrachtungs-
weise der letzten zwanzig Jahre auch das Problem der
Mittelbeschaffung. Hier haben sich parteipolitisch dann
ganz andere Koalitionen gezeigt als CVP und SP, wie es
offenbar in dieser Kommission der Fall gewesen sein soll
(unter Assistenz des Parteipräsidenten der Schweizeri-
schen CVP).

Zunächst sei darauf hingewiesen, dass wir 1968 die Mehr-
wertsteuer als Alternative und unerlässliche Vorausset-
zung einer langfristigen Finanzierung des Bundeshaushal-
tes proponiert haben. Schon in der Kommission standen
wir, die Vertreter der CVP, damals allein, im Rat war der
Vorschlag völlig aussichtslos. Wir haben diesen Antrag
seither von CVP-Seite ständig neu unterbreitet; er ist im-
mer wieder torpediert worden. Einmal waren es politische
Gründe. Es gehe nicht, die Zeit sei noch nicht reif. Ist sie
heute reif? Dann hiess es - ich erinnere an Ausführungen
von Herrn Bundesrat Celio -, mit der bestehenden Finanz-
ordnung sei der Bundeshaushalt - man höre und staune! -
bis 1982 gesichert. Wo steht heute diese Sicherheit? Mit
diesen Argumenten hat man das Wagnis - das es auch
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heute noch ist - der Mehrwertsteuer nicht anzugehen ge-
wagt.
Eine ähnliche Uebung in Richtung rechtzeitiger Mittelbe-
schaffung hatten wir schon 1956: Es ging damals - Herr
Hubacher hat sachlicherweise darauf hingewiesen - um
die Frage der Umstellung des Gewichtszoll- auf das Wert-
zollsystem. Das war in der Aera von Herrn Professor We-
ber, der eine klare Konzeption verfolgte und sicher seine
guten Gründe hatte, die damals geforderte Umstellung ab-
zulehnen. Wir waren allerdings anderer Auffassung. Es
lässt sich nachweisen, dass trotz dem Zollabbau, der Zoll-
befreiungen und trotz der autonomen Zollsenkungen bei
der rechtzeitigen Umstellung auf den Wertzoll im Jahre
1956, im Zusammenhang mit dem Uebergang zur soge-
nannten Brüsseler Nomenklatur, heute die Lücke im Bun-
deshaushalt gar nicht so gross wäre. Wir hätten eine völlig
andere Situation, wenn wir der modernen Wertzoll Konzep-
tion, die andere Industrieländer mitsamt den Ostländern
längst verwirklicht haben, gefolgt wären.
Mit dem Widerstand des Schweizerischen Gewerbeverban-
des und seines hochverehrten Direktors, Herrn Dr. Otto
Fischer, in bezug auf die Mehrwertsteuer, war immer zu
rechnen. Das ist eine Tatsache; Herr Hubacher hat Herrn
Fischer attestiert, dass er wenigstens ehrlich zu seiner
Meinung stehe. Und das muss daher ebenfalls gesagt
sein: Wir dürfen ja oft nicht mehr zur eigenen Meinung
stehen; ich komme später noch darauf zurück.
Wenn Herr Hubacher heute nun das grosse Wort sagt und
verkündet, wir hätten zu sagen, wo gespart werden soll;
wenn wir - mindestens die Mehrheit des Rates - den Staat
in bezug auf seine Leistungen auf eine Kragengrösse von
50 ausgerichtet haben, heute aber offensichtlich mit der
Kragengrösse 46 auskommen sollten, so muss man sich
fragen, ob es in der Politik nicht ebenfalls eine «politische
Kausal- oder Verschuldenshaftung» gibt. Dann würde die
Situation in bezug auf die Kritik an denjenigen, die heute
Sparen verlangen und die sich schon immer gegen die
Ueberladung des Staates zur Wehr gesetzt haben, auch im
.politischen Räume ganz anders aussehen. Ich möchte die
Frage der politischen Verschuldenshaftung an dieser Stel-
le in aller Form aufwerfen. Sollen die Sparvorschläge nicht
von jener Seite kommen, die das Fuder überladen haben?
Einzelne unseres Rates haben sich während zu langer Zeit
den Vorwurf gefallen lassen müssen, sie seien «reaktio-
när». Wenn man heute noch gleich «reaktionär» ist wie
damals, gehört man nun aber plötzlich zu den Fortschritt-
lichsten! Das ist der Wandel der Dinge, den wir hinter uns
haben.
Ich danke Herrn Hubacher, dass er sich für ein sachliches
Gespräch über die Politik, nämlich über die Möglichkeiten
des «Rückgangs» der Kragengrösse 50 auf Kragengrösse
46 geäussert hat. In einem solchen sachlichen Gespräch
können wir uns nun nicht mehr um die Schaffung eines
echten modernen Steuersystems herumdrücken, aber auch
nicht um die Frage, welche Aufgaben unser moderner Lei-
stungsstaat - wie sich Herr Hubacher ausgedrückt hat - in
Zukunft noch im bisherigen, allenfalls in einem veränder-
ten Umfange erfüllen kann. Damit komme ich nun auf
einen Gesichtspunkt, der mir besonders zu denken gibt,
wenn wir ein sachliches Gespräch in die Wege leiten wol-
len.
Herr Hubacher erwähnt - das steht ihm frei - die Motion
Brunner; ich habe sie auch unterschrieben. Ich bin auch
heute noch der Auffassung, dass die Ueberlegungen, die
mit dieser Motion aufgeworfen worden sind (die Erhebl'ich-
erklärung wäre eine andere Frage), im Kerne einmal
geklärt werden müssten. Aber was ist im politischen Raum
dann geschehen? Hier stossen wir dann zu den Voraus-
setzungen des sachlichen Gesprächs über eine Neukon-
zeption der Bundesfinanzen vor. Da wurde und wird der
immerhin von 100 Ratsmitgliedern (aus welchen Gründen,
das bleibe dahingestellt) unterzeichneten Motion, bzw. die-
sen Unterzeichnern aus politischen Gründen - nicht aus
sachlichen - aber sofort die «Schelle des Asozialismus»
oder des asozialen Verhaltens umgehängt. Ich glaube, in

der Phase, in der sich der Bundeshaushalt heute befindet,
können wir uns - namentlich in der Regierungskoalition -
solche «Differenzierungen» und «Apostrophierungen» ein-
fach nicht mehr leisten.
Ich nehme Herrn Hubacher in bezug auf das notwendige
sachliche Gespräch gerne beim Wort. Wir werden dann
sicher auch Lösungen finden, insbesondere weil die frühe-
ren «Reaktionäre» heute, wie gesagt, offenbar die Fort-
schrittlichen sind. Ich habe schon vor einiger Zeit den
Bundesrat gebeten, da wir nun doch eine veränderte Si-
tuation haben, die während Jahren niemand haben und
niemand voraussehen wollte, er möge einmal ein Leitbild
einer redimensionierten Schweiz in Auftrag geben. Nicht
einfach andere Gutachten! In dieser Beziehung haben Sie
ja schon genügend Post erhalten.
Aber wir würden heute gerne einmal gewisse Ueberlegun-
gen kennenlernen - man kann dazu vielleicht sogar Wis-
senschafter brauchen -, wie das Leitbild einer redimensio-
nierten Schweiz aussehen würde, die mindestens zur Kon-
solidierung unserer staatlichen Leistungen beitragen könn-
te. Ich bin nicht mehr so weit, den Bengel so hoch zu wer-
fen, wie es in den letzten Jahren geschehen ist. Innert 20
Jahren hat sich das Bundesbudget (die Geldentwertung
hat sich nämlich auch ausgewirkt) rund verzehnfacht. Aber
wir müssen einmal sehen, wo der Standort der Schweiz in
einer veränderten Umwelt liegt, und die Veränderungen
unserer Umwelt sind wesentlich grösser, als man das bis-
her in verschiedenen Kreisen wahrhaben wollte. Ich bin
auch nicht mehr sicher, ob die Politik fortgesetzt werden
kann, wonach ein Erwerbstätiger in unserem schweizeri-
schen Lebensraum für zwei noch nicht oder nicht mehr
Erwerbstätige eingesetzt wird, oder ob nicht hier ein neuer
Ansatzpunkt zu künftigen Konfliktsituationen liegt. Ich
möchte insbesondere die älteren Politiker daran erinnern,
dass wir in zwei Wochen vor 30 Jahren über die AHV und
die neuen Wirtschaftsartikel als Verfassungsgrundlage ab-
gestimmt haben. Der grosse Wurf der AHV bestand ja da-
mals darin - und wir glaubten, das sei ein Fortschritt -,
dass wir anstelle des Bedürfnisnachweises den Rechtsan-
spruch gesetzt haben. Heute wächst - das wird jeder, der
noch Kontakt mit der Basis hat, ein Problem, das sich
ebenfalls stellt - eine Generation heran, die war noch be-
reit, diesen Staat finanziell samt den Sozialleistungen fi-
nanziell zu tragen, die aber nicht sicher ist über die Fra-
ge: «Was schaut dann eigentlich eventuell für uns einmal
noch heraus?» Hier liegt ein Problem, dem wir nicht aus-
weichen dürfen, weshalb wir gezwungen sind, uns auf eine
sehr nüchterne und reale Position zurückzuziehen im Sin-
ne der Ueberlegungen, wie sie Herr Hubacher dargelegt
hat, er allerdings mit einer gewissen Schalmei in Richtung
CVP! Doch mich dann hier zu integrieren, wird etwas
schwierig sein. Aber das bleibt auf einem anderen Blatt
geschrieben.
Wir werden dieses sachliche Gespräch also einleiten müs-
sen, und dann werden wir vielleicht sehen, dass nicht al-
les, was in die Kragenweite 50 gepasst hat, in Zukunft
noch gangbar sein wird. Ich möchte aber gleichzeitig er-
klären, dass man nicht wieder sofort mit dem Vorwurf
kommen soll, das sei antisozial, antibäuerlich, antiöffentli-
cher Verkehr usw. Es geht doch darum, in der Fiskalpol'itik
das Verhältnis zwischen Bürger und Vaterland aufrechtzu-
erhalten, um nicht ein weit schwierigeres Problem, näm-
lich das Problem zwischen Bürger und anonymem
Staat, zu schaffen. Hier sollte auf jeden Fall die grundsätz-
liche Arbeit jeder politischen Auseinandersetzung in der
nächsten Zeit beginnen, nicht in Beschuldigungen oder
gar Verdächtigungen und Unterstellungen. Ich danke Ih-
nen.

Schmid Arthur: Ich möchte vorwiegend zum Volksbegeh-
ren der Sozialdemokratischen Partei sprechen, vorweg
aber einige grundsätzliche Feststellungen machen.
Ich bin überzeugt, dass wir um eine Neuordnung unseres
Finanz- und Steuerrechts nicht herumkommen werden. Die
Finanzlage des Bundes ist derart kritisch geworden, dass
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wir unbedingt etwas unternehmen müssen, wenn unser
Staat überhaupt noch seine wichtigsten Aufgaben wahr-
nehmen soll. Wenn die Korrektur der Entwicklung vor al-
lem auf der Einnahmenseite gesucht werden muss, so des-
halb, weil sich gar keine Möglichkeiten zu massiven Ein-
sparungen anbieten, die nicht auf Kosten der schwachen
und der schwächsten Glieder unserer Gesellschaft gehen.
Herrn Eisenring möchte ich zu seiner Kragenweite-Theorie
sagen, dass in dieser unserer Gesellschaft eben verschie-
dene Krageng rossen bereits verteilt worden sind und dass,
wenn man hier generell eine kleinere Nummer vorschreibt,
eben diesen schwachen und schwächsten Gliedern der
Gesellschaft schlicht der «Schnauf» ausgeht. Es soll kei-
neswegs der Geldverschleuderung das Wort geredet wer-
den. Im Gegenteil, auch wir haben die Meinung, dass Prio-
ritäten gesetzt werden müssen und dass jede einzelne
Aufgabe und jede einzelne Ausgabe genau überlegt sein
wollen. Anderseits muss ich mit allem Nachdruck die Be-
hauptungen und Unterstellungen zurückweisen, wonach
die gegenwärtige Finanzmisere des Bundes durch eine
unbegründete Ausgabeneuphorie des Parlaments bewirkt
worden ist. Es sind zwei zentrale Gründe massgebend:
Erstens hat der Zollabbau im Rahmen unserer Mitglied-
schaft in der EFTA und unserer Verträge mit der EWG -
den Gewichtszoll will ich nicht noch erwähnen - zu massi-
ven Mindereinnahmen geführt und zweitens hat unser
veraltetes Steuersystem in den Jahren der laufenden
Teuerung und Inflation die schlechte Finanzlage des Bun-
des und der Kantone wesentlich provoziert. Während die
Steuereinnahmen auf Einkommen beruhen, die oft mehrere
Jahre zurückliegen, musste die öffentliche Hand ihre Aus-
gaben stets auf der aktuellen Preisbasis tätigen.
Breite Schichten unserer Bevölkerung sind auf einen lei-
stungsfähigen Staat angewiesen, auch wenn sie das leider
weitgehend noch nicht gemerkt haben. Einen armen Staat
kann sich höchstens der wirtschaftlich Starke leisten.
Nach meiner Auffassung ist es daher unumgänglich, dem
Bund mehr Einnahmen zu verschaffen. In diesem Zusam-
menhang drängt sich aus Ueberlegungen, die hier an die-
sem Pult schon verschiedentlich angestellt worden sind,
der Uebergang zu einer sauber konzipierten Mehrwert-
steuer auf. Weder die Sozialdemokratische Partei noch ich
persönlich betrachten uns - offenbar im Gegensatz zu
Herrn Eisenring - als spezielle Promotoren dieser Mehr-
wertsteuer. Wir wissen, dass die Mehrwertsteuer die wirt-
schaftlich Schwachen stärker treffen wird als die Begüter-
ten, und wir wissen zudem, dass die Mehrwertsteuer die
Unternehmungen entlasten wird. Anderseits bin ich über-
zeugt, dass die Mehrwertsteuer von den .wirtschaftlich
Schwachen weniger Opfer verlangt, als ihnen bei einem
Abbau der Leistungsfähigkeit unserers Staates zugemutet
werden wird. So betrachten wir die Mehrwertsteuer als
das kleinere von zwei Uebeln.
Sie darf allerdings nicht als Freibrief verstanden werden in
dem Sinne, dass wir jede Lösung eines Finanzpaketes
akzeptieren werden, nur um schliesslich als einzige Partei
für die Staatseinnahmen besorgt zu sein. Ich bin in diesem
Zusammenhange froh, dass die Sozialdemokratische Par-
tei der Schweiz rechtzeitig sehr deutlich zum Ausdruck
gebracht hat, dass die Einführung der Mehrwertsteuer
eine Reform und einen Ausgleich bei der direkten Steuer-
gesetzgebung voraussetzt. Aus dieser Haltung heraus ist
unsere Initiative zu verstehen. Diese Initiative' verfolgt im
wesentlichen drei Ziele, nämlich die Harmonisierung, eine
stärker© Belastung der oberen Einkommen und eine Entla-
stung der finanziell schwächeren Steuerzahler als Aus-
gleich einer Mehrbelastung durch die Mehrwertsteuer. Sie
ist also im wesentlichen umfassender konzipiert, ich will
das hier ganz deutlich sagen, als ihr etwas provokativer
Titel vermuten liesse. Wir haben es als falsch und unüber-
dacht betrachtet, lediglich die Steuersätze zu erhöhen,
weil damit das in der Schweiz schon bestehende Un-
gleichgewicht nur noch verstärkt worden wäre. Deshalb
haben wir die Initiative so konzipiert, dass das Schwerge-
wicht auf einer massvollen, aber ausreichenden Harmoni-

sierung beruht. In diesem Punkte geht die Initiative weiter
als die Vorschläge des Bundesrates, die eigentlich keine
sind, und als die bescheidenen Ansatzpunkte der Kommis-
sion. Wir begnügen uns nicht mit der formellen Harmoni-
sierung und einigen vagen Grundsätzen, sondern wir ver-
suchen auch, die Steuertarife entsprechend anzugleichen,
ohne dadurch ein eidgenössisches Steuergesetz zu provo-
zieren und die föderalistische Struktur unseres Staates
auszuhöhlen. Die Angleichung der Steuertarife soll erst ab
Einkommen von 100000 Franken an mittels einer Anrech-
nungsteuer bewirkt werden. Wir haben also bewusst dar-
auf verzichtet, auch in den oberen Steuerkategorien den
Kantonen die Steuersätze aufzuzwingen; die Entschei-
dungsfreiheit der kantonalen Stimmbürger bleibt also ge-
wahrt. Natürlich sind wir uns bewusst, dass durch die Ein-
führung einer Anrechnungssteuer die Kantone dahin wir-
ken werden, auf den von uns vorgesehenen Tarif zuzusteu-
ern, um nicht Steuersubstrat an den Bund liefern zu müs-
sen. Zudem ist klar, dass die Festsetzung von Mehrbela-
stungen für Einkommen ab 100000 Franken auch Anglei-
chungen bei den unteren Einkommen zur Folge haben
werden. Das scheint mir aber eine vernünftige Lösung zu
sein, weil sie endlich Ordnung in den Wirrwarr der ver-
schiedenen Steuersysteme bringt, ohne dass damit verhin-
dert wird, der unterschiedlichen Situation in den einzelnen
Kantonen in genügendem Masse Rechnung zu tragen. Mit
der Anhebung der Steuersätze sind wir massvoll geblie-
ben. Die Entlastung bei den unteren Einkommen scheint
uns notwendig zu sein, wenn man die Mehrbelastung bei
der Mehrwertsteuer überhaupt einigermassen ausgleichen
will. Wenn wir die Steuerpflicht bei der direkten Bundes-
steuer erst von 40000 Franken an postulieren, so glauben
wir, dass sich der dadurch provozierte Ausfall durch die
Mehreinnahmen bei der Mehrwertsteuer in der Grössen-
ordnung von rund 3,5 Milliarden Franken durchaus recht-
fertigen lässt. Zudem gibt die Ansetzung einer relativ ho-
hen Freigrenze den Kantonen zusätzliche Möglichkeiten,
ihre Steuergesetzgebung flexibel zu gestalten. Unser Vor-
schlag für die juristischen Personen wird selbst in der Bot-
schaft des Bundesrates durchaus positiv bewertet, indem
dadurch eine standortneutrale und eine wettbewerbsneu-
trale Besteuerung herbeigeführt werden kann. Wir glauben
nicht, dass es sinnvoll ist, wenn letztlich die Steuergesetz-
gebung eines Kantons oder einer Gemeinde für die Stand-
ortwahl einer Unternehmung massgebend wird. Wir haben
bei den juristischen Personen keinen Tarif festgelegt, weil
er in die Gesetzgebung eingebaut werden soll. Von der ge-
setzlichen Ausgestaltung dieses Tarifs wird es übrigens
am Schluss abhängen, welches finanzielle Ergebnis die
Initiative bewirkt.
Die Initiative der Sozialdemokratischen Partei der Schweiz
ist durch das sogenannte Paket des Bundesrates kei-
neswegs überholt worden. Der Kern des Volksbe-
gehrens eine wirklich substantielle Steuerharmonisierung
in die Wege zu leiten, wird weder vom Vorschlag des Bun-
desrates noch der Kommission in genügendem Masse be-
rücksichtigt. Ich schlage Ihnen deshalb vor, die Initiative
dem Volk zur Annahme zu empfehlen. Sie wird sich als
der beste Garant zur Durchsetzung der Mehrwertsteuer
erweisen.

M. Schläppy: MM. Bonnard, Biel et Bussey ont bien situé
le cadre politique dans lequel il convient de placer le pro-
jet qui nous est soumis et qui, s'il n'était pas déformé,
nous permettrait de le voter. D'un autre côté, nous avons
remarqué les efforts accomplis par ceux de nos collègues
qui acceptent d'entrer en matière comme M. Bonnard par
exemple, alors qu'ils sont fédéralistes inconditionnels.
Mais que penser de ceux qui, condamnant Ziegler pour sa
félonie, son bradage de la patrie, ses chiffres, ses cita-
tions incomplètes ou erronées, s'engagent sur le même
chemin en faussant des statistiques et en dénaturant les
efforts acceptables de M. le conseiller fédéral Chevallaz, à
un tel point que le projet en deviendra, et c'est un grave
risque, si maigre et si squelettique qu'il ne restera qu'un
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torchon facile à rejeter par le peuple en votation popu-
laire. Si vous ne voulez pas de ce projet tel qu'il est, il
faut dire non et ne plus faire croire au peuple, comme
cela se fait si souvent, qu'on est pour, mais pas comme
ça. C'est ainsi que toujours on a amené le peuple à voter
non. Dès alors, je me bornerai à l'analyse technique de
certains points de projet.
S'agissant de la TVA, nous avons rappelé que le Parti so-
cialiste y est favorable, à condition que son introduction
s'inscrive dans le cadre d'une réforme profonde du sys-
tème fiscal suisse, ayant notamment en vue l'harmonisa-
tion, des allégements en faveur des petits et moyens con-
tribuables et une plus forte imposition des gros revenus.
Nous aurons l'occasion de démontrer que ces conditions
ne sont pas entièrement satisfaites par le projet tel qu'il
est sorti des délibérations de la commission.
En ce qui concerne la TVA prise pour elle-même, nous
pouvons dire qu'elle correspond dans le grandes lignes à
ce que nous avions demandé dans le cadre de la procé-
dure de consultation sur le rapport Rohner. Entre le- projet
du Conseil fédéral et la réponse du Parti socialiste, je
note les divergences et convergences suivantes. L'obliga-
tion pour les agriculteurs de remettre un décompte avait
été suggéré pour fournir des statistiques utiles pour la
politique agricole. Cela n'a pas été retenu. Il était prévu
que seules les entreprises ayant un chiffre d'affaires de
moins de 20 000 francs devaient être exemptées, tandis
que le Conseil fédéral prévoit 30 000 francs. Ce n'est peut-
être pas un grand mal. Les experts prévoyaient l'imposi-
tion des transports de personnes mais le gouvernement
donne suite à la proposition de ne pas les imposer car les
transports publics auraient été plus fortement grevés que
les transports privés. L'imposition des prestations des sa-
lons de coiffure et instituts de beauté n'était pas prévu par
le rapport Rohner. Le gouvernement rétablit cette imposi-
tion. L'imposition des prestations des avocats, notaires,
sociétés fiduciaires, experts-comptables, etc., n'est pas re-
tenue.
Il était demandé que le taux ne figure pas dans la consti-
tution alors que les maxima de 10 pour cent pour la TVA
et de 14 pour cent pour l'impôt direct sous inscrits aux
articles 41 fer et 4îquater. Nous n'obtenons pas satisfac-
tion sur ce point. Une solution consisterait §• fixer les taux
dans les dispositons transitoires seulement et à les re-
prendre par la suite dans la législation d'application. Nous
considérons que la TVA devrait être un élément de politi-
que conjoncturelle. Le Conseil fédéral nous donne raison
en proposant une flexibilité qui rendrait possible le passage
de 10 à 11 pour cent du taux maximum de la TVA, mais la
commission l'a exclu. Nous réclamions un taux particulière-
ment bas pour les produits de première nécessité; ce que
nous avons avec le taux réduit de 3 pour cent, survivance
de la liste franche.
Au sujet de l'impôt fédéral direct, le projet du Conseil fé-
déral va à la rencontre de l'initiative socialiste. L'exemp-
tion de l'impôt direct était prévue par le projet du Conseil
fédéral pour des revenus de moins de 25 000 francs, alors
qui l'a commission ne propose qu'une libération que jusqu'à
18000 francs, s'éloignant ainsi, encore, du projet.
Sous prétexte que les deux tiers des citoyens devien-
draient des «Gratisbürger», c'est-à-dire des citoyens ne
payant pas d'impôts, la limite a été ramenée de 25 000 à
18000 francs. Or une telle attitude feint de méconnaître le
rôle de l'impôt fédéral direct qui est celui d'un correctif
aux impôts cantonaux et communaux, destiné à freiner la
progression de la charge globale pour les petits revenus
et à l'accentuer pour les plus gros.
En moyenne, en Suisse, un citoyen conscre, selon la sta-
tistique de la charge fiscale, 3,2 pour cent de son revenu
aux impôts cantonaux et communaux s'il a 12 000 francs
de revenus. A 14000 francs, la charge grevant le produit
de son travail était de 4,13 pour cent l'an dernier, à 16000
francs, de 4,92 pour cent, à 20000 francs, de 6,43 pour
cent, et enfin à 25000 francs, c'est-à-dire là où le Conseil
fédéral entendait fixer la limite d'exonération de l'impôt

direct, la charge fiscale représente 8 pour cent du produit
du travail.
Quand je demande à un contribuable neuchâtelois, en ma
qualité de chef du Département des finances, de me ver-
ser 1440 francs d'impôts cantonaux et communaux sur un
revenu de 20 000 francs, je n'ai pas le sentiment de
m'adresser à un «Gratisbürger» même s'il ne devait plus
payer d'impôt fédéral direct à l'avenir. Au moment où 3 mil-
liards sont demandés aux contribuables au titre de la
TVA, comment ose-t-on parler ainsi de citoyen exonérés
d'impôts?
En ce qui concerne l'imposition des hauts revenus, nous
notons qu'à 200 000 francs, les exigences de notre initia-
tive sont satisfaites avec un taux de 10 pour cent. A 1 mil-
lion, le taux n'est que de 13,2 pour cent alors que l'initia-
tive prévoyait 14 pour cent. Nous n'obtiendrons donc avec
le sytème proposé jamais les 14 pour cent. Nous revien-
drons sur ce point dans le détail. Il est à noter que ce taux
de 14 pour cent pourrait être atteint au niveau de 100000
francs de revenu; mais ils sont taxes à 6,2 pour cent, le
surplus seulement étant frappé à 14 pour cent.
L'article 41quafer indique à son 3e alinéa, lettre c, que
l'impôt sur le revenu des personnes physiques s'élève à 14
pour cent au plus, ce qui n'est pas possible avec le tarif
proposé. Il faudrait ajouter une franche de 15 pour cent à
partir de 125000 francs pour obtenir les 14 pour cent indi-

,qués à 880000 francs. Avec 880000 francs de revenu an-
nuel, les 14 pour cent seraient atteints. En éliminant la
flexibilité de l'impôt, la commission du Conseil national
affaiblit ce projet. Pourtant cette flexibilité avait été ad-
mise par le peuple lors de la votation fédérale du 17 juin
1971, et elle nous avait rendu service en 1973. De même,
elle avait été acceptée par 53 pour cent des citoyens en
mars 1975 alors qu'elle constituait un élément de l'article
conjoncturel. Nous nous réjouissons de la retrouver dans
l'avant-projet du second article conjoncturel.
Nous partageons cependant l'avis du Conseil fédéral selon
lequel l'harmonisation fiscale devra tout d'abord se limiter
à un rapprochement des principes régissant l'imposition.
Ce «tout d'abord» signifie donc qu'il y aura quelque chose
de plus par la suite. Ce sera un départ et non un abou-
tissement.
Or, en incluant l'harmonisation dans le «paquet» alors
qu'elle faisait l'objet d'un arrêté séparé dans le projet
gouvernemental, la commission viole la règle du l'unité de
la matière - des juristes reprendront certainement ce
thème - et commet une erreur politique, car cet article
pourrait être entraîné dans le rejet du «paquet», alors qu'il
sera accepté à coup sûr en mars 1977 s'il est présenté
séparément. Nous sommes persuadés que le peuple veut
l'harmonisation fiscale, mais nous ne sommes pas tout à
fait certain qu'il veuille la TVA. C'est pourquoi nous de-
vrions faire figurer cet article sous lettre b, comme cela
avait été prévu au début, pour éviter de nous exposer au
risque de voir l'ensemble de ces mesures repoussées.
Si le principe de l'harmonisation fiscale est ainsi ancré
dans la constitution, les partisans d'une harmonisation ma-
térielle pourraient reprendre le combat après les succès
d'estime remporté le 21 mars 1976 par une proposition
extrémiste en la matière.
Je ne voudrais pas refroidir le moins du monde l'admira-
tion que M. Corbat porte à l'action du chancelier allemand
Schmidt, mais je dois lui dire que la compraison qu'il a
faite entre la politique d'économie du gouvernement alle-
mand et celle que préconise la majorité de la commission
du Conseil national n'est pas pertinente. En effet, les re-
cettes fiscales en République fédérale d'Allemagne attei-
gnent, y compris les contributions aux assurances so-
ciales, 36 pour cent du PNB. Dans ces conditions, la stabi-
lisation des dépenses a un tout autre sens qu'en Suisse,
où cette proportion n'est que de 24 pour cent.
Quant à l'autonomie cantonale et communale fréquem-
ment invoquée en matière fiscale, nous estimons qu'elle
réside plus dans la possibilité donnée à 25 parlements et
gouvernements cantonaux et à 3000 autorités communales
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de gérer en toute liberté des montants de l'ordre de 28
milliards que dans la perpétuation de tarifs et de déduc-
tions sociales différents d'une commune à l'autre et d'un
canton à l'autre.

Pour toutes ces raisons, nous ne pourrons que difficile-
ment accepter le projet qui nous est soumis, à moins qu'il
ne soit amélioré dans le sens d'un retour au projet du Con-
seil fédéral.

Baumann: Für die gastgewerblichen und touristischen
Kreise der Schweiz ist die Unterstellung unter die Mehr-
wertsteuer existentiell. Deshalb beschäftigen sich diese
Kreise derart intensiv mti diesem Problemkreis, und aus
dem gleichen Grunde haben sie Stellung bezogen zum
Bericht der Fachkommission, wie auch zur Botschaft des
Bundesrates - wie Ihnen bekannt ist, ablehnend. Damit ist
aber noch nicht gesagt, und ich möchte dies betonen,
dass wir auch eine andere Lösung bekämpfen würden. Es
ist also noch nichts verbaut. Man fordert ja immer von uns
Politikern eine realistische Politik.

Weshalb haben Gastgewerbe und Tourismus zu den Vor-
schlägen nein gesagt? Es sind dies drei Gründe: Wettbe-
werbspolitische, regionalwirtschaftspolitische und struktur-
politische. Die wettbewerbspolitischen Gründe, die Limitie-
rung des Umfanges der der Mehrwertsteuer unterstellten
Bereiche führen in der Branche der gewerbsmässigen Be-
herbergung und Verpflegung, also Hôtellerie und Gastge-
werbe, zu einer Wettbewerbsverzerrung. Ich will dies nur
kurz erwähnen, und erst in der Detailberatung ausführli-
cher erläutern.
A. Die Parahotellerie, die heute rund die Hälfte der Ueber-
nachtungsfrequenz in der Schweiz ausmacht, soll der
Mehrwertsteuer nicht unterstellt werden, die traditionelle
Hôtellerie dagegen zum normalen Satz. Wie steht es da
mit der vielbesungenen Wettbewerbsneutralität der Mehr-
wertsteuer?
Jeder zweite Erwerbstätige nimmt heute im Durchschnitt
mindestens eine Mahlzeit ausserhalb seines Haushaltes
ein. Diese, die heute schon preislich eher benachteiligt
sind, sollen noch mehr getroffen werden, indem ihr Kon-
sum zum Normalsatz besteuert wird, derjenige des zu
Hause Essenden dagegen zum reduzierten Steuersatz.
Die internationale Konkurrenzfähigkeit der Schweiz im Be-
reiche des Tourismus wird ernsthaft in Frage gestellt.
Nicht einfach so sahen sich die gastgewerblichen Kreise
zu einer nun schon zwei bis gegen drei Jahre dauernden
Preisstabilität gezwungen, und nun sollen auf einen
Schlag 10 Prozent mehr möglich sein? Das ist ummöglich.
Wir konnten auch schon die Warenumsatzsteuererhöhung
per I.Oktober 1975 und die Erhöhung der Fiskalabgaben
auf alkoholischen Getränken vom Jahr 1975 nicht überwäl-
zen.
B. Die regionalwirtschaftspolitischen Gründe: Gastgewer-
be und Tourismus spielen in den Regionen der Schweiz
eine unterschiedliche Rolle. Aber gewisse Gebiete, vor
allem durch die landschaftliche Schönheit bedingt, leben
praktisch vom Tourismus und der Landwirtschaft, denen
niemals wieder zahlreiche Nebenerwerbsmöglichkeiten ge-
boten werden. Mit dem Investitionshilfegesetz haben wir
diesen wirtschaftlich eher zurückgebliebenen Regionen zu
halfen versucht, und nun nehmen wir es ihnen wieder, weil
wir sie in der Konkurrenzfähigkeit einschränken.
C. Strukturpolitische Auswirkungen: Rund 40 Prozent der
Beherbergungsbetriebe und rund zwei Drittel aller Re-
staurants beschäftigen weniger als vier Arbeitskräfte. Der
Kleinbetrieb ist also absolut dominierend, und die Einfüh-
rung der Mehrwertsteuer würde nicht zuletzt den admini-
strativen Aufwand erheblich vergrössern. Dabei ist zu be-
rücksichtigen, dass wir uns heute und auch in Zukunft mit
einem Personalmangel abfinden müssen, weshalb der Ho-
telier und Gastwirt mit direkten betrieblichen Aufgaben
schon überhäuft ist. Die Unterstellung des Gastgewerbes
unter die Mehrwertsteuer würde wohl etliche der heutigen

Betriebsinhaber zur Aufgabe der Unternehmenstätigkeit
zwingen.
Ein Letztes: Das Gastgewerbeangebot ist schon heute mit
ausserordentlich hohen fiskalischen Abgaben belastet, hö-
her als in anderen Wirtschaftsgruppen und als im Ausland.
Ich erwähne nur: Biersteuer, Fiskalbelastung auf gebrann-
tem Wasser zu Trinkzwecken bis zu 50 Prozent, Patentab-
gaben und Getränkeabgaben in einzelnen Kantonen sogar
in der Verfassung verankert.
Ich bitte Sie, zu berücksichtigen, dass dem Bund auch bei
einer unechten Befreiung des gastgewerblichen Konsums
über 350 Millionen Franken zufliessen werden.
Die gastgewerblichen und touristischen Kreise können den
Anträgen des Bundesrates bzw. der Kommission auf die-
sem Gebiete nicht zustimmen. Da mit einer unechten Be-
freiung vor allem die Wettbewerbsverzerrungen vermieden
werden können, werde ich in der Detailberatung einen
entsprechenden Antrag stellen. Ich danke Ihnen zum vor-
aus für Ihre Unterstützung.

Präsident: Auch ich möchte Herrn Baumann dafür danken,
dass er als erster Sprecher heute morgen die Redezeit
nicht voll ausgenützt hat.

M. Soldini: A la veille de l'important scrutin du 3 décembre
1972, les milieux que nous représentons n'avaient pas
manqué de mettre en garde le corps électoral helvétique
contre les suites qu'aurait pour lui le traité de libre-échan-
ge conclu par nos autorités avec la- Communauté écono-
mique européenne. Voici ce que nous disions alors: «Le
traité passé avec la CEE dépasse de beaucoup l'enjeu
d'un accord commercial. C'est un engrenage qui étouffera
progressivement tout ce qui fait le propre de notre Confé-
dération. La suppression des droits de douane ne présen-
tera aucun avantage pour l'ensemble de notre population.
Au contraire, elle aura pour effet d'imposer une TVA co-
piée sur ce qui se fait dans les pays qui nous entourent:
une TVA source d'inflation accrue et de complications
administratives tracassières.»
Mais à fin 1972, en pleine euphorie conjoncturelle, il
n'était pas bon de jouer les Cassandre. Nonobstant les
avertissements de quelques milieux minoritaires, le peuple
suisse accepta sans coup férir le projet que lui présen-
teraient le Conseil fédéral, la quasi-unanimité des Cham-
bres, les partis politiques gouvernementaux comme les
organisations patronales et ouvrières, les «mass média» et
l'ensemble de la presse d'information. L'âge d'or économi-
que et social ouvrait enfin ses bras à la douce Helvétiel
Cependant, depuis tantôt trois ans que le traité est entré
en vigueur, beaucoup de nos concitoyens ont dû constater
que les illusions d'alors avaient fait place à une réalité
décevante: l'inflation, tout d'abord, s'est développée à un
rythme accéléré, devenant l'ennemi public n° 1 du peuple
suisse et de ses autorités et créant des problèmes sociaux
qui, malgré un certain tassement du phénomène au cours
de ces derniers mois, sont loin d'être résolus. Puis la ré-
cession, en dépit des pronostics faits par les prophètes
publics et privés, a fait son apparition à fin 1974, immé-
diatement après le rejet de l'initiative de l'Action natio-
nale. Le chômage complet ou partiel s'est installé dans un
pays qui comptait et qui compte encore des centaines de
milliers de travailleurs étrangers. Nos industries d'exporta-
tion, malgré les facilités tarifaires dont elles bénéficiaient,
ont vu leur activité réduite dans une notable mesure. La
démobilisation des droits de douane, due à l'accord con-
clu avec la CEE, a engendré pour nos finances publiques
une moins-value de 1 milliard de francs. Mais surtout, le
consommateur de chez nous n'a vu venir aucune amélio-
ration de son état de contribuable fédéral, cantonal et
communal. En un mot, le fameux accord international de
libre-échange conclu avec la CEE, que nos autorités
avaient, avec un certain machiavélisme, fait endosser par
le peuple suisse, s'est révélé inopérant. Et c'est sans
doute pourquoi aujourd'hui, en bonne logique politicienne,
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on demande à ce même peuple suisse de payer les pots
cassés et d'accepter l'introduction d'une nouvelle mouture
de l'impôt fédéral indirect. Alors, nous devons le dire tout
net: nous ne marchons pas!
Nous ne marchons pas pour les raisons suivantes, qui
semblent être d'ailleurs partagées par de larges milieux
de notre ays.
1. Il ne fait aucun doute que la TVA provoquera une nou-
velle hausse du coût de la vie, d'autant plus malvenue
que, dans les circonstances actuelles, certaines branches
de notre économie ne sont plus en mesure d'assurer la
compensation de renchérissement. On peut même prévoir
que la relance qui semble se dessiner n'englobera pas
des secteurs tels que la construction, les textiles, la
chaussure, les arts graphiques et même l'horlogerie, qui
souffrent de déficiences structurelles. Une nouvelle pous-
sée de l'inflation pourrait bien leur être fatale.
2. Pour l'ICHA, après le «oui» donné avec réticience par
le corps électoral le 8 juin 1975, il était prévu trois taux
d'imposition: 8,4 pour cent pour les ventes de gros, 5,6
pour cent pour les ventes de détail, 0 pour cent pour les
marchandises de première nécessité faisant partie de la
liste franche. D'autre part, seuls les biens de consomma-
tion étaient imposés.
La TVA, elle, avec un taux de 10 pour cent en général et
de 3 pour cent pour les articles de consommation indis-
pensables, s'attaquera non seulement aux biens, mais
également aux services. C'est ainsi qu'on verra une aug-
mentation notable des contribuables directs, dont le nom-
bre passera de 90000 à 150000. Comme le nouveau sys-
tème permettra aux grossistes et aux intermédiaires de
récupérer le prélèvement retenu à l'origine et lors des
opérations successives de vente, c'est bien le consomma-
teur qui paiera la facture majorée sur les produits et les
services assujettis à la nouvelle taxation. Comme la taxe à
la valeur ajoutée fournira à elle seule un surplus de re-
cettes de 3,4 milliards en 1978 et de 3,5 milliards en 1979,
ce 'n'est pas la réduction prévue de 400 millions sur le
produit de l'impôt fédéral direct de ces années-là qui per-
mettra à la grande majorité des contribuables suisses
d'apprécier les nouvelles mesures fédérales amenant un
prélèvement de 3 milliards par an d'impôts supplémen-
taires.
3. Il est compréhensible que le Conseil fédéral tienne à la
TVA, notamment pour enrayer le redoutable accroissement
des déficits de la Confédération, puisque le rendement de
la nouvelle taxe serait largement supérieur à celui de l'ac-
tuel ICHA. Hélas! une augmentation du déficit des caisses
fédérales est de toute façon prévisible. Pour 1979, soit un
an seulement après l'introduction très aléatoire de la nou-
velle taxe à la valeur ajoutée, et dans le meilleur des cas
d'une reprise sérieuse de l'activité économique dans notre
pays, on évalue déjà le déficit de nos finances à plusieurs
centaines de millions. Au-delà de ce qu'on peut admettre
au titre de la relance, on voit bien que le financement des
tâches dévolues à la Confédération se posera de manière
toujours plus aiguë. Et il faudrait, peu de temps après la
mise en vigueur du nouveau système, envisager de nou-
velles hausses d'impôts comme vient d'ailleurs de le faire
l'Autriche, notre partenaire de l'AELE, qui a augmenté de 4
pour cent le taux de sa taxe à la valeur ajoutée, après
avoir introduit cette dernière en 1973.
4. En outre, la TVA, en imposant des prestations nouvelles
au monde de la restauration, de l'hôtellerie et du tourisme
va pénaliser des activités vitales de notre économie natio-
nale. Elle risque de conduire des branches de notre indus-
trie d'exportation, dont les recettes se montaient à 5,3
milliards en 1974, dans une impasse, aggravée encore par
la survaleur du franc suisse qui devient fort peu concur-
rentiel pour notre tourisme national.
Je ne m'étendrai pas sur la discrimination qui frappera les
produits viticoles par comparaison avec les produits agri-
coles. D'autres voix plus autorisées que la mienne ne
manqueront pas de faire ressortir combien la Romandie,

région productrice, sera frappée par les nouvelles me-
sures envisagées.
Je veux terminer cette critique en mentionnant un dernier
aspect négatif et important découlant de l'introduction de
la TVA. La plupart des nouvelles assujetties sont des en-
treprises de petite et moyenne importance qui doivent
travailler avec des marges supérieures à celles des
grands distributeurs. Il "en résultera une charge fiscale
supplémentaire importante à laquelle viendra s'ajouter une
charge administrative difficile à maîtriser. Car toutes les
entreprises de l'artisanat et du commerce, dont l'appareil
comptable actuel ne répond pas aux exigences de la TVA,
seront particulièrement pénalisées. D'autre part, le
contrôle de tout le système par les organes du Départe-
ment des finances et des douanes nécessitera la mise en
place d'un nouvel appareil bureaucratique fort peu souhai-
table dans les circonstances actuelles. Le Conseil fédéral
sera inévitablement amené à demander aux Chambres une
sérieuse augmentation des quotas d'engagement de nou-
veaux fonctionnaires et un gonflement des effectifs fédé-
raux irait manifestement à rencontre des mesures d'éco-
nomie exigées par le peuple suisse lors des votations des
8 décembre 1974 et 8 juin 1975.
Pour toutes ces raisons, nous préconisons donc de renon-
cer à l'introduction du système de la taxe à la valeur ajou-
tée dans nos institutions financières et économiques,
quitte pour le Conseil fédéral à procéder à un aménage-
ment raisonnable de l'actuel ICHA.
C'est pourquoi, je me permets de vous demander de ne
pas entrer en matière dans ce domaine de la réforme des
finances et des impôts. Dans le cas contraire, et sans faire
preuve d'un pessimisme exagéré, je ne pourrais que me
montrer sceptique sur les chances d'une acceptation de la
TVA par le peuple en mars 1977 et, paraphrasant les pro-
pos d'un homme d'Etat d'un pays voisin, récemment dis-
paru, je vous souhaiterais d'ores et déjà bien du plaisir.

Rüegg: Man hat unserer Wirtschaft vorgeworfen, sie hätte
in den Hochkonjunkturjahren, die hinter uns liegen, zu
stark expandiert. Selbst von Regierungsseite wird immer
wieder betont, dass es nun gelte, das richtige Mass wieder
zu finden, und der Ausdruck «Redimensionierung» ist zum
eigentlichen Schlagwort geworden.
Der Vorwurf ist im Rückblick berechtigt, denn der Glaube
an ein ständiges Wachstum hatte nicht nur weite Kreise
der Bevölkerung, sondern auch viele Verantwortliche der
Wirtschaft erfasst. Die Konsequenzen dieser Wachstums-
euphorie sind insbesondere für diejenigen Unternehmun-
gen, die unbekümmert um die Kapitalbasis expandiert ha-
ben, ausserordentlich hart.
Die Wachstumseuphorie hat aber nicht nur Verzerrungen
in der Struktur unserer Wirtschaft gebracht, die nun in der
Rezession deutlich geworden sind, sondern sie hat auch
den Staatsapparat in ungesundem Masse aufgebläht. Sie
hat auch die Schwäche des Staates, sich antizyklisch zu
verhalten, deutlich gemacht, denn wir sind nach Jahren
der Hochkonjunktur und der überreichlichen Steuerein-
gänge ohne Reserven in die Rezession hineingeschliddert.
Wir haben in unserer Wirtschaft die Ermahnungen zum
Masshalten, die heute von allen Seiten auf uns zukommen,
sehr ernst genommen, und wir bemühen uns, auf der Aus-
gabenseite der Erfolgsrechnung kräftige Abstriche zu ma-
chen, weil auf der Einnahmenseite zurzeit keine oder nur
unwesentliche Korrekturmöglichkeiten bestehen. Sie alle
wissen, dass der hohe Schweizerfrankenkurs unserer Ex-
portindustrie sehr zu schaffen macht und dass die veröf-
fentlichten Exportziffern wenig aussagen .über den Unter-
nehmenserfolg, weil jedes Unternehmen à tout prix ver-
sucht, mühsam eroberte Märkte zu halten, und weil es
auch bestrebt ist, Arbeitsplätze unter Einsatz von Reser-
ven zu sichern. Sie kennen auch die gewaltigen Schwierig-
keiten der Inlandindustrie, insbesondere der Bauindustrie.
Auch einige Silberstreifen dürfen nicht darüber hinwegtäu-
schen, dass wir die derzeitige Strukturkrise noch keines-
wegs bewältigt haben.
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Wirtschaftslage und stagnierende oder gar rückläufige Be-
völkerungszahlen gebieten uns, die in der Finanzplanung
1976 bis 1979 bezifferten Einnahmen sehr vorsichtig zu
werten. Wir wären nicht erstaunt, wenn die prognostizier-
ten Steuereingänge sogar noch wesentlich kleiner ausfal-
len würden. In dieser unsicheren Lage kommt der Verfla-
chung des Ausgabenwachstums der öffentlichen Hand
eine noch grössere Bedeutung zu als der Steuererhöhung,
wenn wir gewillt sind, auf lange Sicht unseren Staatshaus-
halt in Ordnung zu bringen. Die Motion Weber-Altdorf
scheint uns geeignet zu sein, diese Abflachung herbeizu-
führen, wobei es von sekundärer Bedeutung ist, ob das
Bruttosozialprodukt das richtige Bezugselement ist oder
ob es noch bessere Bezugselemente gäbe. Wichtig ist der
Wille des Parlaments, dieses Suchen nach dem richtigen
Mass, wie es zurzeit in der Privatwirtschaft getan wird, mit
einem «time-lag» auch im Bund nun einzuleiten. Es ist
einfach Demagogie, wenn Herr Hubacher die Forderung
nach Verflachung des Ausgabenwachstums als Demontage
des Sozialstaates bezeichnet. Wir wollen das Erreichte
erhalten, können aber nicht verantworten, dass die Zu-
wachsraten der Ausgaben munter weiter steigen, ohne je-
de Rücksicht auf das veränderte Wirtschaftswachstum.
Wir haben auch Verständnis dafür, dass der Bund ver-
mehrte Einnahmen braucht, um seine Aufgaben zu erfül-
len, und wir sind überzeugt, dass ein moderner Industrie-
staat ohne eine wirksame Verbrauchssteuer nicht aus-
kommt. Wir begrüssen deshalb den geplanten Uebergang
von der Umsatzsteuer zur Mehrwertsteuer, obwohl wir
nicht verkennen, dass in der derzeitigen Situation, in der
einer Ueberwälzung auf die Verbraucher enge Grenzen
gesetzt sind, die Wirtschaft in erster Linie belastet wird.
Ob unsere Wirtschaft die Satzsteigerung von rund 4 Pro-
zent ohne Schwierigkeiten bewältigen kann, ist zumindest
fraglich. Sollten die wirtschaftlichen Schwierigkeiten an-
dauern, so wäre eine so grosse zusätzliche Steuerlast
nicht zu verantworten. Sowohl aus sachlichen Gründen
wie auch mit Rücksicht auf die ernsthaften Befürchtungen
des Gewerbes scheint uns deshalb eine leichte Reduktion
des vorgesehenen Satzes von 10 Prozent als angebracht.
Sorgen macht uns auch die nach bundesrätlichem Vor-
schlag vorgesehene Erhöhung der direkten Bundessteuer.
Der vorgesehene Steuertarif ist weder ausgewogen noch
massvoll, indem ein grosser Teil der Bürger aus der Wehr-
steuerpflicht entlassen wird, während die höheren Einkom-
men stark belastet werden. Gegen eine Tarifkorrektur im
Sinne des Ausgleichs der Folgen der kalten Progression
ist nichts einzuwenden. Wir wehren uns aber dagegen, dass
die Freigrenze so angesetzt wird, dass eine immer grösse-
re Zahl aus der Stetierpflicht entlassen wird. Die Schweiz
geniesst zwar mancherorts den Ruf einer Steueroase, vor-
ab in all denjenigen Ländern, in denen man langsam ein-
zusehen beginnt, dass man die Steuerschraube nicht an-
ziehen kann, ohne schwerwiegende volkswirtschaftliche
Nachteile in Kauf nehmen zu müssen. Diejenigen, die die-
se Mär noch glauben, kennen unser dreistufiges Steuer-
system nicht, und sie lassen auch ausser acht, dass unser
System der Altersvorsorge bedeutende Steuerelemente
enthält. Sie kennen auch offensichtlich die jüngste Ent-
wicklung in den Kantonen nicht, in denen man sich, bei-
spielsweise im Kanton Zürich, sehr stark den Reich-
tumssteuervorstellungen der Sozialdemokraten angepasst
hat.
Wir haben uns zwar damit abgefunden, dass direkte und
indirekte Bundessteuern als siamesische Zwillinge behan-
delt werden und dass es in diesem Parlament unmöglich
erscheint, eine Trennung, die sachlich absolut gerechtfer-
tigt wäre, vorzunehmen. Gerade bei der direkten Bundes-
steuer würde sich aber eine. Zurückhaltung mit Rücksicht
auf die Kantone geradezu aufdrängen.
In meiner Heimatgemeinde Rüti im Zürcher Oberland be-
zahlt man in der höchsten Progression schon heute über
50 Prozent Steuern. Sie würden bei dem vom Bundesrat in
Aussicht genommenen Wehrsteuertarif auf über 55 Prozent
ansteigen. Viele Oberländer Gemeinden sind in der glei-

chen Lage, und sie werden sogar gezwungen sein, die
Gemeindesteuern in den nächsten Jahren noch zu erhö-
hen, um ihre Aufgaben erfüllen zu können. Ich nenne Ih-
nen diese Zahlen nicht, um Ihnen anzukündigen, dass die
grossen Steuerzahler demnächst an das rechte Seeufer,
nach Zug oder nach Altdorf abwandern werden. Wir gehen
auch nicht nach Vaduz, wie uns Herr Kollega Schatz bei
der Behandlung der Vorlage über die Verhinderung der
Steuerhinterziehung empfohlen hat. Dazu ist uns das Zür-
cher Oberland - bildlich gesprochen - zu teuer! Die Zah-
len zeigen Ihnen aber recht drastisch, dass wir in einzel-
nen Regionen bestimmter Kantone an einer oberen Grenze
angelangt sind und dass sich auch hier an der bundesrät-
lichen Vorlage Korrekturen nach unten aufdrängen.
Wenn wir übertreiben, ändern wir die Struktur unserer
Wirtschaft, indem wir Familiengesellschaften und Gewer-
bebetriebe langsam aber sicher zerstören, weil das Kapital
für Investitionen fehlt.
Wir erkennen unsere staatsbürgerliche Verantwortung, den
Staatshaushalt in Ordnung zu bringen, und wir sind bereit,
Hand zu bieten. Wir möchten aber die an die Wirtschaft
gerichteten Mahnungen, das richtige Mass zu finden, an
die Regierung zurückgeben, in der Hoffnung, ebensoviel
Verständnis zu finden.
Unseres Erachtens hat der Bundesrat seine Sparübungen
bis heute zu wenig klar artikuliert, und er hat sowohl bei
der Mehrwertsteuer wie bei der direkten Bundessteuer das
Ziel zu hoch gesteckt, so dass eine Reduktion durch das
Parlament sich geradezu aufdrängt.

M. de Chastonay: Une chose est de créer des lois qui ap-
portent au ménage fédéral des recettes fiscales supplé-
mentaires, une autre chose est de faire en sorte que ces
lois soient agréées et acceptées par le peuple et les can-
tons. Et dans ce débat sur la réforme de la fiscalité fédé-
rale, nous aimerions brièvement faire part de quelques
considérations.
En situation de déficit du compte financier il existe,
croyons-nous, deux sortes de remèdes fort différents l'un
de l'autre pour tâcher de ramener une situation équilibrée:
la réduction des dépenses ainsi qu'un frein aux augmenta-
tions des dépenses, d'une part et, d'autre part, l'augmen-
tation des recettes.
Le projet de nouveaux articles constitutionnels tel qu'il est
soumis à notre discussion se borne à nous proposer une
augmentation des recettes fiscales. Nous devons constater
que l'on n'a pas pu ou pas voulu traiter, contemporaine-
ment à l'augmentation des impôts fédéraux, la question
concrète de la réduction des dépenses ou du frein à
l'augmentation des dépenses, de manière que le con-
tribuable, à qui l'on a suffisamment répété, ces derniers
temps, que la TVA en son taux de 10 pour cent ne pouvait
de toute façon pas équilibrer les comptes, soit véritable-
ment mis en condition d'accepter le paquet fiscal qu'on
entend lui soumettre. Or augmenter les impôts sans en
même temps démontrer clairement notre volonté de limiter
concrètement les dépenses dans le cadre d'un pro-
gramme dûment préétabli et discuté, ne prédispose guère
les citoyens et les citoyennes de ce pays à suivre les pro-
positions de leurs représentants. Nous regrettons, d'ail-
leurs, que le rapport des cinq experts commis par le Con-
seil fédéral n'ait pas pu être déposé et discuté dans le
cadre des débats de ce jour. Nous regrettons aussi que la
commission parlementaire n'ait pas pu procéder à l'étude
concrète du frein aux dépenses, sur la base de proposi-
tions précises du Conseil fédéral, et nous regrettons enfin
qu'elle ait dû se contenter du simple dépôt d'une motion
relative au plan financier 1977-1979.
Les projets législatifs constitutionnels que l'on nous pré-
sente aujourd'hui instituent, en matière de taxe à la valeur
•ajoutée, une fiscalité frappant directement la consomma-
tion lors même que cette consommation est en baisse sur
le plan intérieur helvète. Cela nous incite à nous deman-
der si le souci légitime de procurer de nouvelles recettes
doit vraiment passer par une fiscalité grevant, malgré les
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pseudo-exemptions dont le rapporteur de langue française
nous a fait part tout à l'heure, l'artisanat, le tourisme et les
branches économiques qui se sont révélées et montrées
les plus sensibles aux défaillances conjoncturelles ac-
tuelles. Cela nous incite aussi à nous demander si l'appât
d'une nouvelle répartition plus avantageuse de la péréqua-
tion intercantonale, dans laquelle la Confédération aban-
donne quelque 320 millions de francs, sera suffisant pour
compenser tous les aléas centralisateurs qu'une harmoni-
sation trop matérielle de la fiscalité fait subir aux autono-
mies cantonales déjà passablement malmenées ces der-
nières années.
Pour en venir au projet fiscal de valeur ajoutée, on peut
sei poser la question de savoir s'il n'y avait pas d'autres
solutions aux maux financiers dont la Confédération
souffre. Par exemple, dans des possibilités d'augmenta-
tions appropriées du taux de l'ICHA; par exemple, aussi,
dans le remplacement des droits de douane au poids par
des droits de douane ad valorem, en plus du frein à l'aug-
mentation des dépenses mentionné tout à l'heure et que
tous ou presque, ici, s'entendent à préconiser. D'ores et
déjà, Monsieur le conseiller fédéral, nous vous remercions
pour la réponse que vous voudrez bien donner à nos
questions en ce très vaste projet de législation qui ne pa-
raît pas rencontrer, dans son principe, ici, des oppositions
fondamentales.
On en vient tout simplement à souhaiter et espérer que ce
projet rencontrera également, en temps voulu, l'agrément
du peuple et des cantons.

Oehen: Wir unterstützen den Nichteintretensantrag, dies
deshalb, weil diese Vorlage keine Lösung unserer Proble-
me bringt und nur schwerwiegende Ungerechtigkeiten
schafft. Immer wieder haben wir in den vergangenen Jah-
ren die Regierungsparteien gebeten, der Entwicklung nicht
weiter den Lauf zu lassen, sondern durch mutige Grund-
satzbeschlüsse ein harmonisches Verhältnis zwischen An-
forderungen an den Staat und seinen langfristigen Mög-
lichkeiten anzustreben. Mit Hoffnungen haben wir deshalb
die Voten der Herren Hubacher und Eisenring zur Kennt-
nis genommen. Wir legen grossen Wert auf ein echtes,
fruchtbares Gespräch zwischen den Regierungsparteien.
Herr Schmid liess zwar sofort wieder einen unsichtbaren
Vorhang herunter, und die Erinnerung an den Fall Brunner
droht diese Hoffnung wieder zu knicken.
Die breite Koalition in unserem Staate sollte immerhin
verhindern, dass auch hier eines Tages, wie dies gegen-
wärtig in Wien der Fall ist, Plakate hängen mit dem Text:
«Wo Sozialdemokraten herrschen, kreist der Pleitegeier»
und - von der Gegenseite -: «OeVP nörgelt, SP arbeitet».
Sonst wäre es allerdings besser, wenn möglichst rasch
klarere Regierungsverhältnisse geschaffen würden. Wenn
wir den Katalog der Aufwendungen durchkämmen und da-
bei das bloss Wünschbare vom Notwendigen trennen,
wenn wir sodann eine sich anbietende ergiebige Beitrags-
quelle nutzbar machen, wie etwa eine angemessene Bela-
stung des Lastwagenverkehrs, so sollte und muss es mög-
lich sein, den verbleibenden Rest eines angemessenen
staatlichen Aufwandes mit einem massigen Zuschlag zur
direkten Steuer so zu decken, dass alle hierzu etwas bei-
tragen. Daneben liesse sich die bewährte Warenumsatz-
steuer durch Umwandlung in eine Einphasensteuer auf
Detailstufe, also unter Weglassung des Engros-Satzes,
nicht nur vereinfachen, sondern auch ertragreicher gestal-
ten. Sie würde übrigens damit - laut Bericht Rohner -
auch wettbewerbsneutral. Jetzt aber sollen nach Meinung
breiter Kreise alle Probleme über die Einführung der
Mehrwertsteuer gelöst werden, obwohl wir genau wissen,
dass schon kurz nach deren Einführung die vorgeschlage-
nen Sätze wieder erhöht werden müssen, sollen wir nicht
schon am Ende des Jahrzehnts wiederum massiv in den
roten Zahlen stecken. Die Tatsache, dass man im gleichen
Atemzug zwar über die Mehrwertsteuer vermehrte Mittel
beschaffen will, gleichzeitig aber grosse Mittel über Zuge-
ständnisse an die Exportwirtschaft und zulasten der direk-
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ten Bundessteuer an Kantone und kleinere Steuerzahler
aufgibt, zeigt deutlich, dass die Vorlage eher das Ergebnis
einer kleinlichen Markterei als einer grundsätzlichen Neu-
besinnung ist. Dies zeigen übrigens auch die rund 30 un-
terbreiteten Abänderungsanträge.
Aus den verschiedensten Gründen lehnen wir insbesonde-
re die Mehrwertsteuer ab. Sie bringt eine unzumutbare
administrative Belastung zahlreicher Klein- und Mittelbe-
triebe und eine erneute Vergrösserung des Beamtenappa-
rates. Die Auslösung eines massiven Inflationsschubes ist
unvermeidlich. Die klare Bevorzugung der Exportindustrie
mit zwangsläufiger weiterer internationaler Verflechtung ist
unbestritten. Dieser Effekt widerspricht aber der Verpflich-
tung zur Wahrung der schweizerischen Unabhängigkeit.
Die Mehrwertsteuer ist wachstumsorientiert und damit
falsch in bezug auf die Notwendigkeit, eine Wirtschaft im
Gleichgewicht zu entwickeln. Die Mehrwertsteuer unter
schweizerischen Voraussetzungen ist als konjunkturpoliti-
sches Steuerungsinstrument untauglich. Ein neukonzipier-
tes Steuersystem sollte nach den Erfahrungen der letzten
25 Jahre dieser Anforderung aber unbedingt genügen.
Noch kurz zu einigen anderen Gesichtspunkten: Konsum-
steuern, richtig konzipiert, erfüllen zwar alle Voraussetzun-
gen eines guten Steuersystems, z. B. hinsichtlich Erhe-
bungswirtschaftlichkeit, Ertragskraft und gerechte Lasten-
verteilung; wer mehr verbraucht, zahlt mehr. Die Spar-
quote bleibt - im Gegensatz zur Einkommenssteuer - un-
belastet. Es werden alle Schichten zur Lastentragung her-
angezogen, auch solche, die sich sonst mit dem Stimmzet-
tel von direkten Steuern freihalten; die Belastung nimmt -
wie die Verbrauchsstatistiken beweisen - nach oben eben-
falls zu, wie bei den direkten Steuern. Die Verbrauchssteu-
er fördert zudem eine antizyklische Finanzpolitik der Re-
gierung, denn sie ergibt in der Konjunktur Mehrerträge,
die - sofern vernünftigerweise teilweise gehortet - in der
Depression eingesetzt werden können. Aber alle diese
Vorzüge kann die indirekte Steuer nur im System der frei-
en Marktwirtschaft entwickeln; zu diesem System gehört
eben auch der freie Arbeitsmarkt und zum freien Arbeits-
markt die Flexibilität der Löhne und Gehälter.
Die Vorlage des Bundesrates lässt nun aber nicht den
geringsten Zweifel daran bestehen, dass die vermehrte
Konsumbesteuerung gänzlich in den Index eingehen und
über den Teuerungsausgleich der grossen Mehrheit der
Erwerbstätigen voll rückerstattet werden müsste. Es ist
nun nicht nur so, dass sich Indexlohn und hohe Konsum-
besteuerung schlecht vertragen; wenn man Sinn und We-
sen einer Steuer dahin definiert, die Lasten des Staates
nach allgemeingültigen Kriterien der wirtschaftlichen Lei-
stungsfähigkeit auf die Bevölkerung gleichmässig und ge-
recht zu verteilen, muss man feststellen, dass die vorge-
schlagene Mehrwertsteuer gar keine Steuer mehr ist, son-
dern allenfalls höchstens eine Sonderabgabe für Indivi-
dualsparer und jene Selbständigerwerbenden, welche die
Teuerung nicht voll weitergeben können. Zur Hauptsache
ist die Mehrwertsteuer der Versuch, den Staat als Infla-,
tionsgewinnler neben die Wirtschaft treten zu lassen, also
nicht etwa an die Stelle der Wirtschaft, was noch irgend-
wie annehmbar wäre, und auf diese denkbar ungerechte
Weise zulasten des kleinen Sparkapitals - durch dessen be-
schleunigten Abbau - die Löcher in der Staatskasse zu
stopfen. Dieses in höchstem Masse klägliche Ergebnis der
vorgeschlagenen Finanzreform wird in keiner Weise ver-
schönert durch die Befreiung eines grossen Teiles der
Steuerpflichtigen von der direkten Bundessteuer.
In einer Zeit, in der verantwortungsbewusste Oekonomen
beginnen, sich Gedanken darüber zu machen, wie man die
zunehmend kritisierte ungerechte Verteilung von Einkom-
men und Vermögen verbessern könnte, und dabei feststel-
len müssen, dass es nicht ohne irgendeine Form des
Zwangssparens geht, können wir es uns nicht leisten,
einen überdimensionierten Staatshaushalt kurzerhand über
Inflation und die damit verbundene Auszehrung des Spar-
kapitals zu finanzieren. Ein solcher Versuch kann ebenso
wenig unsere Zustimmung finden wie die aus staatspoliti-
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sehen Gründen bedenkliche Tendenz, immer weitere Krei-
se von der Deckung der Ausgaben auszunehmen, letztlich
bis zu jener Mehrheit, die mit dem Gewicht ihrer Stimm-
kraft darüber befindet, was der Staat an Aufwendungen zu
leisten hat.
Die vom Bundesrat geforderte Ersetzung der Warenum-
satzsteuer durch eine Mehrwertsteuer hat in Kreisen der
Wirtschaft nicht umsonst lebhafte Zustimmung gefunden.
Die neue Steuer würde alle Aufwendungen für Investitio-
nen und Betriebsmittel, die bisher ebenfalls der WUST
unterlagen, von solcher Besteuerung ausnehmen. Es han-
delt sich um rund 20 Milliarden pro Jahr. Man betont, es
werde damit ein Wettbewerbsnachteil gegenüber der aus-
ländischen Konkurrenz beseitigt, die mit nicht steuerbela-
steten Anlagen fabriziere. Das trifft zweifellos zu; doch
wurde dieser Nachteil schon bisher mehrfach wettgemacht
durch die spezifischen Standortvorteile unserer Industrie,
wie insbesondere den Vorteil niedrigerer Kapitalkosten
oder niedrigerer direkter Steuern.
Durch den hohen Frankenkurs verbilligte Importe haben
uns im vergangenen Jahr eine niedrige Teuerungsrate be-
schert. Das sollte uns nicht dazu verführen, den glückli-
chen Zufall zum Anlass für eine neue Flucht in die Infla-
tion zu nehmen. Eine Mehrwertsteuer nach dem unterbrei-
teten Vorschlag wird von einem Teil der Landesregierung
wohl vor allem deshalb begrüsst, weil damit unsere völlige
Integrierung in die internationalen Organisationen vorbe-
reitet werden soll. Auch dieses Ziel ist es nicht wert, dass
wir seinetwegen den Schwachen unseres Volkes unzumut-
bare Einbussen an Lebensqualität und mit unausweichli-
chen baldigen Steuersatzerhöhungen die völlige Verar-
mung auferlegen, die diese Kreise zur Radikalisierung
bringen müssten. Noch gibt es zahlreiche bessere und
anständigere Finanzierungsmöglichkeiten für den Bund,
als die inflationsträchtige Mehrwertsteuer. Es Messe sich
die bewährte WUST ganz erheblich vereinfachen und ver-
bessern. Das soll übrigens der Geheimtip der Sachver-
ständigen in der Finanzverwaltung sein: Abschaffung des
Engros-Satzes bei der WUST, Aenderung der WUST in die
äusserst einfache und wettbewerbsneutrale Einphasen-
steuer auf der Detailstufe.
Ein Rückblick auf die Geschichte der Währungen und ih-
res Zerfalls lässt erkennen, dass noch nie eine Inflation
einem Volk ermöglicht hat, längere Zeit über seine Ver-
hältnisse zu leben; stets aber markierte eine Inflation die
Abschwungphase nach sozialer Evolution, begleitet und
gekennzeichnet durch zunehmende gesellschaftliche
Spannungen, durch politische und steuerliche Bedrückung
der Schwächsten. Diesen Weg aber sollten wir nicht ein-
schlagen. Ich empfehle Ihnen deshalb, auf die Vorlage
nicht einzutreten.

Pedrazzini: Con il messaggio del' marzo 1976 il Consiglio
federale propone all'Assemblea federale l'esame di un
nuovo regime costituzionale delle finanze.
Il titolo è errato: si tratta né più né meno di un nuovo regi-
me fiscale che concerne solo il reperimento di entrate tra-
lasciando di esaminare il complesso finanziario che com-
prende anche le uscite.
I due decreti federali che scaturiscono dal messaggio sa-
ranno sottoposti al voto dei Cantoni e del popolo.
Dichiarando a priori che voterò l'entrata in materia, riten-
go doveroso esprimere qualche considerazione.
Si è recentemente persa quella fiducia che era una delle
caratteristiche, fino a qualche anno fa, della nostra de-
mocrazia: in questa sala i rappresentanti del popolo ade-
riscono a maggioranza qualificata alle proposte che il
Consiglio federale sottopone; assistono poi a votazioni po-
polari caratterizzate dalla indifferenza e dall'assenteismo e
decise in senso contrario alle raccomandazioni del Consi-
glio federale e del parlamento.
È lecito chiedersi quale grado di credibilità le nostre deci-
sioni, onorevoli Signori, ancora incontrino alla base.
Nell'esame del messaggio e dei relativi decreti - già oggi
si pensa che incontreranno gravi difficoltà nella approva-

zione popolare - vale la pena rilevare che si tratta della
necessità di riequilibrare le finanze della Confederazione,
che sono state deteriorate non solo dalla spirale ascen-
dente della congiuntura ma anche dai forti investimenti
proposti dal Consiglio federale e votati dall'assemblea per
il cosidetto «rilancio economico».
Osservo che questi crediti sono stati in gran parte rico-
nosciuti al settore terziario - che non produce e che pro-
curerà pesanti spese ricorrenti. Oggi il 44 per cento del
valore annuo della nostra produzione nazionale è desti-
nato al settore pubblico, nel 1970 era il 34 per cento.
Osservo inoltre che con il finanziamento di questi crediti
già si è cominciato a spendere il prodotto della futura
imposta sul valore aggiunto.
È opportuno quindi chiedersi se parte della accennata
crisi di sfiducia non provenga da una autoisolazione go-
vernativa e nel caso concreto dal fatto che al cittadino si
chiede di fornire i mezzi per finanziare degli investimenti
dei quali, forse in parte, non approvava né la necessità
né l'esecuzione.
E pur constatando questa frattura - che dovrebbe essere
nota - il messaggio erroneamente non ritiene utile indica-
re, a parte qualche accenno generico, in che modo sarà
posto un freno alle spese: ciò per tranquillizzare e rende-
re co-responsable la pubblica opinione del futuro sviluppo
delle finanze federali.
Mi chiedo e chiedo a voi, onorevoli Colleghi, se al momen-
to attuale sia ancora lecito ignorare in un programma d'in-
vestimenti l'opinione degli elettori - occorre, Signore e Si-
gnori, ripristinare il rispetto della volontà popolare - e se
non sarebbe stato apportuno, allo scopo di responsabiliz-
zare la democrazia, sottoporre le proposte del nuovo regi-
me finanziario assieme ad una indicazione della utilizza-
zione del prodotto della IVA e della revisione della impo-
sta federale diretta.
È un problema di principio che né il nostro Parlamento né
il Consiglio federale potranno tralasciare di esaminare in
avvenire.
Occorre pure rendersi conto dell'influsso che avrà l'intro-
duzione della IVA sugli indici del-rincaro generale e dunque
sulla accelerazione della spirale dei prezzi e quindi degli
stipendi e in quale grado sarà accresciuta la difficoltà
d'investimento del settore privato a seguito della eccessi-
va progressione della percentuale dell'imposta federale
diretta, unita all'esonero dei redditi inferiori, che sembra
essere una captatio benevolentiae a favore del successo
dell'IVA.
Per non essere frainteso preciso di non essere favorevole
all'esonero solo nel senso di «esonero totale» e non della
possibilità di una riduzione nei confronti dell'attuale limite
percentuale.
A tale proposito, onorevoli colleghi, considero l'imposta
federale diretta non solo una tassa dovuta ma, elevandone
il senso oltre quello finanziariao, un contributo alla edifi-
cazione del Paese.

Schalcher: Nach dem auf die Regierungsrichtlinien abge-
stützten Finanzplan des Bundes wird davon ausgegangen,
dass die Ausgaben von 10 Milliarden im Jahre 1972 auf 20
Milliarden im Jahre 1979 ansteigen werden, also was in
über 100 Jahren langsam gewachsen ist, soll sich in sie-
ben Jahren verdoppeln! - und darnach versucht man, die
Einnahmen zu beschaffen. Ist das richtig? Sind diese Aus-
gaben ein derartiger Fixpunkt, dass daran nicht gerüttelt
werden kann? Können wir das mit gutem Gewissen be-
haupten? Ich glaube nicht. Schon der rasante Anstieg der
Ausgaben während der Ueberkonjunktur muss uns stutzig
machen, betrug er doch Jahr für Jahr rund 1,5 Milliarden
Franken. Das zeigt - und wir müssen das zugeben -, dass
in der Ueberkonjunktur vieles mit der grossen Kelle ange-
richtet worden ist, das jetzt in den mageren Jahren unbe-
dingt auf seine Notwendigkeit hin überprüft werden muss,
bevor wir dem Volk neue Lasten zumuten dürfen. Ist das
in genügendem Masse geschehen? Wir haben einiges ver-
sucht, mit dem Bundesgesetz vom 4. Oktober 1974, mit
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dem Bundesbeschluss vom 31. Januar 1975 und mit dem
Voranschl'ag 1975. Aber genügt das? Können wir dem Volk,
wenn wir vor ihm diese Vorlage vertreten müssen, mit gu-
tem Gewissen erklären, es sei in bezug auf die Reduktion
der Ausgaben alles gemacht worden, was möglich sei?
Dürfen wir beispielsweise sagen, wie wir das immer wie-
der tun, es handle sich eben um gebundene Ausgaben, da
sei nichts zu machen? Ich glaube nicht, dass das bei der
Ueberprüfung der Ausgaben eine absolute Barriere sein
kann, denn auch hier wurde in der Ueberkonjunktur - man
hatte ja das Geld! - reichlich oft mit der grossen Kelle
angerichtet. Wir müssen uns meiner festen Ueberzeugung
nach wirklich der Mühe unterziehen, sei es selbst oder
durch einen Beauftragten für Sparmassnahmen, wie ich
ihn hier schon wiederholt gefordert habe - von der Ver-
waltung selber können wir das nicht in genügendem Mas-
se erwarten -, alle Ausgaben auf ihre Notwendigkeit und
Angebrachtheit zu durchleuchten. Erst dann können und
dürfen wir dem Volk sagen, es sei alles geschehen.
Beiläufig gesagt könnten wir selbst auch noch sparen,
z. B. bei den Presseschaubroschüren des Dokumentations-
dienstes der Bundesversammlung, die niemand liest (wir
haben in dieser Session bis jetzt 11 Stück erhalten).
Wir müssen uns im kl'aren darüber sein - man kann das
nicht genug betonen -, dass wir bezüglich Steuern, Abga-
ben und Belastungen an der oberen Grenze angekommen
sind. Das Volk merkt das durch die Steuerzettel, wohl
noch nie wie dieses Jahr, und anderseits sieht der Bür-
ger fast täglich, wie auf allen Ebenen der öffentlichen
Haushalte, bei Gemeinden, Kantonen und Bund, noch zu
wenig gespart wird, Geld zum Fenster hinausgeworfen
wird, der Ernst der Zeit noch nicht erkannt ist. In dieser
Situation werden wir die Vorlage im Volke nur durchbrin-
gen, wenn wir ihm den Nachweis erbringen können, dass
wir wirklich alle Ausgaben auf ihre Notwendigkeit durch-
leuchtet haben, mehr als wir das bisher taten. Da das nur
ein unabhängiger Aussenstehender tun kann, erhebe ich
erneut meine Forderung auf Einsetzung eines solch unab-
hängigen Sparbeauftragten.
Zur Sache selbst wäre ich der Meinung gewesen, die kom-
plizierte Mehrwertsteuer noch möglichst lange hinauszu-
schieben und eher die Ansätze der einfacheren Um-
satzsteuer etwas anzuheben. Ich befürchte in ihrem Gefolge
eine erneute starke Aufblähung des Verwaltungsapparates
und eine erneute starke Belastung der privaten Wirtschaft,
denn wir dürfen nicht vergessen, dass wir ein Verede-
lungsland par excellence sind und daher nicht einfach mit
dem Ausland vergleichen können. Wenn aber schon der
Schritt von der Umsatzsteuer zur umfassenden Mehrwert-
steuer unvermeidlich schien, dann hätte meiner Meinung
nach dieser Vollausbau der indirekten Steuern zugunsten
des Bundes gleichzeitig mit der Rückgabe der direkten
Steuern an die Kantone und einer entsprechenden Neu-
ausscheidung der Kompetenzen zwischen Bund und Kan-
tonen verbunden werden müssen, wie das früher immer
gesagt wurde. Was macht man statt dessen? Um dem Volk
ein Zückerchen zu geben, dass es die weit belastend&re
Mehrwertsteuer schlucke, entlastet man die Hälfte der
Steuerzahler von der Wehrsteuer. Das betrachte ich als
einen schweren Verstoss gegen die Steuergerechtigkeit.
Wenn man soweit ist in einem Staat, dass man die Hälfte
der Steuerzahler von Steuern befreit, dann sollte man die-
se Steuern aus Gründen der Gleichbehandlung und der
Steuergerechtigkeit überhaupt aufheben. Es ist auch
staatspolitisch grundsätzlich falsch, immer grössere steuer-
befreite Kreise zu schaffen, die vom Staat nur noch for-
dern können, ohne selbst etwas leisten zu müssen. Eine
Steuer soll der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des
Steuerpflichtigen angepasst sein, aber grundsätzlich alle
erfassen.
Das sind die Gründe, warum ich der Vorlage recht skep-
tisch gegenüberstehe. Wir kennen die Stimmung im Volk.
Sie hat sich mit ausgewirkt bei der Ablehnung des Raum-
planungsgesetzes, die wir allerdings weitgehend selbst
verschuldet haben, wurde doch das unnötigerweise über-

ladene, mit gewagten Experimenten gespickte und mit zu
grosser und zu wenig kontrollierbarer Macht von Planern
und Verwaltung versehene Gesetz hier im Rat durchge-
peitscht, ohne auf Warnungen zu hören. Ich bin selbst
damals nur abgeputzt worden. Die Stimmung im Volk ist
gegen neue Steuern; mit Recht, denn wir sind - wie ge-
sagt - an oberen Grenzen angelangt, und wenn es dem
Bürger nicht mehr reicht, kann er auch nicht einfach das
Geld irgendwo nehmen, sondern er muss seine Ausgaben
einschränken. Ich bin überzeugt, dass wir diese Vorlag© in
der Volksabstimmung nicht durchbringen, wenn wir nicht
vorher die Ausgaben im geschilderten Sinne ernstlich,
restlos und wirklich auf ihre Notwendigkeit überprüfen und
durchleuchten. Eine Verdoppelung der Ausgaben innert
sieben Jahren, von der der Finanzplan ausgeht, darf nicht
passieren, und darauf ausgerichtete Steuern wird das
Volk nicht schlucken.
Zum Schluss, um nicht bei der von Ihnen, Herr Hubacher,
beklagten verbalen Erklärung stehen zu bleiben, erkläre
ich mich - wenn offiziell nichts anderes vorgekehrt wird -
bereit, in einer ad hoc zu bildenden Arbeitsgruppe zur
Ueberprüfung der Bundesausgaben mitzumachen; auch
mit Ihnen, Herr Hubacher. Vielleicht erfordert der Ernst
der Stunde eine solch aussergewöhliche Tat. Dem Volk
nur neue Steuern zumuten, wie es diese Vorlage tut, kön-
nen und dürfen wir nicht. Zu allererst müssen wir die Aus-
gaben bereinigen. Entweder wir tun das von uns aus, oder
das Volk wird es uns in der Abstimmung zeigen. Darum
herum kommen wir nicht.

Augsburger: Wir haben in den letzten Jahren Uebung darin
bekommen, dem Stimmbürger plausibel zu machen, dass
der Bund zur Erfüllung seiner Aufgaben mehr Mittel
braucht. Wenn unseren Anstrengungen im ersten Anlauf
kein Erfolg beschieden war, dann hat das Volk später
doch ja gesagt. Diese Uebung lässt sich nicht beliebig
wiederholen, und es ist an der Zeit, zu einer definitiven
Finanzordnung des Bundes zu kommen. Damit ist bereits
gesagt, dass eine Neuordnung nicht akzeptabel wäre, die
uns wohl aus momentanen Schwierigkeiten heraushelfen
könnte, die sich aber schon in diesem Jahrzehnt als unge-
nügend erweisen würde und erneut in rote Zahlen führen
müsste. Da die Einnahmen der öffentlichen Hand und da-
mit auch des Bundes nicht beliebig vermehrbar sind, gilt
es, einer sparsamen Haushaltführung und einem Masshal-
ten bei der Inangriffnahme neuer Aufgaben das Wort zu
reden. Das hat mit Demontage des Sozialstaates Schweiz
nichts zu tun; im Gegenteil, die Konsolidierung des Er-
reichten wird nur möglich sein, wenn uns das Volk bezüg-
lich neuer Einnahmen nicht im Stiche lässt.
Für mich enthält das Finanzpaket drei kritische Punkte:
Als ersten möchte ich die Entlastung bei der direkten Bun-
dessteuer erwähnen. Die Beseitigung der kalten Progres-
sion geht sicher in Ordnung. Doch darf man meines Er-
achtens nicht soweit gehen, dass bis zu zwei Drittel der
Steuerpflichtigen in Zukunft überhaupt keine Wehrsteuer
mehr bezahlen, und ich habe wenig Verständnis dafür,
wenn von einer Entlastung der kleinen und mittleren Ein-
kommen die Rede ist und hiezu offenbar, gemäss Aussage
des Kommissionspräsidenten im Eintreten, Einkommen bis
zu 150000 Franken gezählt werden und von der Entlastung
mitprofitieren.
Der zweite Punkt betrifft die Mehrwertsteuer, von der man
immer als Konsumsteuer spricht. Ist sie das wirklich, wenn
ziemlich unumwunden die Erwartung ausgesprochen wird,
dass sie angesichts der Konkurrenzverhältnisse und der
Rezession nicht voll überwälzt werden kann? Ist sie das
wirklich, wenn über den Lebenskostenindex die überwälz-
te Steuer sich unmittelbar als Teuerung auswirkt, die ge-
mäss Praxis einkommensmässig voll auszugleichen ist?
Kaum bekamen wir die Geldentwertung in den Griff, wird
die Teuerung erneut angeheizt. MUSS das so sein, oder
müsste nicht vielmehr nach einer Lösung gesucht werden,
die es erlaubt, die durch die Mehrwertsteuer sich einstel-
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lende Teuerung aus dem Index auszuklammern? Andern-
falls würde man das Wort Konsumsteuer besser sofort
vergessen.

Und nun noch ein letzter, für mich ausschlaggebend wich-
tiger Punkt. Wir setzen als selbstverständlich voraus, dass
der Mehrwert im wahren Sinn des Wortes besteuert wird.
In Wirklichkeit ist dies aber nicht der Fall. Was besteuert
wird, sind Umsätze, und es ist ein Leichtes, zu beweisen
dass in den Umsatzzahlen der Mehrwert unter Umständen
keinen Niederschlag findet. In einem solchen Fall werden
auch keine Steuern von Bedeutung fliessen. Man wird des-
halb auch nicht sagen dürfen, die Mehrwertsteuer sei
wettbewerbsneutral. Sie wird im Gegenteil Verzerrungen
mit sich bringen, von Staates wegen ungewollt, die viel
schlimmer sind als die vielzitierte «taxe occulte». Lassen
Sie mich meine Befürchtungen an einem Beispiel darstel-
len. Nachdem schon in der Botschaft das Brot erwähnt ist,
wähle ich den Bäcker aus, der 1 kg Ruchbrot zu Fr. .1.90
verkauft. Man darf voraussetzen, dass dies ein korrekter
Preis ist, wird er doch gemäss Getreidegesetz seit Jahr-
zehnten und neuerdings auch durch den Preisüberwacher
auf seine Angemessenheit hin überprüft. Aufgrund dieses
Fr. 1.90 wird der Bäcker bei der Mehrwertsteuer zur Kasse
gebeten. Nun taucht in der Agglomeration Bern ein Cash-
and-carry-Unternehmen auf, richtet eine eigene Bäckerei
ein und verkauft 1 kg Ruchbrot zu sage und schreibe
Fr. 1.15, zu einem krassen Dumpingpreis, bei dem nicht
nur kein Ertrag, sondern ein Verlust entsteht. Man kann
sich offenbar unter dem Titel «Kundenfang» ein solches
Geschäftsgebaren leisten. Soll es nun angängig sein,
einen Mehrwert zu schaffen, ihn aber im Verkauf bewusst
nicht zu realisieren, damit der Steuer auszuweichen und
über eine solche unlautere Konkurrenz Strukturen zu ge-
fährden? Hier kann auch eine allfällige Minimalsteuer nur
unbefriedigende Abhilfe schaffen, auch wenn sie selbst-
verständlich besser ist als nichts. Man müsste meines Er-
achtens Mittel und Wege suchen, tatsächlich geschaffene
Mehrwerte zu erfassen und nicht allein auf einen Umsatz
abstellen, der mit Mehrwert unter Umständen nichts mehr
zu tun hat. Ich bin nicht bereit, zu einer Lösung ja zu sa-
gen, die solche Ungereimtheiten legalisiert. Wenn schon
heute die Versorgung der Bevölkerung mit Lebensmitteln
des täglichen Bedarfs nicht mehr überall sichergestellt ist,
dann dürfen wir nicht mithelfen, über ein neues Besteue-
rungssystem die Ungleichgewichte noch zu verstärken.

Wir haben eben erst die Debatte über die Steuerhinterzie-
hung hinter uns gebracht. Heisst es nicht auch Steuern
hinterziehen, indem man bewusst in Kauf nimmt, grosse
Umsätze ohne steuerbaren Gewinn, ja mit Verlusten zu
erzielen?
Neben der direkten und Bundessteuer ist die Umsatzbe-
steuerung sicher richtig und für den Bund unumgänglich.
Es muss aber eine Lösung gefunden werden, die auch für
den kleinen und mittleren Gewerbetreibenden annehmbar
ist.

Gerwig: Als letzter Redner der gedruckten Liste darf ich
versuchen, zusammenzufassen, was die Eintretensdebatte
für die sozialdemokratische Fraktion ergeben hat. Wir ste-
hen am Schluss einer politischen Auseinandersetzung.
Technisches Steuerrecht hat keine grosse Rolle gespielt.
Herr Hubacher hat die ersten prononcierten Akzente gesetzt;
die Herren Leutenegger, Bonnard, vor allem Eisenring,
munter wie immer, haben ihm geantwortet. Es geht um
Prinzipielles, nicht um Nuancen, und es ist richtig, wenn
ich Ihnen noch einmal exakt den Standpunkt unserer Frak-
tion darlege, weil gerade die freisinnige und die SVP-Frak-
tion - Herr Eisenring ist ein Einzelgänger - nur sehr vage,
unkonkret und verschwommen ihre Zielvorstellungen ent-
wickelt haben. Ausgangspunkt für uns: Mehrwertsteuer an
sich unsozial, alle, auch die finanziell Schwachen werden
gleich betroffen, also keine Steuergerechtigkeit. Zustim-
mung also nur, wenn die Wehrsteuer sozial gestaltet wird
und die echte materielle und formelle Harmonisierung vor-

getrieben wird. Zustimmung aber auch nur - und das
möchte ich deutlich sagen -, wenn unser Staat ein
aufgeschlossener und sozialer bleibt. Wir werden daher
genau die Entwicklung der Ausgaben und der Sparpolitik
des Bundes kontrollieren und genau überprüfen, wie die
von uns scharf bekämpfte Motion Weber sich auswirkt. Wir
werden im September und speziell in der Budgetdebatte
vom Dezember wachsam bleiben.
Auch wenn wir heute dem Paket zustimmen sollten, wenn
es sich nicht noch verschlechtert, so lassen wir uns die
Hände für die Volksabstimmung nicht binden, sondern
letztlich werden wir erst im März 1977 entscheiden.
Was war nun der Tenor der von mir anvisierten bürgerli-
chen Politik? Sparen und weniger Steuern als der Bundes-
rat es verlangt. Auch wenn die beiden wesentlichen Ver-
treter dieser Politik, Otto Fischer und Herr Letsch, bisher
in allen Landessprachen geschwiegen haben, so zeigt sich
eines deutlich - Letsch und Fischer sind ja in ihren
schriftlichen Aeusserungen zu behaften -, dass diese
Gruppe, zu der sich die Herren Leutenegger, Corbat, Eisen-
ring, Rüegg gesellten, eine moderne Weiterentwicklung des
Staates ablehnt, der Mehrwertsteuer nur zustimmt, wenn
massiv gespart wird, wenn die Leistungen des Staates
stark abgebaut werden. Ich zitiere die Abwesenden, die
schweigenden Fischer und Letsch. Letsch sagt deutlich:
«Unsere Wirtschaft erträgt keine Fortentwicklung des so-
genannt sozialen Rechtsstaates. Diesem volkswirtschaftli-
chen Zwang haben sich unsere Begehren zu beugen.»
Fischer: «Die kommende Entscheidung über die Finanz-
vorlage bedeutet nichts anderes, als die Zustimmung oder
Ablehnung dieser expansiven Bundespolitik überhaupt», die
Bundeskanzler Huber festgelegt hat: «Fortbildung unseres
Rechts- und Sozialstaates ist ein Gebot kluger Politik.»
Beide also, und mit ihnen alle ändern Genannten, lehnen
einen ausbaufähigen Sozialstaat ab. Leutenegger, persön-
lich erregt, mit den Worten - sie sind typisch -: «Wir müs-
sen gegen die Krankheit der übermässigen Bequemlich-
keit kämpfen. Wir lehnen den Wohlfahrtsstaat ab.» Also
Aufforderungen, Ausgaben zu reduzieren, Staatstätigkeit
zu konsolidieren.
Es sind neue Worte erfunden worden: Verflachung, Verwe-
sentlichung; alles das heisst Abbau. Damit sind wir
nicht einverstanden. Wir wissen, was diese Schlagworte
bedeuten, auch wenn sie unklar ausgesprochen sind. Man
spricht von Finanzplänen, sagt aber aus Angst vor dem
Volke, um sich nichts zu verderben, nichts Konkretes.
Wenn man aber nicht weiss, wo, bei wem, wieviel sparen,
dann streut man dem Volk Sand in die Augen, das dann
glaubt, es könne eben noch gespart werden. Es ist bedau-
erlich, dass Herr Schalcher vom Geld-zum-Fenster-Hinaus-
werfen spricht.
Herr Bundesrat Chevallaz wird gut daran tun, ebenfalls
heute zu sagen, wie er die Motion Weber annehmen will,
die er so liebevoll in der Kommission behandelt hat; sonst
wird er unehrlich. Auch er wird sagen müssen, wer unter
dem Sparen leiden wird, er, der so lässig auf die Flexibili-
tät bei der Mehrwertsteuer von 1,1 Milliarden verzichtet
hat. Wir sind weiterhin für diese Flexibilität. Wir sind nicht
bereit, im März 1977 wieder einmal den Bundesrat zu un-
terstützen und dann mit fliegenden Fahnen aus Loyalität
mit ihm unterzugehen, wenn die Mehrwertsteuer nur dazu
führt, dass dem Bürger 3,5 Milliarden abgenommen wer-
den und gleichzeitig die Leistungen des Staates für eben
diesen Bürger ebenfalls abgebaut werden. Das heisst
ja Sparen, das ist ein Junktim, dem wir nicht zustimmen
können.
Wir wollen nicht 'nur zum Staate stehen, wenn es uns egoi-
stisch passt (bei der Rezessionsbekämpfung zum Beispiel,
wo sogar Herr Letsch dafür ist), sondern auch sonst, weil
nur ein entwicklungsfähiger Staat ein sozialer und fort-
schrittlicher Staat ist. Wenn schon mehr Steuern, dann hat
der Bürger Anrecht auf Erfüllung der vielfältigen Staats-
aufgaben. Es ist gar nicht so einfach, richtig zu sparen. Es
wird gesagt, der Bürger stimme dem Paket nur zu, wenn
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gespart wird. Das glaube ich gar nicht. Sparen heisst, dem
Bürger Leistungen des Staates wegnehmen in einem Mo-
ment, wo er mehr Steuern zahlen muss. Der Bürger wird
vielleicht nein sagen, weil er einfach nicht gerne Steuern
bezahlt, aber nicht, weil er Leistungen des Staates abbau-
en lassen will. Wollen Sie z. B. die AHV abbauen, die Rente
nicht der Lohnentwicklung anpassen, wenn Sie zur glei-
chen Zeit die alten Leute mehr belasten? Wir sind
nicht bereit, das zu tun, wie wir auch nicht bereit sind, auf
eine soziale Krankenversicherung zu verzichten im. Mo-
ment, wo Sie den Bürger mit der Mehrwertsteuer belasten.

Wir lehnen auch einen Staat ab, der aus optischen und
unsozialen Gründen Forschung und Bildung reduziert, et-
wa das Institut für internationale Rechtsvergleichung oder
die Neubauten von landwirtschaftlichen Forschungsanstal-
ten verhindert. Wir machen auch an einem Staate nicht
mit, der zu den reichsten gehört und der nicht bereit ist,
auch nach der Ablehnung des IDA-Kredites alles zu tun,
um an der Entwicklung armer Länder mitzutragen. Von
einem Staat, der seinen Bürgern 3,5 Milliarden mehr Opfer
abverlangt, fordern wir auch, dass er sein Personal gut be-
zahlt, dass er das Personal gut bestückt, dass wir ausbau-
fähige PTT und SBB haben. Ich frage Sie alle, Bundesrat
und Parlament: Wo wollen Sie sparen, zuiasten welcher
Bürger, die Sie zurecht zur Kasse bitten? Bei der Land-
wirtschaft? Bei der Armee? Bei der AHV? Bei der Bildung
und Forschung? Wir wollen dem Staate mehr geben, sogar •
noch mehr, wenn es einmal sein muss. Aber nur, wenn der
Staat sozial bleibt - sozial im weitesten Sinne des
Wortes, ein Staat bleibt mit moderner Gesellschaftspolitik,
mit Entwicklung und Ausbau, nicht mit Verflachung und
Konsolidierung. Dabei wollen wir nicht die Privilegien eini-
ger weniger schützen, etwa die Kragenweite 50 von Herrn
Eisenring - ein dicker Hals ist sowieso nichts Schönes -,
denen die Verflachung nichts antut, sondern der Staat ist
die Gesamtheit aller Bürger, deren Wohlbefinden vom Aus-
bau eben dieses Staates abhängt.

Der in Lausanne noch liberale Bundesrat Chevallaz hat es
nicht einfach mit den Freisinnigen, mit den Herren Letsch
und Fischer (alle Parteien haben es an sich nicht einfach).
Diese Freisinnigen haben dem Ausdruck Freisinn zuerst
den Sinn und jetzt auch noch die Freiheit genommen.
Die Verketzerung dieses Staates - das ist etwas Gefährli-
ches -, die heute in diesem Saal gehört wurde, ist nämlich
nichts anderes als die Verketzerung von Millionen von
Schweizern, die diesen Staat ausmachen und die ohne
diesen Staat weder politisch frei sind noch sozial verant-
wortlich leben können. Nur einem solchen politisch frei-
heitlichen Staat mit sozialer Verantwortung wollen wir die
Mittel geben, die er braucht: die 3 Milliarden. Nur für
einen modernen, nicht verflachten Staat werden wir uns
einsetzen.

Noch etwas an die Adresse der Freisinnigen. Trotz Rezes-
sion und Arbeitslosigkeit leben wir ohne jede soziale Un-
ruhe. Das muss nicht immer so bleiben, auch wenn es der
Wille von uns allen sein muss, dass es so bleibt, weil es
einen grossen Aktivposten unseres Landes darstellt. Sagen
Sie uns also genau - auch Herr Bundesrat Chevallaz -, wo
Sie abbauen und sparen wollen, dann sagen wir Ihnen, ob
wir zustimmen. Steuern erheben, Geld ausgeben, ist politi-
sche Regierungstätigkeit und kann nicht mit vagen Schlag-
worten: «sparen, abbauen, verflachen, konsolidieren», gere-
gelt werden. - Wer von jenen nimmt, die es schwer haben,
finanziell mehr zu geben, muss auch geben können vor
allem jenen, deren Wohlbefinden vom gerechten Ausbau
des Staates abhängt. Das ist unsere politische Haltung zu
diesem Finanzpaket heute.

M. Cossy: Ni le Conseil fédéral, ni le Département des fi-
nances ni la commission de notre Conseil n'ont voulu ad-
mettre la viticulture suisse comme partie intégrante de
notre agriculture. Aussi appartient-il au mandataire vigne-
ron de venir ici dire sa déception devant cette injustice,

d'autant plus que la forme nouvelle d'imposition que re-
présente la TVA frappera douloureusement la production
viticole indigène. C'est à douter que les autorités fédé-
rales, citées au début de mon intervention, connaissent le
rôle de la viticulture dans notre économie, voulant à tout
prix lui donner un statut différent de celui des autres acti-
vités agricoles de notre pays. Cela se comprendrait déjà,
mais difficilement, si elle jouissait de certains avantages.
Mais, de ce point de vue encore, rien ne justifie pareil
traitement, assaisonnement, pourrait-on dire.
Pourtant, il est vrai que la viticulture connaît les mêmes
problèmes que notre agriculture: revenus inférieurs à ceux
de toutes les branches de notre économie, endettement
ensuite d'investissements indispensables à une production
judicieuse, difficulté d'écoulement découlant d'une impor-
tation massive au profit de personnes avides de gains,
désintéressement des jeunes, récoltes souvent diminuées
par le déferlement des éléments naturels et j'en passe.
Et voici que, dans l'arrêté fédéral introduisant la TVA, la
viticulture est taxée à 10 pour cent. Dix pour cent, cela
représente au bout de la chaîne de distribution une aug-
mentation de 150 pour cent sur l'ICHA actuel. Dès lors, il
est facile d'imaginer combien sera pénalisé l'écoulement
des vins indigènes ainsi que le tourisme dans son ensem-
ble.
Monsieur le Conseiller fédéral, il y a trois ans, dans ce
Conseil, appuyé par un vote favorable, je vous avais mis
en garde contre l'augmentation excessive de l'imposition
des alcools du pays. Malgré cette intervention, qu'approu-
vait la Direction de la Régie fédérale des alcools, le Con-
seil fédéral a cru bien faire de passer à l'action quelques
mois plus tard en imposant davantage les produits du sol
suisse. Résultat: gaspillage de récoltes, diminution de dis-
tillation, de ventes, et bien entendu diminution des re-
cettes de la Régie fédérale. Bien sûr, on me répondra que
l'on se base sur les accords européens pour fixer les taux.
Réponse facile qui nous montre combien il est fait peu de
cas lors de la signature desdits accords des intérêts d'une
branche dont la production représente à peine la moitié
de notre consommation. Réponse facile aussi car il y a
dans les accords du GATT des possibilités pour tous les
pays signataires de garder une certaine autonomie dans
leur défense économique.
Je suis heureux d'entendre souvent appeler les membres
du Conseil fédéral les sept Sages. Sachez qu'il y en a aus-
si dans ce Conseil et qu'il s'agit de les écouter quelque-
fois. La Confédération ne s'en portera pas plus mal.
Comme je vous ai succédé dans ce Conseil législatif, je
suis persuadé que vous en avez aussi fait l'expérience
avant moi à maintes reprises. Loin d'ignorer les nécessités
du ménage fédéral et désireux de participer pleinement à
son redressement, je ne puis cependant admettre qu'une
branche appréciée par son travail, pour son effort en fa-
veur de l'environnement, pour sa participation au déve-
loppement du tourisme et par la présence de ses produits
dans toutes nos manifestations, soit traitée si durement
sans que l'on pense aux conséquences que cela aura.
Vous le savez, 90 pour cent des surfaces viticoles se trou-
vent en Suisse romande. Votre amitié confédérale, à la-
quelle nous sommes sensibles, vous commande de ne pas
pénaliser, voire paralyser, alors que nous désirons tous
revigorer notre économie par des mesures judicieuses de
relance, un secteur qui de tous les temps a fait honneur à
cette amitié et au pays. Je vous prie de bien vouloir ap-
puyer ma demande, suivant en cela l'Union suisse des
paysans, en donnant à la viticulture le même statut que
celui réservé aux produits de l'agriculture, soit 3 pour
cent. Monsieur le Conseiller fédéral, la semaine dernière,
M. le Conseiller aux Etats Genoud et M. le Conseiller na-
tional Cevey ont déposé chacun une interpellation sur les
craintes que suscite l'écoulement futur des vins suisses,
prouvant ainsi la justesse de mon intervention. C'est par
un allégement et non par une surcharge excessive, hypo-
théquant l'avenir, que nous maintiendrons une viticulture
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saine. Mon devoir, même si vous avez suffisamment de
connaissances du problème est de vous en avertir en sou-
haitant que vous acceptiez de prendre en considération
les propos du représentant des viticulteurs de ce pays.

Roth: Wir haben uns zu bemühen, die Finanzlage des
Staates auf bessere Fusse zu stellen. Ich fühle- mich be-
rechtigt, dazu in zwei Richtungen etwas zu sagen. Am
16. Dezember 1971 habe ich mit 42 Mitunterzeichnern eine
Interpellation eingereicht, in der ich auf die Folgen der
gesetzlichen Verankerung des 13. Monatsgehaltes und der
Arbeitszeitverkürzung hingewiesen habe. Leider haben
sich meine Bedenken bewahrheitet. Selbstverständlich -
das möchte ich deutlich sagen - haben sich ja noch ande-
re Faktoren kumulativ mitbeteiligt an der Verschlechterung
der ganzen Situation. Eines ist für uns aber alle sichtbar
geworden: Die Wirtschaft ist in eine Rezession geraten.
Unsere Bundeskasse und die Staatskassen sind in finan-
zielle Schwierigkeiten gekommen. Die SBB als grosse
Staatsanstalt sind in einer schwierigen finanziellen Situa-
tion. Die PTT sind auch in die Defizitwirtschaft geraten.
Bei den öffentlichen Waldungen zeichnet sich ab, dass der
Ertrag nicht mehr ausreicht, um die Ausgaben zu decken.
Die Spitalkostenexplosion ist in bedenklichem Ausmass
angestiegen. Dies alles sind Situationen, die wir offen-
bar doch etwas zuwenig gründlich überlegt haben,
bzw. wir muteten unserem Staate einfach mehr zu
in finanzieller Hinsicht, als er imstande ist, zu leisten. Ist
es denn richtig, wenn wir die Aufgaben unserer öffentli-
chen Institutionen einfach ohne Rücksicht auf die Tragfä-
higkeit der Finanzlage unbeschwert ausbauen? Das möchte
ich nun doch bezweifeln; das hat auch gar nichts zu tun
mit Abbau der sozialen Errungenschaften, sondern es hat
nur zu tun mit einer logischen Ueberlegung. Neue Mög-
lichkeiten für die Geldbeschaffung müssen gesucht wer-
den, aber ich mache darauf aufmerksam, dass wir auch
den Mut haben sollten, unsere Ausgaben zu überprü-
fen. Haben wir doch diese Situation nun an der Praxis
tatsächlich erlernen können.
In diesem Sinne möchte ich bitten, dass wir dieses Finanz-
paket mit allen seinen zusätzlichen Verflechtungen so in
unseren Beratungen ausbauen, dass wir auch vor das Volk
treten können, um unseren Stimmbürgerinnen und Stimm-
bürgern klarzumachen, dass wir mehr Geld auf andere
Weise, nicht mehr über die Zolleinnahmen, sondern durch
direkte Abgaben vom einzelnen Bürger erwarten müssen,
dass wir auf der anderen Seite aber dokumentieren, dass
wir auch in Richtung der Möglichkeiten, die der Staat
eben auch hat, Rechnung tragen.

M. Cevey: Le nouveau régime constitutionnel des finances
et des impôts mérite notre appui et, avec le groupe radi-
cal, je voterai l'entrée en matière.
C'est être tout simplement réaliste que d'admettre, dans la
situation financière inquiétante de la Confédération, qu'il
ne suffit pas d'exercer un effet de compression sur le sec-
teur des dépenses mais que l'équilibre à recouvrer dé-
pend aussi de nouvelles recettes.
M. Hubacher, avec l'écho de M. Gerwig, a fait un véritable
procès d'intention à une partie de cette assemblée en
laissant entendre que tout un acquis social pouvait être
remis en cause. Mais ses flèches mal ajustées, ses exagé-
rations, ses admonestations prétentieuses ne doivent pas
nous faire oublier l'évidence. Il y a des limites à l'exercice
de l'économie. Il y a donc nécessité en l'état de trouver
de nouvelles recettes. Il convient dès lors de rendre hom-
mage à l'effort d'imagination de M. le chef du Départe-
ment fédéral des finances et de ses collaborateurs.
Cela posé, j'en viens à la taxe sur la valeur ajoutée, objet
de mon intervention. D'accord avec son principe même en
fonction du but à atteindre, je me déclare favorable égale-
ment au taux proposé de 10 pour cent. Je ne saurais ce-
pendant laisser passer ce débat sans souligner les consé-
quences prévisibles de l'introduction de la TVA dans le
secteur du tourisme.

A la lumière de renseignements révélés par une enquête
de l'Office national suisse du tourisme auprès de ses 17
agences à l'étranger et de son siège central, on peut ap-
prendre ceci: «En cas d'introduction de la TVA, il se pro-
duirait un renchérissement de l'offre touristique de 5 pour
cent, ce qui entraînerait un recul moyen de 6 pour cent ou
de 1,2 million de nuitées. Il en résulterait un recul du chif-
fre d'affaires et donc des devises encaissées de l'ordre de
105 millions de francs. Sur la même base, la demande de
l'étranger portant sur la parahôtellerie se réduirait en
moyenne de 2 pour cent ou de plus de 220000 nuitées. Le
fléchissement des recettes serait d'environ 8 millions de
francs. En cas d'introduction de la TVA et de renchérisse-
ment consécutif de l'offre de 10 pour cent, la demande de
l'étranger concernant l'hôtellerie subirait un recul de 9
pour cent en moyenne ou de 2,1 millions environ de nui-
tées, soit quelque 191 millions de francs.»

Et on ne parle pas ici de l'effet sur les touristes suisses.

Il n'est donc pas exagéré de prétendre que la situation
touristique de la Suisse, déjà détériorée du fait du renché-
rissement de notre franc par rapport aux devises de pays
concurrents et de pays traditionnellement fournisseurs de
clientèle, serait mise sérieusement en question par l'intro-
duction d'une TVA qui ne tiendrait pas compte de ces
conditions particulières. Or la situation actuelle de notre
tourisme, je le souligne, n'est guère réjouissante. Le rap-
port annuel de la Société suisse de crédit hôtelier, dont
on peut louer l'objectivité d'année en année, nous rappelle
qu'en 1973, et cela pour la première fois depuis 1965, le
nombre des nuitées de l'hôtellerie suisse, non compris les
sanatoriums et les établissements de cure, avait marqué
un recul (-450000 nuitées). Ce recul s'était accentué en
1974 (-1,72 million). Pour 1975, on enregistre une nouvelle
diminution de plus d'un million de nuitées. Ainsi, depuis la
fin de 1972, soit en l'espace de trois ans, le nombre des
nuitées dans notre pays est tombé de 35,16 millions à
31,90 millions, ce qui représente une diminution de 3,26
millions (9,3 pour cent).

Et, pour mieux juger de ces nouvelles réductions du nom-
bre des nuitées de nos hôtes étrangers, il convient de les
placer dans un contexte plus général en les mettant en
rapport avec les reculs importants qui, depuis les années
de haute affluence, se sont produits en ce qui concerne
quelques pays importants: Grande-Bretagne: depuis 1970,
la perte est de 1072400 nuitées (46,5 pour cent). Etats-
Unis et Canada: depuis 1972, 890100 nuitées (29,7 pour
cent). France: depuis 1970, 678500 nuitées (24,4 pour
cent). Italie: depuis 1972, 501 500 nuitées (35,5 pour cent).

Déjà fortement frappées dans leur capacité d'adaptation
aux exigences nouvelles de la clientèle par les mesures
restrictives édictées ces dernières années dans différents
domaines, notamment celui de la main-d'œuvre étrangère
et celui de l'acquisition d'immeubles par les étrangers,
nos stations et nos régions sont maintenant touchées par
la cherté de notre franc et la récession marquée dans les
pays d'où proviennent une bonne partie de leurs hôtes.
Va-t-on sans plus ajouter à tous ces éléments négatifs,
déjà durement ressentis, ceux d'une fiscalité qui ne tien-
drait aucunement compte de cette situation particulière?
Ce serait injuste; mais ce serait aussi imprudent, si l'on
veut considérer qu'il s'agit en l'occurrence de la troisième
branche de notre économie en fonction de la valeur de
ses prestations et de ses recettes en devises: 5,3 milliards
de francs de recettes touristiques en 1974 contre 2,8 mil-
liards de dépenses des Suisses à l'étranger.

On admet généralement que le tourisme et les secteurs
qui lui sont voisins subissent, à l'égal de notre industrie
d'exportation, les effets de la lourdeur de notre franc.
Mais on admet aussi que l'industrie d'exportation tirera
avantage de la TVA, alors que les gens du tourisme, de
l'hôtellerie, de la restauration, en pâtiront largement. Cette
inégalité doit être corrigée. C'est pourquoi je soutiendrai
le ou les amendements qui tendraient à une réduction du
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taux imposé à ce secteur vital pour nombre de régions de
notre pays.

Begrüssung - Bienvenue

Präsident: Ich habe das Vergnügen, auf der Ehrentribüne
eine Delegation des Schwedischen Reichstags zu begrüs-
sen. (Beifall)
Ich heisse die Gäste aus Schweden bei uns herzlich will-
kommen. Sie erwidern den Besuch einer Schweizer Dele-
gation des Parlaments vom letzten Jahr.

Ich wünsche unseren schwedischen Freunden einen recht
angenehmen Aufenthalt in der Schweiz. (Beifall)

Schüren: Wenn einem schweizerischen Politiker ein Mann
begegnet im Faltenwurf des besorgten Staatsmannes,
dann ist er gewöhnlich etwas misstrauisch, denn in die-
sem Gewände versteckt sich gelegentlich Unerfreuliches,
z. B. ein Kübel RUSS, um den Gegner anzuschwärzen, oder
auch der Dolch der politischen Verleumdung.
Woher nimmt Herr Hubacher eigentlich den Mut, zu be-
haupten, bei der Freisinnig-demokratischen Partei seien
jene, die im Saal zur bejahenden Mehrheit beitragen, die
selben, die dann im Abstimmungskampf die verwerfende
Mehrheit machten? Die Mehrheit, die die freisinnige Frak-
tion zustande bringen wird, werden Sie jetzt dann gleich
feststellen. Die Unterstellung, diese Mehrheiten würden
dann zu Verrätern, wird in aller Form zurückgewiesen als
ungehörig und als schlechtes Präliminare zu Sachgesprä-
chen. Diese Unterstellung dient nur dem Aufbau einer
Dolchstosslegende: Man ist jetzt für das Paket, dann wird
man es verraten; die Verräter sind die Freisinnigen - un-
gefähr so geht die Spekulation.
Aber, meine Herren Staatsmänner aus Basel: So einfach
ist die Sache eben nicht! Es ist kein Privileg meiner Partei,
von ihren Wählern in Sachfragen gelegentlich desavouiert
zu werden; es ist auch kein Privileg meiner Partei, dass
sie Kantonalparteien und Ortssektionen besitzt, die gele-
gentlich abweichende Parolen ausgeben. Die Sozialdemo-
kratische Partei möchte ich auffordern, an gewisse Analy-
sen von Abstimmungsresultaten besonders in traditionell
sozialdemokratischen Wählerbezirken wie Aussersihl oder
Bümpliz zu denken, z. B. bei der Ausgabenbremse!
Es hat mich fast zu Tränen gerührt, als Herr Hubacher
hier sagte, wie die Sozialdemokraten weit und breit allein
für diesen Staat eintreten, eventuell gerade noch mit der
CVP zusammen. Wie allein müsste sich die SP eigentlich
fühlen, wenn ihre Wähler und jene der CVP marschierten!
Dann hätten sie nämlich die absolute Mehrheit, und von
Einsamkeit wäre nichts. Aber eben, auch die CVP gehört
zu jenen schweizerischen Parteien, die mit der Identitäts-
krise nicht fertig werden. Denken Sie an die Ergebnisse
der CVP-Stammlande, ja sogar im Stammlande unseres
verehrten Herrn Vizepräsidenten, z. B. zum Raumplanungs-
gesetz, was doch zeigt, dass der Streik der Parteiwähler
bei Sachabstimmungen keine Spezialität einer Partei ist.
Das Problem der Nichtidentifikation des Wählers mit der
Sachpolitik seiner Partei liegt viel tiefer, als Herr Hub-
acher hier glauben machen wollte. Es ergreift alle Parteien;
es hängt mit dem Malaise der Staatsverdrossenheit und
manch anderem zusammen, was auch der Stimmfaulheit
zugrundeliegt. Sachgespräche wären darüber zu führen,
wo die Wurzeln des Malaises stecken und wie ihnen bei-
zukommen wäre. Gegenseitige Bezichtigungen und sogar
der Popanz der rot-schwarzen Allianz helfen da einfach
nicht weiter. Bei meiner Fraktion gilt das freie Wort auch
gegen die Mehrheit. Herr Hubacher hat das ja für Herrn
Otto Fischer ausdrücklich anerkannt. Es gilt aber auch für

andere Leute. Die abweichende Meinung wird bei uns des-
halb deutlich und laut gesagt, und Sie wissen nachher,
woran Sie sind mit uns, mit welcher Opposition zu rech-
nen ist. .Gelegentlich hat diese abweichende Meinung
auch das Volk für sich gewonnen, und man müsste sich
eigentlich fragen warum. Das heisst nicht etwa, den Man-
tel nach dem Winde drehen; das heisst aber allenfalls,
Unpopuläres notfalls beim Volk zu vertreten, z. B. die
Mehrwertsteuer.
Nicht nur für die Sozialdemokraten ist die Vertretung der
Mehrwertsteuer ein unpopuläres Geschäft, auch für die
Freisinnigen und sicher auch für die CVP. Wir haben dazu
dann hoch die Verschärfung der direkten Besteuerung zu
vertreten - Herr Hubacher hat das loyalerweise anerkannt -,
und wir haben die unbefristete Festlegung der Bundes-
steuern zu vertreten, alles Dinge, die uns zu schaffen ma-
chen werden. Um solches durchbringen zu können, sind jene
abweichenden Meinungen aber auf ihre tieferen Motive hin
zu überprüfen. Ein unüberhörbares Motiv ist immer noch
dasselbe wie Ende 1974. Populär lautete es: «Erst sparen,
dann steuern.»
Mit der Motion geht es darum, auf diese Forderung zu ant-
worten. Die Motion schlägt vor, das Ausgabenwachstum zu
verflachen, nicht zu stoppen, geschweige denn die Ausga-
ben herabzusetzen, und ihm eine obere Grenze zu setzen.
Ihr Ziel ist die Konsolidierung der nach einer Phase bei-
spielloser Expansion erreichten Positionen, auch der so-
zialen Errungenschaften, um die Demontage zu verhüten,
wie Herr Hofmann hier richtig sagte. Konsolidierung heisst
Befestigung; Befestigung gegen die Erosion durch den
reissenden Strom des Schuldendienstes, mit dem nicht
etwa produktive Investitionen, sondern bloss Betriebsdefi-
zite finanziert werden müssen. Es geht uns nicht gegen
produktive Investitionen. Wir haben das mit unserer Hal-
tung zur BLS-Frage auch bewiesen. Wir sind aber gegen
eine Gleichsetzung der blindlings weitergehenden Mehr-
verschuldung für Betriebsdefizite mit einer sinnvollen
Mehrverschuldung für produktive Investitionen. Einfach ge-
sagt: Der laufende Aufwand muss wieder durch die laufen-
den Einnahmen gedeckt werden. Dass die Einnahmenver-
mehrung allem dazu nicht ausreicht, wissen wir alle. Daher
verlangen wir auch Einsparungen.
Nun fragt man uns: Wo denn? Auch sozialdemokratische
Nationalräte, die Magistraten sind, wissen - wie Magistra-
ten jeder anderen Partei - aus ihrer Erfahrung, dass Prio-
ritäten auf allen Stufen von der Exekutive vorgeschlagen
werden müssen und nirgends von den Parlamenten allein
gesetzt werden können. Sie wissen auch, dass< im Kolle-
gial- und Departementssystem das Setzen von Prioritäten
- das bedeutet immer auch Rückversetzen von einzelnen
Anliegen in eine zweite oder dritte Priorität - nur möglich
ist, wenn eine Aufwandgrenze gesetzt wird.
Das ist der Sinn der Motion. Es geht nicht darum, zu wis-
sen, wer zu diesem Staat steht, wie Herr Hubacher hier
ausführte, sondern - wie es ein Journalist in seinem Be-
richt sagte - um die Verantwortung dafür, dass dieser Staat
seine Aufgaben auch in Zukunft erfüllen kann. Dafür wol-
len wir einstehen.

Weber Leo, Berichterstatter: Es ist erfreulich, welche poli-
tische Substanz die Eintretensdebatte aufgewiesen hat.
Ich nehme an, Sie erwarten mit Aufmerksamkeit die um-
fassende Stellungnahme des Bundesrates zu diesen Fra-
gen.
Ich möchte meinerseits zwei Fragen kurz streifen: 1. Den
Nichteintretensantrag von Herrn Muret. Er ist schweize-
risch gesehen unrealistisch: Wir können die Militärausga-
ben angesichts der Aufrüstung der Welt und insbesondere
der östlichen Staaten nicht in einem von ihm vorgeschla-
genen Ausmasse senken. Wir können aber auch nicht kon-
fiskatorische Abgaben auf dem Vermögen erheben; das
widerspricht unserer Eigentumsordnung und würde zu
einer übertriebenen Solidarität führen.
Ich setze mich auch nicht auseinander mit dem Rückwei-
sungsantrag von Herrn Carobbio. Er will zwar erhöhte
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